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EDITORIAL

Jubiläum:  
Die DW wird  
75 Jahre!
Seit 75 Jahren ist die DW Die Woh-
nungswirtschaft das Branchenma-
gazin. Damit hat es Sie alle, liebe Le-
serinnen und Leser, während Ihres 
gesamten beruflichen Wirkens in der 
Branche begleitet. So ein Jubiläum 
bietet ja traditionell immer eine gute 
Gelegenheit, zurückzuschauen, his-
torische Ereignisse werden hervor-
gekramt und in Kontext gesetzt. Das 
haben wir in dieser Jubiläumsausga-
be weitgehend vermieden. Die Bran-
che verändert sich. Deshalb steht die 
gesamte Ausgabe unter einem Motto: 
„Change!“. Unser Blick richtet sich 
nach vorne: Was beschäftigt uns jetzt 
und in Zukunft? Die Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft ist im Auf-
bruch, mitten im Wandel – und das spiegeln unsere 
Beiträge in allen Rubriken wieder. 

Es geht um Mobilitätskonzepte von morgen (ab 
Seite 24), welche Lösungen es für seniorengerechtes 
Wohnen gibt (ab Seite 36) und wie die Zukunft des 
Bauens aussieht (ab Seite 56). Wir betrachten, wie 
sich Wohnungsgenossenschaften für die kommende 
Zeit rüsten (ab Seiten 68) und berichten, wie man 
mit multiplen Krisen umgeht (ab Seite 74). Sie sehen: 
Diese Ausgabe ist sehr bunt. 

Bunt ist auch unsere Titelseite: Hier haben wir 
ebenfalls einen „Change“ gemacht und präsentieren 
uns mal ganz anders. Wem unser Titel genauso gut 
gefällt wie uns, der hat die Chance, ihn als Poster im 
Format A1 zu gewinnen: Senden Sie uns dazu einfach 
eine Mail an redaktion@diewohnungswirtschaft.de 
mit dem Betreff: „Happy Birthday DW!“ Viel Glück!

Ihre 

Iris Jachertz
Chefredakteurin
Iris Jachertz
Chefredakteurin
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In den 1990er Jahren wurden Großsiedlungen oft als  
„Dinosaurier“ belächelt. Heute hat sich der Blick verändert.
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Eine Zeitreise mit Rück- und Ausblicken 
Wohnraummangel und Ressourcenknappheit 
sind zwei Themen, die im Gründungsjahr der 
DW 1948 vorherrschten, aber auch 75 Jahre 
später noch die Branche beschäftigen. Heute, 
2023, kommen weitere hinzu. Digitalisierung, 
Künstliche Intelligenz oder der demogra-
fische Wandel, um nur drei zu nennen. Mit 
diesem Heft wagt die DW-Redaktion einen 
Blick auf bewährtes und unbekanntes.
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Als größter Branchendachverband setzt 
sich der GdW Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunterneh-
men e.V. gegenüber Politik, Wirtschaft 
und Medien für die Interessen seiner 
Regionalverbände und deren Mitglieder 
– rund 3.000 Wohnungsgenossenschaf-
ten, kommunale, kirchliche, privatwirt-

schaftliche, landes- und bundeseigene 
Wohnungs- und Immobilienunterneh-
men in ganz Deutschland – ein. Die 
Wohnungswirtschaft steht für faire Mie-
ten und gutes Wohnen. Die Wohnungs-
unternehmen bieten dabei weit mehr als 
ein Zuhause. Sie übernehmen soziale 
Verantwortung und sorgen für lebendi-
ge und lebenswerte Quartiere. 30 % aller 
Mietwohnungen in Deutschland verwal-
ten Wohnungsunternehmen, die dem 
GdW beziehungsweise seinen Regio-
nalverbänden angehören. Der Verband 
leistet fachlich fundierte Politikberatung 
und liefert schnell und kompetent Daten, 
Fakten und Bewertungen zu aktuellen 
politischen Vorgängen und Zukunfts-
themen rund um die Wohnungs- und 

Immobilienwirtschaft in 
Deutschland und Europa. 

Unter der aktuellen 
Bundesregierung gibt 
es wieder ein Baumi-
nisterium. Den Kontakt 
zur Bauministerin kann 
man als sehr gut und 
intensiv bezeichnen – 
aber was hat sich, kurz 
zusammengefasst, für 
die soziale Wohnungs-
wirtschaft in den letzten 
beiden Jahren tatsäch-
lich positives getan? 

GEDASCHKO: Wir ha-
ben uns in der Tat für 

ein eigenständiges Bundesbauminis-
terium stark gemacht – so wie es das 
bis 1998 seit Gründung der Bundesre-
publik auch gab. Denn die Herausfor-
derungen auf den Wohnungsmärkten, 
beim Wohnungsbau und beim notwen-
digen Klimaschutz sind heute wieder 
so groß wie nie. Ein Vierteljahrhun-
dert lang hat zuletzt die Koordination 
auf oberster nationaler Ebene gefehlt, 
sie ist aber notwendig. Das Problem 
ist allerdings, dass der Aufbau eines 
neuen Ministeriums und auch seiner 
Durchschlagskraft deutlich länger 
dauert, als auch wir uns das ausge-
malt hätten. Ministerin Geywitz, zu der 
wir einen sehr konstanten und guten 
Kontakt pflegen, wird häufig zurecht 
als „Königin ohne Reich“ bezeichnet. 
Denn nicht nur ist der Wohnungsbau 
grundsätzlich Ländersache, sondern 
viel schlimmer noch: Ihr Ministeri-
um, das Bundesministerium für Woh- Fo

to
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INTERVIEW MIT AXEL GEDASCHKO,  
INGEBORG ESSER UND  
DR. CHRISTIAN L IEBERKNECHT

„Nichts ist so  
beständig wie 
der Wandel.“

Wenn GdW-Präsident Axel Gedaschko, die Haupt-
geschäftsführerin des GdW Ingeborg Esser und 
GdW-Geschäftsführer Dr. Christian Lieberknecht 
Rede und Antwort stehen, wird es politisch. Sie 
sprechen über den derzeitigen Wandel in den 
Wohnungsmärkten und was es für die Branche 
seitens der Bundesregierung wirklich braucht.
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nen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
(BMWSB), verfügt mit etwa 1 Mrd. € 
leider über mickrige Haushaltsmittel. 
Den Riesenaufgaben von Wohnungs-
bau, altersgerechtem Umbau, Digita-
lisierung und Klimaschutz wird das in 
keinster Weise gerecht. Dagegen liegen 
beim Wirtschafts- und Klimaschutz-
ministerium von Robert Habeck mehr 
als das Zehnfache der Mittel und das 
BMWK arbeitet mit zahlreichen Ge-
setzen mit Hochdruck vor allem an 
einer immer weiteren Verteuerung 
des Wohnens. Das macht deutlich: In 
den vergangenen beiden Jahren hat 
Ministerin Geywitz zwar die Zügel 
beim Thema Wohnen mit Elan in die 
Hand genommen, aber es fehlt an zu 
vielen Ecken und Enden, als dass sie 
bisher wirklich erfolgversprechen-
de Lösungen umsetzen konnte. Ihr 
Bündnis bezahlbarer Wohnraum hat 
zwar insgesamt 187 und damit extrem 
viele, lange bekannte und notwendige 
Maßnahmenvorschläge erarbeitet – 
eine zügige Umsetzung ist aber wie 
das eigentliche Wohnungsbauziel der 
Regierung leider vor allem eines: un-
realistisch. 
Immer wieder wird Ihrerseits und auch 
seitens der Regionalverbände von 
zahlreichen Herausforderungen für 
die Wohnungswirtschaft gesprochen. 
Deren Existenz ist unbestritten, doch 
müssen diese in den Wohnungsunter-
nehmen immer wieder neu eingeordnet 
und bewertet werden, was eine große 
Flexibilität voraussetzt: Welche He- 
rausforderungen gilt es aus Ihrer Sicht 
kurzfristig oder zuerst anzugehen? 

ESSER: Oberste Priorität hat für die 
sozial orientierte Wohnungswirtschaft 
– den GdW, seine Regionalverbände 
und die rund 3.000 Wohnungsunter-
nehmen – der Weg zu einem klimaneu-
tralen Gebäudebestand und gleichzei-
tig das langfristige Bereitstellen von 
bezahlbarem, attraktivem Wohnraum 
für die Mitte der Bevölkerung. Doch 
dieses hohe und zentrale Gut in unserer 
Gesellschaft ist derzeit akut in Gefahr. 
Zu lange wurde das Thema Wohnen 
sträflich vernachlässigt, Deutschland 
war Anfang bis Mitte der 2000er Jahre 
aus politischer Sicht angeblich „fer-
tig gebaut“ und dann kam doch alles 
ganz anders: Kriegs- und Krisenherde 
weltweit, starke Zuwanderung in unser 
Land und der Klimawandel, der unse-

re Lebensgrundlagen immer stärker 
bedroht. Um diese Mega-Herausfor-
derungen lösen zu können, gilt es in 
der Tat, immer flexibel auf Probleme 
zu reagieren und vor allem proaktiv 
mit handfesten Lösungen zu agieren. 
Zuallererst muss die Regierung dem 
stark kriselnden Wohnungsbau wieder 
auf die Beine helfen. Und gleichzeitig 
darf der Bestand und dessen Transfor-
mation nicht vergessen werden. Das 
muss die Regierung unterstützen und 
fördern: den Bau und Erhalt von be-
zahlbarem, demografie- und klimage-
rechtem Wohnraum.
Die Regulatorik der Bundesregierung 
beim Bauen und Wohnen kennt schein-
bar keine Grenzen. Aktuell steht der 
der Vorschlag der SPD-Fraktion zu 
Mietpreisbegrenzungen im Fokus: Ist 
das in Ihren Augen sinnvoll? Ist das ein 
gangbarer Weg, um das bezahlbare 
Wohnen langfristig zu sichern? 

LIEBERKNECHT: Es ist leider zu be-
obachten, dass Teile der Politik immer 
wieder scheinbar einfache Antworten 
selbst auf die zentralen Probleme in 
unserer Gesellschaft geben. Das zeigt 
sich darin, dass häufig keine echten, 
funktionierenden Lösungen für He-
rausforderungen vorgelegt werden, 
sondern solche, die für die breite Be-

völkerung kurzfristig Entlastungen 
versprechen. Die aktuellen Vorschlä-
ge für weitere Mietpreisbegrenzun-
gen gehören dazu. Statt die Probleme 
des Wohnungsmangels an der Wurzel 
und nachhaltig anzugehen, soll mit 
einschneidenden Mietpreisbegrenzun-
gen lediglich das Symptom bekämpft 
werden. Bezahlbares Wohnen lässt sich 
aber nur dann auf Dauer sichern, wenn 
Wohnungsbau von staatlicher Seite 
gefördert wird und moderate Mietan-
passungen über einen längeren Zeit-

raum die notwendigen Investitionen in 
nachhaltigen Wohnraum ermöglichen. 
Werden diese Investitionen durch ein-
seitige Begrenzungen abgeschnitten, 
geht es über Kurz oder Lang weiter ab-
wärts mit dem bezahlbaren und guten 
Wohnen in Deutschland. 
Vor allem die ostdeutschen Verbände 
beklagen, dass ihre Stimme bei der 
Bundesregierung kein Gehör findet. 
Statt Wohnraummangel herrscht vie-
lerorts Leerstand. Haben Sie Vorschlä-
ge, wie sich das Dilemma zwischen 
Wohnraummangel in den Ballungs-
gebieten und Leerstand in struktur-
schwachen Gebieten lösen ließe und 
wie Bund und Länder hier eingreifen 
sollten? 

G E DAS C H KO:  Zunächst einmal 
ist festzuhalten, dass Bund und Län-
der – und ebenso die Kommunen – 
viel stärker an einem Strang ziehen 
müssen, um beim komplexen Thema 
Wohnungsmärkte gemeinsam et-
was zu bewegen. Daran hakt es seit 
Jahren massiv. Während die Bundes- 
politik bei der Länderkompetenz Bauen 
und Wohnen nur eine koordinierende 
Funktion wahrnehmen kann, sind vor 
allem die Länder sowie die Städte und 
Gemeinden in der Praxis am Zug. Wenn 
ein Ausgleich zwischen „heiß gelaufe-

nen“ städtischen Wohnungsmärkten 
und aussterbenden ländlichen Regi-
onen gelingen soll, dann geht das nur 
mit gemeinsamem und koordiniertem 
Handeln aller staatlichen Ebenen. Nur 
so können überregionale Infrastruk-
turprojekte, sei es im Verkehr, bei der 
Digitalisierung oder der Energiever-
sorgung, überhaupt realisiert werden. 
Wenn es den staatlichen Ebenen ge-
lingt, die Standortbedingungen der 
ländlichen Regionen durch besseren 
öffentlichen Nahverkehr, bessere 

„In den vergangenen beiden Jahren hat  
Ministerin Geywitz zwar die Zügel beim  

Thema Wohnen mit Elan in die Hand genom­
men, aber es fehlt an zu vielen Ecken und  
Enden, als dass sie bisher wirklich erfolg­

versprechende Lösungen umsetzen konnte.“
Axel Gedaschko
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Internetverbindungen und einen bür-
gernahen Ausbau der erneuerbaren 
Energieversorgung hochzuschrau-
ben, dann werden dort künftig auch 
wieder mehr Menschen leben wollen. 
Das könnte vielen Städten den Druck 
nehmen. Dafür muss bei anhaltendem 
Zuzug nach Deutschland aber auch 
und vor allem in den Metropolen Mas-
sives beim Wohnungsneubau geleistet 
werden. 
In der „ZEIT“ war kürzlich ein Beitrag 
zu lesen mit dem Titel „So trennt Hit-
ze die deutschen Städte“, bezogen auf 
die Stadt Essen. Darin ist nachzulesen: 
„Exklusive Daten zeigen eine soziale 
Hitzebelastung: Bereits heute heizen 
sich ärmere Stadtteile oft stärker auf 
als reichere Bezirke.“ Ist aus Ihrer Sicht 
die soziale Frage tatsächlich so eng mit 
der Klimafrage verknüpft? 

ESSER: Die Klimafrage ist in der 
Tat eine zutiefst soziale Frage, denn 
die Umsetzung der notwendigen Kli-
maschutzmaßnahmen erfordert sehr 
hohe finanzielle Investitionen. Die 
Ampel-Koalition macht allerdings den 
großen Fehler, dass sie diese Tatsache 
bei Weitem nicht ausreichend bis gar 
nicht kommuniziert. Die Politik muss 
sich da ehrlich machen: Wenn in sehr 
kurzer Zeit enorm einschneidende 

Maßnahmen gegen den Klimawandel 
umgesetzt werden sollen, dann wird 
das alle Teile unserer Gesellschaft viel 
Geld kosten. Klimaschutz gibt es nicht 
zum Nulltarif, aber die Regierung gau-
kelt das den Bürgerinnen und Bürgern 
gewissermaßen vor. Die Aufgabe des 
Staates in unserer sozialen Marktwirt-
schaft ist es, bei den hohen notwendi-
gen Investitionen nicht nur für wirk-
same Anreize, sondern gleichzeitig für 
den sozialen Ausgleich zu sorgen. Das 
geht letztlich nur über das Mittel einer 
auskömmlichen und verlässlichen För-
derung. Diese Aufgaben versäumt die 

aktuelle Regierung jedoch, schlimmer 
noch: Sie steht dem Thema Förderung 
teils kritisch bis feindlich gegenüber. 
Nun könnte man entgegenbringen, 
dass in wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten gespart werden muss – aber 
da muss ganz deutlich gesagt werden: 
Wer als Regierung beim sozialen Aus-
gleich der kostenintensiven Klima-
schutzmaßnahmen spart, der sorgt für 
soziale Ungerechtigkeit, Segregation 
und langfristigen Unfrieden in der Ge-
sellschaft.
Die Neubauzahlen sowie Investitionen 
in den Bestand stagnieren beziehungs-
weise sind rückläufig. Die Gründe dafür 
sind vielschichtig. Sie selbst sprechen 
von Förderung, Finanzierung und Steu-
eranreizen als Hebel, um den sozialen 
Wohnungsbau und damit das bezahl-
bare Wohnen möglicherweise wieder 
anzukurbeln und zu ermöglichen. Was 
schlagen Sie hier konkret vor? 

LIEBERKNECHT: Wohnungsbau in 
Deutschland ist in den vergangenen 
Jahren sehr komplex, bürokratisch 
und immer teurer geworden. Deshalb 
ist es ein wesentlicher Punkt für das 
bezahlbare Wohnen, dass wir von den 
Kosten herunterkommen. In der aktu-
ellen Krisensituation wäre es eine zen- 
trale und sehr wirksame Maßnahme, 
die Mehrwertsteuer für den Woh-
nungsbau auf 7 % zu senken – und 
zwar für ein neues, bezahlbares Miet-
wohnsegment mit Mieten von 9 bis 
12 €/m² monatlich. Denn wir brauchen 
wieder Wohnungsbau für die Mitte der 
Gesellschaft. Auf Vorbehalte mit Blick 
auf fehlende Steuereinnahmen kann 
nur geantwortet werden: Wenn statt-
dessen gar nicht mehr gebaut wird, 
gibt es weder Einnahmen über die 
Mehrwertsteuer noch neue bezahlba-
re Wohnungen. Angesichts steil nach 
oben schießender Zinsen sollte von 
staatlicher Seite zudem eine Zinsver-
günstigung auf 1 % ermöglicht werden. 
Außerdem sollten die von staatlicher 
Ebene festgelegten Baunebenkosten 
wie Grunderwerbsteuer, Notargebüh-

ren und Grundbuchkosten auf ein fi-
nanziell machbares Niveau abgesenkt 
werden. Wenn es um neue Baunormen 
und Vorgaben geht, sollte immer eine 
Folgekostenabschätzung vorgenom-
men werden. Ansonsten werden immer 
mehr teurere Vorschriften den bereits 
durchregulierten Wohnungsbau für 
breite Bevölkerungsschichten unbe-
zahlbar machen.
Seit drei Jahren gibt es das Kompetenz-
zentrum Digitalisierung, kurz DigiWoh. 
Die Mitgliederzahlen steigen stetig – 
was lässt sich in Bezug auf die Digita-
lisierung der Wohnungsunternehmen 
daraus ableiten? 

ESSER: Die Digitalisierung ist das 
absolute Mega-, Dauer- und Quer-

schnittsthema in unserer Branche, wie 
in vielen anderen Branchen auch. Den 
riesigen Herausforderungen unserer 
Zeit, allen voran dem Klimaschutz, 
werden wir nur dann sinnvoll begeg-
nen können, wenn wir vernetzt vor-
gehen, Daten intelligent und sicher 
nutzen und dadurch zudem Zeit und 
Kosten sparen. Ob in den Prozessen 
der Unternehmen, der effizienten 
Steuerung der Gebäude oder in der 
Wohnung selbst: Die unterschiedli-
chen vielfältigen Themen rund um 
das Wohnen müssen künftig noch viel 
schneller und viel enger miteinander 
verknüpft werden. Daran arbeiten im-
mer mehr Wohnungsunternehmen im 
Kompetenzzentrum DigiWoh mit viel 
Elan und vor allem auch Freude an der 
vernetzten Zukunft. Und sie arbeiten 
nicht alleine, sondern suchen gemein-
sam mit vielen jungen Tech-Unter-
nehmen nach den besten Lösungen 
für sich. Auch wenn viele Menschen 
beim Thema Künstliche Intelligenz, 
Robotik oder digital unterstützten 

„Bezahlbares  
Wohnen lässt sich 

nur dann auf Dauer 
sichern, wenn  

Wohnungsbau von 
staatlicher Seite  
gefördert wird.“

Dr. Christian Lieberknecht

„Die Digitalisie­
rung ist das absolute 
Mega-, Dauer- und 
Querschnittsthema 

in unserer Branche.“
Ingeborg Esser
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Wohnservices erst einmal stutzen 
oder gar ängstlich reagieren: Durch 
die Digitalisierung lässt sich beim 
Wohnen und auch beim Bauen künf-
tig so viel Zeit effizienter nutzen und 
Kosten lassen sich drücken, sodass die 
Vorteile hier deutlich überwiegen wer-
den. Der Wohnkomfort wird dadurch 
weiter steigen, Unternehmenspro-
zesse werden letztlich einfacher und 
schlanker. Die Unternehmen müssen 
es aber richtig angehen – dabei hilft 
DigiWoh. Und die Politik muss die 
richtigen Leitplanken setzen – dafür 
macht sich der GdW stark.
Der GdW ist seit vielen Jahren enga-
gierter Förderer und/oder Schirmherr 
verschiedener Branchenawards, wie 
den DW-Zukunftspreis der Immobili-
enwirtschaft, den Deutschen Bauher-
renpreis oder den Preis Soziale Stadt. 
Welche Bedeutung haben diese Aus-
zeichnungen für die Wohnungswirt-
schaft, wie unterscheiden sie sich und 
warum sollten Wohnungsunternehmen 
unbedingt an den Ausschreibungen 
teilnehmen? Sind weitere Awards ge-
plant, die sich mit zusätzlichen Themen 
befassen?

LIEBERKNECHT: Es gibt in der Tat 
mittlerweile eine ganze Reihe von eta-
blierten Branchenpreisen in der Woh-
nungswirtschaft. Sie sind ein probates 
Mittel, um die großen Leistungen der 
sozial orientierten Wohnungsunter-
nehmen in der gesamten Branche und 
ebenso in der breiteren Öffentlichkeit 
bekannter zu machen – und auch, um 
zum Nachmachen und Weiterentwi-
ckeln anzuregen. Frei nach dem Motto 
„Tue Gutes und rede darüber“ sollten 
die Wohnungsunternehmen unbedingt 
auch künftig an den Wettbewerben 
teilnehmen, um zu zeigen, wie sich Er-
folge fürs Unternehmen, seine Miete-
rinnen und Mieter, die Branche und die 
Gesellschaft insgesamt erzielen lassen. 
Denn vor allem der Austausch von Best 
Practice – aus der Praxis für die Praxis 
– hilft vielen Akteuren bei der Lösung 
ihrer Herausforderungen weiter. Der 
GdW wird gemeinsam mit den Regio-
nalverbänden und verlässlichen Part-
nern wie der DW hierfür die Plattform 
bieten. Ein weiterer, vergleichsweise 
noch junger Award, ist der Wettbewerb 
um Deutschlands beste Mieterzeitung, 
den wir nach einer kleinen Corona-
Pause in diesem Jahr zum dritten Mal 

durchführen. Die Bedeutung des Medi-
ums Mieterzeitung sollte dabei trotz – 
oder gerade wegen – des zunehmend 
digitalen Zeitalters nicht unterschätzt 
werden. Über die Mieterzeitung und 
die mit ihr verbundenen digitalen Ka-
näle können Wohnungsunternehmen 
ihre Kunden, die Mieter, in oft unter-
schätzter Weise direkt und quasi auf 
„freundschaftlicher“ Ebene in ihren 
Wohnungen erreichen. Wir finden, 
dass dieses Medium wie viele Allein-
stellungsmerkmale der Wohnungs-
wirtschaft gehegt, gepflegt, weiter-
entwickelt und auch ausgezeichnet 
werden sollte. Wir sind gespannt, wer 
dieses Jahr das Rennen macht! 
Wir feiern in diesem Jahr 75 Jahre DW 
Die Wohnungswirtschaft – der GdW 
kann im nächsten Jahr sogar auf 100 
Jahre zurückblicken. Was kann die Woh-
nungswirtschaft aus den vergangenen 
historischen Ereignissen lernen, welche 
sind heute noch aktuell beziehungs-
weise beschäftigen die Branche? Und 
wagen Sie einen Ausblick: wohin ent-
wickelt sich die Branche oder, anders 
gefragt, wie wohnen wir in Zukunft? 

GEDASCHKO: Eines ist mit Blick auf 
die stattlichen Jubiläen der DW, un-
serer wöchentlichen Fachzeitschrift 
wi Wohnungspolitische Informatio-
nen, die in diesem Jahr ebenfalls 75 

wird, und auf den kommenden 100. 
Geburtstag des GdW sicher: Nichts ist 
so beständig wie der Wandel. So, wie es 
die sozial orientierte Wohnungswirt-
schaft, der GdW, seine Regionalver-
bände und die vielen Partner seit jeher 
gelebt haben, wird auch in Zukunft ihre 
Flexibilität, ihre Anpassungsfähigkeit 
bei gleichzeitiger Verankerung in ih-
rer Region und Tradition, aber auch 
ihr langfristiges und nachhaltiges Ge-

schäftsmodell das Mittel zum Erfolg 
sein. Dabei gilt es aber heute mehr 
denn je, sehr schnell anpassungsfähig 
zu sein und flexibel handeln zu kön-
nen. Denn die Aufgaben in einer immer 
vernetzteren sowie von großen und 
schnellen Veränderungen betroffenen 
Welt, wie Klimawandel und Demogra-
fie, waren selten bis nie so groß. Doch 
unsere Gesellschaft und insbesondere 
unsere Demokratie und soziale Markt-
wirtschaft haben es immer wieder 
geschafft, auch die größten Verände-
rungsprozesse und Umschwünge zu 
meistern. Seien es die dunklen Kapi-
tel der Geschichtsbücher, die beiden 
Weltkriege, die großen Lichtblicke 
Wendezeit und Wiedervereinigung 
Deutschlands oder aber in jüngster 
Vergangenheit die Corona-Pandemie. 

Was anders ist mit Blick auf die 
vergangenen rund 50 Jahre: das ge-
ballte Auftreten und das Sich-Über-
lagern mehrerer Krisen auf einmal. 
Aktuell ist es der völkerrechtswidri-
ge Angriffskrieg Russlands gegen die  
Ukraine, der uns allen Sorgenfalten 
ins Gesicht treibt. Ohne diese exter-
nen Krisen wäre der Weg der sozial 
orientierten Wohnungswirtschaft  
sicherlich ganz konstant weiter nach 
oben, hin zu noch mehr bezahlbarem, 
sicheren Wohnen für breite Schichten 
der Bevölkerung gegangen. Doch es 
sind eben diese Krisen, die leider zum 
Leben und zu unserer Welt dazu gehö-
ren. Wie wir damit umgehen, ist ent-
scheidend. Worauf es daher ankommt, 
ist, dass die politischen Entscheider 
weiterhin unser Gehör finden und eben 
die richtigen Entscheidungen treffen. 
Daran arbeitet der GdW gemeinsam 
mit seinen Partnern Tag für Tag – und 
aktuell mehr denn je – mit Hochdruck. 
Gelingt es weiterhin, dass die Politik 
statt populistischer Schönmacherei 
die wirklich wichtigen Dinge angeht 
und die richtigen Weichen stellt, dann 
steht einem immer komfortableren, 
für alle Bevölkerungsgruppen passen-
den und dabei bezahlbaren Wohnen 
in Deutschland wenig im Wege. Aber 
daran gilt es, alle gemeinsam, als ge-
samte Gesellschaft für den zentralen 
Lebensbereich des Wohnens dauerhaft 
zu arbeiten. 

Vielen Dank für das Gespräch.
Das Interview führte Iris Jachertz.�

„Bund und Länder 
müssen viel stärker 

an einem Strang  
ziehen, um beim 

komplexen Thema 
Wohnungsmärkte 

etwas zu bewegen.“
Axel Gedaschko
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V om Mietrechtsurteil bis zum 
seriellen Bauen – dem Wis-
sensbedarf der Wohnungs-
wirtschaft sind kaum Gren-
zen gesetzt. Denn die Branche 
agiert in einem komplexen 

Rahmen, rechtliche und technologische 
Neuerungen treten mit hoher Schlagzahl 
ein.

Mag ihr Geschäftsmodell auch stabil 
sein, Wohnungsunternehmen spüren ge-
sellschaftliche Umbrüche meist unmittel-
bar. Wie in der Corona-Pandemie: Da wur-
de die Wohnung, geschützter Rückzugsort 
für einen Großteil der Menschen in Deutschland, 
plötzlich ein viel zu beengter Raum, in dem auch noch 
Homeschooling und Arbeit stattfanden. Die Woh-
nungsunternehmen leisteten in dieser Zeit Enormes, 
um Mieterschaft und Mitarbeitende zu unterstützen. 
Sie haben Flexibilität bewiesen und die Digitalisie-
rung vorangetrieben.

Wegbegleiter in die Zukunft
Heute erzeugen Klimawandel, Energiekrise und so-
ziale Verschiebungen hohen Veränderungsdruck. 
Dabei vertragen gerade Bauen und Vermieten keine 
kurzfristige Planung, was das Lösen der Probleme 
nicht einfacher macht. Zudem kollidiert der soziale 
Auftrag, dem genossenschaftliche und kommunale 
Wohnungsunternehmen verpflichtet sind, zuneh-
mend mit ökologischen Zukunftszielen, denn unser 

hoher Lebensstandard basierte bisher auf günstigen 
fossilen Brennstoffen.

Umso wichtiger sind Wegbegleiter, die Fach- und 
Führungskräften im richtigen Moment die richtigen 
Informationen liefern. Die zum Blick über den Tel-
lerrand einladen. Nicht wenige Leserinnen und Leser 
setzen dabei auf Qualitätsinhalte. Nach der Studie 
„Glaubwürdigkeit und Relevanz: Fachmedien in Zei-
ten von Corona” der Deutschen Fachverlag GmbH 
hat die Bedeutung von Fachmedien als Informations-
quelle für 35 % der befragten Entscheiderinnen und 
Entscheider Pandemie-bedingt zugenommen. Gut 
ein Viertel nutzt Fachmedien seit Corona intensiver.

Fachexpertise  
gestern und heute

Was macht ein gutes Fachmedium aus? Die richtige 
Themenauswahl, fundiert recherchiert, der Branche 
einen Schritt voraus, gut präsentiert. Die DW er-
schien vor 75 Jahren im Verlag der Verbände, hatte 
somit einen idealen Zugang zu ihrer Zielgruppe. Pure 
Fachartikel ohne Bilder, mehr erwartete man damals 
nicht von der Zeitschrift, deren Erscheinungsbild man 
heute als Textwüste beschreiben würde. Doch natür-
lich nutzten die Blattmacher alle technischen Neu-
erungen. Heute liegt ein modernes Magazin vor uns, 
das kurze News, vertiefte Fachartikel, Infografiken, 
Zahlen, Rechtsinformationen oder Produktübersich-
ten vereint und auch online als eMag verfügbar ist.

Viele Medienhäuser gingen in den letzten Jahr-
zehnten neue Wege. Der Fachpresse-Statistik zufolge 
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Dr. Carsten Thies
Vorstand  

Haufe-Lexware  
Real Estate AG

Geschäftsführer in der 
Haufe Group
MÜNCHEN

Von Dr. Carsten ThiesVon Dr. Carsten Thies

Den Rechtsrahmen ausleuchten, Trends aufspüren und einordnen, Leuchtturm-
projekte vorstellen: Fachmedien wie die DW liefern der Branche viel mehr als 
intellektuelle Grundnahrung, sie liefern Inspiration und Expertise.  
Gratulation zu 75 Jahren Lotsendienst.

Welchen Platz haben Fachmedien in 
Zeiten dramatischer Veränderungen?
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Geschätzte Branchenumsätze  
deutscher Fachmedienhäuser 2022
Digitale Fachmedien waren in Deutschland 2022 erstmals stärker  
nachgefragt als Print-Fachzeitschriften und -bücher. 

Quelle: Marktschätzung und Sample, Fachpresse-Statistik 2022 der Deutschen Fachpresse

M
rd

. €

Gesamt

Erlösart

Print Digital SonstigeDienstleis-
tungen

Veranstal-
tungen/
Messen

8,33

3,64

0,70
0,28 0,17

3,54

+4,2 %

+3,9 %

+46,3 %
+9,2 % +0,9 %

-1,3 %

Für mich persönlich ist die DW  
Informationsquelle, Begleiter und  

Ratgeber, um Kunden zu verstehen 
und bessere Entscheidungen fällen  

zu können.

haben digitale Angebote die Printmedien umsatzmä-
ßig 2022 erstmals überholt. Die Haufe Group trieb 
besonders früh die digitale Transformation voran, 
während sich ihre Zeitschriften zu modernen Me-
dienmarken weiterentwickelten. Unter den Kanälen 
und Formaten der DW befinden sich zwei wichtige 
Branchenevents:
· �Die Werkstatt, veranstaltet mit dem GdW Bundes-
verband deutscher Wohnungs- und Immobilien-
unternehmen e. V., bringt Führungskräfte aus Woh-
nungsunternehmen und Industrie zusammen, um 
voneinander zu lernen und gemeinsame Projekte 
zu entwickeln. Wie wegweisend und relevant die-
ses Konzept ist, verdeutlicht auch der Gewinn des 
Awards „Fachmedium des Jahres 2023“ des Vereins 
Deutsche Fachpresse in der Kategorie „Beste Ver-
anstaltung“.

·	� Branchenvorreiter und ihre Projekte bekannter 
machen – das funktioniert unter der Ägide der 
DW sehr gut. Seit 2004 vergibt eine große Jury aus 
verschiedenen Branchenvertretern den „DW-Zu-
kunftspreis der Immobilienwirtschaft“, 2023 stand 
er beispielsweise unter dem Motto „Wärmewende“, 
2024 geht es um „Mehrwerte schaffen im ganzen 
Team“. 



scheiden zu können, bedarf es des Rates 
von Expertinnen und Experten. Ebenso 
wichtig sind fundierte Informationen 
über Innovationen, die sich auf das eige-
ne Geschäftsmodell auswirken können. 
Wer früh die Chancen erkennt, kann die 
Weichen rechtzeitig stellen. Eine wich-

tige Rolle spielen Berichte über Pilotprojekte. Ob 
Softwareeinführung oder Erzeugung von Solarstrom: 
Fachmedien räumen authentischen Praxiserfahrun-
gen viel Raum ein. Der Leserschaft dienen sie als 
zusätzliche Entscheidungsgrundlage, bevor sie eine 
Investition tätigen.

Energiepreisbremsengesetze, Grundsteuerre-
form, CO2-Bepreisung – was in den letzten Jahren an 
Gesetzen, Verordnungen und Richtlinien verabschie-
det wurde, hält die Wohnungswirtschaft auf Trab. Ein 
Beispiel ist die Ausrüstung der Gebäude mit Smart 

Spiegel einer Branche im Wandel
Zu den Anfangszeiten gab es all das noch 
nicht. Doch die Themen spiegelten im-
mer den Wandel der Wohnungswirt-
schaft, die sich in den 1950er-Jahren 
um Wiederaufbau oder Beseitigung der 
Wohnungsnot kümmerte. Später, nach 
der Wiedervereinigung, rückten insbesondere in den 
neuen Bundesländern Bevölkerungsschwund und 
Rückbau in den Fokus, Strukturwandel, Landflucht, 
Urbanisierung. Heute beschäftigt sich die Branche 
wieder mit anderen Herausforderungen, allen voran 
der Klimakrise, aber auch mit Flüchtlingen, Energie-
preisen, Finanzmarktentwicklung, Bauvorschriften, 
sozialer Segregation, demografischem Wandel und 
Digitalisierung.

Für die DW schreiben vor allem Fachleute aus 
Wissenschaft, Verwaltung, Unternehmen und Bera-
tung, die sich mit den jeweiligen Bereichen bestens 
auskennen. Über Konzepte oder Projekte wird aus 
der Innensicht berichtet. So wird deutlich, wie die 
Branche an der Zukunft baut.

Für mich persönlich ist die DW Informations-
quelle, Begleiter und Ratgeber, um Kunden zu ver-
stehen und bessere Entscheidungen fällen zu können. 
Welche weitreichenden Konsequenzen das kürzlich 
angekündigte Wärmeplanungsgesetz haben wird, 
hat mir der Artikel „Der weite Weg zur kommunalen 
Wärmeplanung“ (DW 8/2023, Seite 50) verdeutlicht. 
Sehr spannend war für mich auch der Bericht über 
die Auswirkungen der Bestandssanierung auf die 
CO2-Bilanz am Beispiel der Wohnungsbaugenossen-
schaft Altgliencke (DW 3/2023, Seite 48).

Mit Hilfe der DW bleibe ich zudem über Ent-
wicklungen in der Branche auf dem Laufenden, die 
Haufe als Anbieter von ERP-Softwaresystemen für die 
Wohnungswirtschaft nur mittelbar betreffen: zum 
Beispiel, was in der Heiztechnologie passiert oder 
wie Quartiersansätze helfen, die Dekarbonisierung 
effizienter zu gestalten. Wie Wohnungsunternehmen 
ihre wichtigen gesellschaftlichen Aufgaben meistern, 
wie sie den Menschen ein attraktives Zuhause bieten 
und sich in eine zukunftsgerichtete Quartiers- und 
Stadtentwicklung einbringen, dazu finden sich in 
jeder DW-Ausgabe Beispiele.

Zwei Dauerthemen:  
Digitalisierung und Gesetzesänderungen

Internet, Smartphone, ERP- und Cloud-Technologien, 
das Internet der Dinge – der rasante technologische 
Wandel hat die Wohnungswirtschaft in den letzten 
Jahrzehnten stark verändert. Die Unternehmen au-
tomatisieren Prozesse, arbeiten online, etwa in der 
Kommunikation mit Kundinnen und Kunden, und 
statten ihre Gebäude mit smarten Technologien aus.

Um Schritt zu halten mit dem Tempo, in dem 
neue Entwicklungen auf den Markt gebracht werden, 
und um als technischer Laie zwischen vorübergehen-
den Trends und bleibenden Entwicklungen unter- Bi
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Lesedauer von Fachzeitschriften (Print)

42 %
2 Stunden  
und mehr

35 %
1 Stunde  

bis 2 Stunden

17 %
30 Minuten 
bis 1 Stunde

6 %
unter

30 Minuten

Quelle: B2B-Entscheideranalyse 2017; Deutschen Fachpresse
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Metern für die unterjährige Verbrauchsinformation. 
Für die Umsetzung braucht es nicht nur Technologie, 
auch Prozesse müssen angepasst und Mitarbeitende 
qualifiziert werden. Um hier den Überblick nicht zu 
verlieren, sind Fachmedien vonnöten, die zuverlässig 
über anstehende rechtliche Änderungen und deren 
Konsequenzen informieren und das Juristendeutsch 
in verständliche Empfehlungen übersetzen.

Raus aus der  
Meinungsblase

Zunehmend mehr Menschen nutzen LinkedIn, In-
stagram oder X (ehemals Twitter), um sich beruf-
lich zu informieren. An sich ein guter Ansatz, denn 
Branchennews lassen sich 
dort schnell und leicht kon-
sumieren. Wäre da nicht das 
Phänomen der Meinungs-
blase. Die Algorithmen der 
Anbieter bewirken, dass an 
die Nutzerinnen und Nut-
zer die Inhalte ausgespielt 
werden, die zu ihren Inter-
essen, ihrem Netzwerk und 
ihrem Klickprofil zu passen 
scheinen. Dadurch füllt sich der Newsfeed mit meist 
ähnlichen Meinungen und Informationen, während 
andere Sichtweisen und Quellen fehlen. Dazu kann 
jede und jeder in den sozialen Medien posten, was 
sie oder er möchte. Auf ihren Wahrheitsgehalt hin 
überprüft sind solche Inhalte nicht.

Was hilft? Wer renommierten Fachmedien in 
den sozialen Medien folgt, erweitert seinen Feed um 
gründlich recherchierte Beiträge. Mit einem klugen 
Formatmix aus unterschiedlichen Quellen bleibt man 
umfassend und ausgewogen informiert. Aus diesem 
Grund haben die Fachzeitschriften der Haufe Group 
beispielsweise auch LinkedIn-Auftritte. Neben der 
Lektüre von Fachzeitschriften, Verbandsnewslettern 
und anderen Informationsdiensten gehört für mich 
zum Beispiel der Fachtalk L’Immo von Haufe.Immo-
bilien dazu. Den Preis als „Bestes Fachmedium 2023“ 
in der Rubrik „Podcasts“ haben sich die verantwort-
lichen Kolleginnen und Kollegen aus den Teams der 
DW und der „Immobilienwirtschaft“ verdient.

Ein Blick in die Zukunft: Klima, Mobilität  
und demografischer Wandel

Es wird anspruchsvoll. So lässt sich die Zukunft der 
Wohnungswirtschaft auf den Punkt bringen. Die Ent-
scheiderinnen und Entscheider haben viele Fragen. 
Sie erwarten Lösungen und Visionen von Menschen, 
die Expertise und Einfluss besitzen.

Stürme, Überschwemmungen, Trockenheit und 
Hitze – die Vorboten des Klimawandels sind heute 
schon spürbar. Der Druck, nachhaltiger zu agieren, 
steigt und steigt. Als CO2-Großemissionär muss der 
Immobiliensektor seinen Beitrag leisten, um die 
Trendwende noch zu schaffen. Die Herausforderun-

gen sind riesig, man denke allein an die Materialbe-
schaffung für nachhaltiges Bauen.

Was für Quartiersentwicklung und Siedlungs-
strukturen gilt, gilt für die Mobilitätswende genauso. 
Reisen mit dem Auto oder dem Flugzeug werden zu-
gunsten der umweltfreundlicheren Rad-, ÖPNV- und 
Bahnalternativen weichen. Das Arbeiten im Home-
office wird Wohnkonzepte und Bürolandschaft ver-
ändern. Was entwickeln renommierte Architektur-
büros, welche Rezepte haben Stadtplanerinnen und 
Verkehrsplaner, was muss die Wohnungswirtschaft 
noch lernen?

Demografen prognostizieren, dass ab 2037 – au-
ßerhalb von Afrika – die Bevölkerungszahl weltweit 
sinken wird. Single-Haushalte werden zunehmen, 
kleine Wohnungen Mangelware, barrierefreie, al-
tersgerechte Wohnkonzepte umso gefragter sein. Ab 
2040 sterben die geburtenstarken Jahrgänge aus den 
1960ern. Die Folgen sind noch nicht absehbar: Wird 
der Leerstand zunehmen, dienen die Wohnungen 
Zuwanderern als neue Heimat? Wie gut sind wir auf 
den demografischen Wandel vorbereitet? Wie wer-
den sich unser Leben, das Wohnen, das Wirtschaften 
und die Gesellschaft verändern, wenn Künstliche 
Intelligenz Einzug in unseren Alltag hält? Welche 
Rahmenbedingungen braucht die Wohnungswirt-
schaft, was fordern die Verbände von der Politik 

Zum Stapeln viel zu schade: Moderne Fachzeitschriften bieten samt  
ihrer angeschlossenen Produkte wie Newsletter, Podcasts, Veranstaltungen, 

Portale und Wissensslösungen umfassende Unterstützung für den  
Arbeitsalltag professioneller Nutzerinnen und Nutzer

Wichtig sind fun-
dierte Informationen 
über Innovationen, 

die sich auf das eige-
ne Geschäftsmodell 
auswirken können.



ein? Dazu erwarte ich einen ausführli-
chen Diskurs und Antworten gerade in 
den Fachmedien.

Die DW ist der geeignete Ort, diesen 
Diskurs zu unterstützen und in die Breite 
der verantwortlichen Akteure der Woh-
nungswirtschaft, ihrer Dienstleister, Lie-
feranten, Beraterinnen und Experten sowie politisch 
Verantwortlichen zu tragen. Sie bietet den Raum, 
Zahlen, Fakten und Analysen zusammenzutragen 
und bekannt zu machen, unterschiedliche Ideen und 
Konzepte für die Lösung der Herausforderungen vor-
zustellen, Meinungen und Diskussionen ein Forum zu 
geben. Damit am Ende die 
bestmöglichen Entschei-
dungen auf Ebene der Po-
litik und der Unternehmen 
gefällt werden.

Digitalisierung in  
neuen Dimensionen 

– was die Leserinnen 
von morgen brauchen
Bereits ab dem Jahr 2025 
zählen 50 % der Beschäf-
tigten weltweit zu den Di-
gital Natives. Für sie sind Privat- und Arbeitsleben 
untrennbar mit Mobilität, Social Media und Bewegt-
bildern verbunden. Studien zeigen zudem, dass die 
Informationsflut in Onlinemedien die Aufmerksam-
keitsspanne der Menschen immer weiter reduziert.

Das Mediennutzungsverhalten und der Anspruch 
der jungen Generationen wird die Digitalisierung in 
neue Dimensionen heben: Konnektivität und Vernet-

zung werden ebenso selbstverständlich 
sein wie einfach verfügbare und auf den 
Punkt gebrachte Informationshappen. 
Dargereicht werden sie auf kinderleicht 
bedienbaren Plattformen, on demand 
oder über personalisierte Vorschläge, 
wie es die Streaming-Dienste Netflix und 

Spotify vormachen. Infotainment und Gamification 
beeinflussen das Lernen, die fachliche Weiterent-
wicklung bezieht Video-, Audio- und interaktive 
Formate ein.

KI-Bots tragen zu dieser Entwicklung bei. Schon 
bald werden sie nicht nur mächtige Wissenszentra-

len, sondern auch fähige 
Assistenten sein, die durch 
selbständiges Arbeiten die 
Produktivität enorm erhö-
hen. Doch die beste Tech-
nologie geht ins Leere, 
wenn die Informationen, 
die sie ausgibt, falsch sind. 
Fachbeiträge müssen ver-
lässlich sein. Das ist nur 
gewährleistet, wenn jour-
nalistische Standards wie 
die Trennung von werbli-

chen und redaktionellen Inhalten konsequent ein-
gehalten werden.

Fachmedien werden sich weiter anpassen, um 
die Nutzerinnen und Nutzer zu erreichen. Mit ihrem 
Netzwerk und ihren sorgsam kuratierten Inhalten 
bleiben sie ein wichtiges Sprachrohr, auf das die Bran-
che nicht verzichten kann. Die DW wurde ihrer Rolle 
immer gerecht. Sie wird weiterhin gebraucht.�

Fachmedien werden sich weiter an-
passen, um die Nutzer und Nutzerin-

nen zu erreichen. Mit ihrem Netzwerk 
und ihren sorgsam kuratierten  

Inhalten bleiben sie ein wichtiges 
Sprachrohr, auf das die Branche nicht 

verzichten kann!

Fachmedien aktivieren
Nach der Nutzung von Fachmedien haben:

80 %
mit Dritten über 

diese Information 
gesprochen

78 %
eine Anbieter-

Homepage 
besucht

41 %
eine/n Fachkongress/
Veranstaltung besucht

66 %
persönlichen  

Kontakt mit Anbietern 
aufgenommen

44 %
einen Anbieter 

auf einer Messe 
besucht

49 %
Prospektmaterial 

angefordert

Quelle: B2B-Entscheideranalyse 2017; Deutschen Fachpresse
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Stadt und  
Quartier

Orte der Stadt-
teilbegegnung
„Raus in den Stadtteil“ 
könnte das Motto der Bau 
AG Kaiserslautern lauten. 
Das Wohnungsunterneh-
men hat einen weite-
ren Mietertreff offiziell 
zu einem Stadtteiltreff 
„umfirmiert“. Insgesamt 
werden nun drei Räum-
lichkeiten angeboten, 
die für die Begegnung 
der Menschen aus den 
Stadtteilen bereitstehen. 
Die Angebote in den Treffs 
sollen von Mittagstisch 
über „Kaffeeklatsch“ bis hin 
zu Spielnachmittag oder 
Vorträgen zu aktuellen 
Themen reichen. Jeder 
Interessierte kann zudem 
die Treffs „buchen“, um zu 
Aktivitäten einzuladen.
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Stadtansichten 2045
 

Stella Schaller, Ute Scheub, 
Sebastian Vollmar, Lino 

Zeddies 
Zukunftsbilder 2045 – Eine 

Reise in die Welt von morgen; 
176 S., 33 €, Oekom Verlag;  
ISBN 978-3-96238-386-2 

Das Buch will eine Vorstel-
lung davon vermitteln, wie 

schön eine nachhaltige 
Gesellschaft und Stadt sein 
können. Mit aufwendig si-
mulierten Panoramen wird 

gezeigt, wie 16 Städte in 
Deutschland, der Schweiz 
und Österreich in Zukunft 
als grüne Begegnungs-

stätten, in denen Energie-
gewinnung, Verkehr und 

Ernährung eine Kreislauf-
wirtschaft bilden, aussehen 

können.

Bäume als Zeichen kultureller Vielfalt bemalt
Im Brunnenviertel in Berlin-Wedding sind 31 Bäume zu einem Kunstobjekt 
geworden. Die Künstlerin Josefine Günschel hat im Auftrag der Degewo AG 
unter dem Titel „Vielheit/Musterexemplare“ die Baumrinden mit Mustern und 
Motiven verziert, die sie zuvor in der Bewohnerschaft gesammelt hatte. Die 
Motive sollen die kulturelle Vielfalt im Bezirk widerspiegeln und wurden mit wei-
ßer Stammschutzfarbe, wie sie auch das zuständige Grünflächenamt verwen-
det, erstellt. Mit dem Projekt am ehemaligen Mauerstreifen zwischen Wedding 
und Mitte will das landeseigene Unternehmen zum einen ein Zeichen gegen 
Ausgrenzung und Diskriminierung setzen, zum anderen soll die Bemalung den 
Fokus auf die Straßenbäume richten. Sie würden meist wenig beachtet. Obwohl 
sie oft unter widrigsten Bedingungen in den Städten wachsen, seien sie bedeut-
sam für die Verbesserung der Luftqualität und des Mikroklimas in der Stadt.
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NHW zeichnet Studierenden-Konzept aus
Die Unternehmensgruppe Nassauische Heimstätte | Wohnstadt (NHW) setzt weiter 
auf frische Impulse junger Studierender. Zum zweiten Mal hat das Unternehmen 
den Paul-Bode-Preis gemeinsam mit dem Fachbereich Architektur, Stadtplanung 
und Landschaftsplanung (ASL) der Universität Kassel vergeben. Dieses Jahr stand 
der Wettbewerb, der mit einem Preisgeld von 10.000 € dotiert ist, unter dem Titel 
„Experiment Kasseler Hafen: Visionen für ein sozial-produktives Quartier“. Das beste 
Konzept der insgesamt 17 eingereichten Arbeiten entwickelten nach Ansicht einer 
Fachjury Melissa Krug und Necati Karalar mit ihrer Arbeit „Community Port“. Durch 
ihre interdisziplinäre Herangehensweise, die Stadtplanung und Architektur verbun-
den hat, gelang es dem Duo nach Ansicht der Jury, Potenziale zu heben, vorhandene 
Strukturen aufzugreifen und einen neuen Ort in der Stadtlandschaft zu schaffen.

Mit ihrer Arbeit „Commu-
nity Port“ zur Entwicklung 
des Kasseler Hafens 
gewannen Melissa Krug 
und Necati Karalar den 
Paul-Bode-Preis

37,4 %
der Deutschen wünschen 

sich in einer „Stadt der Zu-
kunft“ einen besseren öf-

fentlichen Nahverkehr, das 
ergab eine Befragung des 
Projektentwicklers DC De-
velopment. Die Altersgrup-
pe der 18-29-Jährigen nutzt 

am häufigsten den ÖPNV. 
Je älter die Befragten seien, 
desto weniger bereit seien 

sie zu Einschränkungen und 
desto weniger nutzten sie 

ÖPNV, so die Studie.
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Stiftung Berliner Leben startet neues Programm
Die vor zehn Jahren von dem landeseigenen Unternehmen Gewobag gegründete 
Stiftung Berliner Leben unterstützt überwiegend Projekte im Bereich Kunst und 
Kultur, Sport sowie der Jugend- und Seniorenhilfe – mit dem Ziel, nachbarschaft-
liche Strukturen zu stärken und den sozialen Ausgleich sowie die Integration in 
den Berliner Quartieren zu fördern. Mit einem Quartiersfest im Stadtteil Spandau 
wurde nicht nur der Geburtstag gefeiert, sondern auch das bisher nur im Stadtteil 
Schöneberg-Nord aktive Stiftungsprogramm „Stadtraum!Plus“ im Spandauer Quar-
tier Heerstraße Nord gestartet. Mit dem Programm werden Partnereinrichtungen 
vernetzt und unterstützt – sei es finanziell oder durch kostenfreie Angebote aus dem 
Stiftungsumfeld. Die Aktivitäten sind vielfältig: So bemalen zum Beispiel Spandauer 
Jugendliche mit zwei Künstlern Wände und Tunneldurchgang oder es ist ein Fußball-
turnier geplant, das die Kinder und Jugendlichen selbständig organisieren. 
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Städtebauliche  
Neuordnung und 
Revitalisierung im  
Rintheimer Feld
Mit mehr als 1.000 Wohnungen ist 
das Rintheimer Feld eine der gro-
ßen Siedlungen der Volkswohnung 
GmbH Karlsruhe. 2010 wurde es 
in das Städtebauförderprogramm 
„Soziale Stadt“ aufgenommen und 
als Sanierungsgebiet ausgewiesen. 
Seitdem hat die 13 ha messende 
Großsiedlung ein neues Gesicht 
bekommen. Zahlreiche Sanierungs-
maßnahmen, Neubauten an der 
Forststraße und die barrierefreie 
Umgestaltung der Freiräume haben 
bereits zu einer deutlichen Aufwer-
tung und Belebung des Quartiers 
geführt. Es entwickelte sich ein 
neues, lebendiges Miteinander. 
Diese Entwicklung wird nun mit der 
städtebaulichen Neuordnung des 
Staudenplatzes fortgeführt. 
Die in die Jahre gekommenen 
Ladenzeilen auf dem Staudenplatz 
wurden abgerissen, damit das etwa 
1,2 ha große Areal von der Volks-
wohnung entwickelt werden kann. 
In zentraler Lage entstehen bis Ende 
2025 in einem ersten Bauabschnitt 
in vier Gebäuden 106 Wohnungen 
sowie Gewerbeflächen. In den 
Erdgeschosszonen sind ergänzend 
Flächen zur Sondernutzung vor-
gesehen – unter anderem zieht ein 
Servicebüro der Volkswohnung ein. 
Geplant sind zudem 260 Fahrrad-
stellplätze mit Fahrradreparatur
station und ein Carsharing-Angebot.

Mit dem Umbau des Staudenplatzes 
schreitet die städtebauliche Erneuerung 

der Großsiedlung Rintheimer Feld  
in Karlsruhe voran

Unterstützung für Wohnungsloseninitiativen

Viele Wohnungsunternehmen unterstützen wohnungslo-
se Menschen im Rahmen von „Housing First“-Projekten. 
Ziel derartiger ist es in der Regel, nicht nur eine Wohnung 
zu vermitteln, sondern – nach teilweise längerer Zeit auf 
der Straße oder in Einrichtungen – praktische Unterstüt-
zung beim Wiedererlernen des Lebens in einer Wohnung 
und einer Nachbarschaft zu geben. Hilfe bei der Suche 
nach einer Wohnung leistet zum Beispiel die Vonovia SE. 
In Berlin und in Nürnberg stellt das Unternehmen Woh-
nungen bereit und spendet Geld. In Berlin fördert es das 
Projekt „Housing First für Frauen“ des Sozialdienstes ka-
tholischer Frauen Berlin (SkF). Ziel verschiedener Berliner 
Wohnungsunternehmen ist es, ein vor drei Jahren gestar-
tetes Projekt, das bisher 95 Wohnungen für Obdachlose 
bereitstellte, über die Pilotphase hinaus fortzuführen.
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Die Bamberger Joseph-Stiftung möchte ihren 
architektonischen Anspruch mit ökologisch 
orientiertem Städtebau und sozialer Verant-
wortung in Einklang bringen – dies gilt auch 
für den Stadtteil Bamberg-Südwest mit rund 
280 Sozialwohnungen aus den 1970er-Jahren. 
Das kirchliche Wohnungsunternehmen möchte 
durch eine umfassende Modernisierung und 
Sanierung dort ein nachhaltiges und sozial 
integratives Wohnquartier schaffen. Um diese 
Ziele zu erreichen, wurde ein städtebaulicher 
Ideen- und Realisierungswettbewerb mit hoch-
baulicher Vertiefung zum Thema „Nachhaltiges 
Quartier Südwest“ durchgeführt, dem ein stu-
dentischer Wettbewerb und ein umfangreicher 
Beteiligungs- und Austauschprozess mit Inter-
essensgruppen vorausgegangen war. Die Jury 
entschied, dass die beiden zweitplatzierten Bü-
ros ab 2024 in die Ausführungsplanung gehen 
und ab 2025 die Neugestaltung beginnen.

Bamberger Quartier 
wird nachhaltig  

und sozial integrativ

Innerstädtischer 
Ersatzneubau
Nach der Devise „Mehr 
Qualität für mehr Men-
schen“ hat die Stadtbau 
Würzburg GmbH zehn 
Mehrfamilienhäuser im 
„Bossi-Viertel“ abgerissen 
und das Grundstück in 
Hanglage neu bebaut und 
geordnet. Die Wohnflä-
che vergrößerte sich um 
3.500 m² auf 10.000 m². 
Wohnraum für etwa 120 
Menschen entstand.
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STRATEGIEN UND PERSPEKTIVEN VON GROSSSIEDLUNGEN

Vom „Dinosaurier“ zum  
Zukunftsquartier? 

Die Eisenbahner-Wohnungsbaugenossenschaft Dresden eG hat mit der ‚Höhenpromenade‘ den zentralen Teil  
der Großsiedlung Dresden-Gorbitz erneuert. In den Punkthäusern entstanden barrierearme Seniorenwohnungen
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Von Dr. Bernd Hunger

Die Großsiedlungen der 1960er bis 1980er Jahre haben große Bedeutung für die 
Wohnraumversorgung. Sie weisen mit Blick auf Klimaneutralität strukturelle Vorteile 
auf, aktuell aber auch eine Zunahme sozialer Segregation. Unter welchen Gesichts-
punkten ihre weitere Erneuerung stehen wird, ist daher entscheidend. 
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Bestandserneuerung in Berlin-Hellersdorf (Rotes Viertel):  
Bei der Sanierung wurden die Eingangsbereiche und  
Erdgeschosszonen um- sowie Fahrstühle angebaut

I n nahezu allen Ländern West- und Nordeuro-
pas wurden in den 1960er bis 1980er Jahren 
große Wohnsiedlungen errichtet. Sie besei-
tigten nicht nur die Knappheit an Wohnraum, 
sondern formulierten auch eine Art gesell-
schaftliches Zukunftsversprechen des moder-

nen Wohnens für alle. Auch heute noch prägen sie 
die Wohn- und Lebensrealität eines großen Teils der 
Bevölkerung vieler Städte: Mehr als 8 Mio. Menschen 
leben schließlich in den circa 4 Mio. Wohnungen 
der großen Wohnsiedlungen Deutschlands – das 
entspricht etwa 20 % des Mietwohnungsbestands. 

Mittlerweile haben die großen Wohnkomplexe 
jedoch einen grundlegenden Wandel erlebt: Eine 
erste hoch- und städtebauliche Erneuerung ist in der 
Regel erfolgt. Nun gilt es, den Bestand – nicht zuletzt 
aufgrund der Anforderungen des Klimawandels – 
weiter energetisch, städtebaulich und freiraumbe-
zogen zu erneuern und zu überprüfen, ob die städ-
tebaulichen Strukturen noch heutigen Bedürfnissen 
entsprechen und zukunftsfähig sind.

In manchen Siedlungen leben zudem überdurch-
schnittlich viele Haushalte mit niedrigen Einkommen 
und Migrationshintergrund. Teile von Großsiedlungen 
– nicht alle – haben den Ruf, zu sozialen 
Brennpunkten geworden zu sein. Wie die 
Studie „Herausforderung: Zusammenleben 
im Quartier“ des Instituts Minor im Auf-
trag des GdW im November 2020 aufzeigte, 
können viele Wohnungsunternehmen von 
Problemen des sozialen Zusammenhalts 
in den Wohnungsbeständen berichten – 
auch ohne Beispiele wie die sogenannten 
Silvesterkrawalle in Berlin als extremen 
Ausdruck von Integrationsproblemen zu 
bemühen.

Aus diesen Gründen wird die Zukunft 
der Großsiedlungen vor allem unter zwei 
Gesichtspunkten – auch europaweit – diskutiert: 
Welche Konzepte der Belegungspolitik und einer am 
Gemeinwesen orientierten Betreuung sind geeignet, 
um den Zusammenhalt der Nachbarschaften zu för-
dern und Parallelgesellschaften zu vermeiden? Und 
welche städtebaulichen Maßnahmen und bauliche 
oder funktionale Angebote können zur sozialen Mi-
schung der Nachbarschaften beitragen? 

Erfahrungen und Aufgaben
Die städtebauliche und hochbauliche Erneuerung der 
Großsiedlungen schreitet voran. Dabei zeigt sich, dass 
die strukturellen Besonderheiten wie die kompakte 

Bebauung, großzügige Freiräume und eine umbaufä-
hige soziale wie technisch-funktionale Infrastruktur 
den Anforderungen der perspektivischen Klimaneu-
tralität des Wohnens besser entgegenkommen als 
andere städtebauliche Strukturtypen. Insbesondere 
in der Zeit der Corona-Pandemie und Lockdowns 
bewiesen sich die großzügigen Grün- und Freiräu-
me als wichtige Ressource für die Gestaltung des 
Alltags der Bewohnerinnen und Bewohner. Hier gilt 
es, bei allen Erfordernissen des ergänzenden Bauens 
behutsam vorzugehen. Auch bei der Bewertung der 
Hitze-Resilienz von Siedlungen erhält der Faktor des 
Grüns größere Aufmerksamkeit.

Besorgniserregend ist die Zunahme der sozialen 
Segregation in den Siedlungen. Der Anteil von Haus-
halten mit niedrigen Einkommen und Migrations-
hintergrund liegt in der Regel weit über den städti-
schen Durchschnittswerten – wie die Studie „Berliner 
Großsiedlungen am Scheideweg?“ des Kompetenz-
zentrum Großsiedlungen e. V. (siehe DW 7/2021, Seite 
14) darlegt. Schon allein deshalb gilt es, überforderte 
Nachbarschaften zu vermeiden. Die Zuwanderung 
bringt immer mehr Städte und Gemeinden an die 
Grenzen ihrer Belastbarkeit und betrifft vor allem 
die Großsiedlungen, da die kommunalen Wohnungs-
unternehmen dort ihre größten Bestände haben. Die 
Integrationserfordernisse sind erheblich.

Dass die Großsiedlungen vielfach die größten 
Integrationsaufgaben schultern und damit andere 
Stadtquartiere entlasten, betont auch die Architektin 
Prof. Dr. Barbara Engel vom KIT Karlsruher Institut 
für Technologie. Sie wies bei einem internationalen 

Dr. Bernd Hunger
Vorstandsvorsitzender

Kompetenzzentrum 
Großsiedlungen e. V.

BERLIN
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die zeigt, dass 54 % der Kinder in der Großsiedlung 
Halle-Neustadt und 47 % der Kinder in der Groß-
siedlung Silberhöhe Haushalten mit SGB-II-Bezug 
entstammen (siehe Abbildung).

Städtebauliche Erneuerungskonzepte:  
Erfahrungen und Potenziale

VORREITER BEIM KL IMASCHUTZ 

In den 1990er Jahren wurden Großsiedlungen oft als 
„Dinosaurier“ eines überkommenen Wohnungsbaus 
belächelt und diskreditiert. Vor dem Hintergrund des 
Klimawandels hat sich der Blick verändert. Groß-
siedlungen sind durch die Verbindung von kompak-
tem Wohnen, großzügigem Freiraum und zentraler 
Energieversorgung potenzielle Vorreiter beim Kli-
maschutz. Mit ihren in der Regel guten öffentlichen 
Verkehrsanbindungen, einer weitgehenden Barrie-
rearmut sowie ihren Flächenreserven bieten sie zu-
dem gute Voraussetzungen für die Erprobung neuer 
Formen der Mobilität. 

Absehbar sind auch Vorteile beim Betrieb und der 
Bewirtschaftung, da sich die technischen Systeme in 
den Quartieren in vielen Fällen kostengünstiger an 
die Anforderungen der Klimaneutralität und Ressour-
ceneinsparung anpassen lassen als in anderen städ-
tebaulichen Quartierstypen. Die recht klare Kubatur 
der Gebäude stellt einen deutlichen Gewinn bei der 
Sanierbarkeit dar. Kommen Kostenersparnisse durch 
(serielle) Modernisierung zum Tragen, kann das die 
Attraktivität des Wohnens in einer Großsiedlung 
schon aus rein wirtschaftlicher Sicht erhöhen. Viel-
leicht wird es irgendwann ein Imagegewinn sein, in 
einem Quartier zu wohnen, das in besonderer Weise 
zur Ressourcenschonung beiträgt.

WERTSCHÄTZUNG DES BESTANDS

Die Bewertung der städtebaulichen und baulichen 
Strukturen von Großsiedlungen hat sich auch in vie-
len anderen Ländern gewandelt. Erfolgten in der Ver-
gangenheit in Ländern wie Frankreich, den Nieder-
landen und Dänemark teilweise erhebliche Abrisse, so 
wird heute der Bestand stärker als zukunftsfähig an-
gesehen. Eine teilweise Transformation der Quartiere 
durch Abriss und Neubau – teils als Wohneigentum 
– erfolgt dort, wo durch attraktive neue Wohnformen 
einkommensstärkere Haushalte im Interesse der 
sozialen Mischung gewonnen werden sollen. 

In Deutschland ist die Situation etwas anders, 
grundsätzliche Ähnlichkeiten lassen sich auch hier 
erkennen. Die starken Schrumpfungsprozesse in 
Ostdeutschland nach 1990 machten den Abriss gro-
ßer (Teil)Bestände der Großsiedlungen erforderlich. 
Dies trug zur Überlebensfähigkeit vieler Siedlun-
gen und Wohnungsunternehmen bei. Heute zeigen 
viele Stadtumbau-Beispiele in den ostdeutschen 
Großsiedlungen eindrucksvoll, wie durch Um- und 
Neubauten die Wohnungsangebote ausdifferenziert 
und neue Zielgruppen angesprochen werden können 
(siehe DW 6/2022, Seite 8). 

Workshop des Kompetenzzentrums Großsiedlungen 
e. V. Anfang Juli 2023 in Berlin auf die großen Unter-
schiede in der lokalen Ausgangslage hin – von Leer-
stand und Abriss in schrumpfenden Städten bis hin 
zum ergänzenden Wohnungsbau in den Quartieren 
auf angespannten, meist großstädtischen Wohnungs-
märkten. Die großen Wohnsiedlungen erfordern da-
her besondere politische Aufmerksamkeit und Un-
terstützung – von einer sensiblen Belegungspolitik 
bis hin zu auf die Bedürfnisse der Nachbarschaften 
zugeschnittenen dauerhaften Förderprogrammen.

Das bestätigt auch Guido Schwarzendahl, Vor-
stand des Bauvereins Halle & Leuna eG und Präsi-
dent des Weltverbandes CHI Cooperative Housing 
International. Er schilderte die Herausforderungen 
in der Großstadt Halle, die einen starken Rückgang 
der Bevölkerungszahl verkraften musste: Nachdem in 
den Großsiedlungen Halle-Neustadt und Silberhöhe 
leerstehende Wohnungen in großer Zahl abgerissen 
wurden, stabilisiert sich die Bevölkerungszahl mitt-
lerweile wieder. Grund dafür ist die seit 2015 anhal-
tend hohe Zuwanderung. Gleichzeitig verstärke sich 
aber die soziale Entmischung, da die zuwandernden 
ebenso wie die einkommensschwachen Haushalte 
(Haushalte mit Tranferleistungsbezug) preiswerten 
Wohnraum vor allem in den Großsiedlungen finden. 
Deutlich wird dies anhand der Kommunalstatistik, 
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Halle/Saale: Anteil der Kinder in Haus-
halten von Transferleistungsempfängern
Die räumliche Verteilung zeigt eine deutliche Konzentration in den  
Großsiedlungen Halle-Neustadt und -Silberhöhe (rot)

Anteil Kinder SGB II, 2022
unter 10 %
10 bis unter 20 %
20 bis unter 30 %
30 bis unter 40 %
40 und mehr

Quelle der Daten: Kommunalstatistik der Stadt Halle; Gestaltung: Stadtbüro Hunger
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MÖGLICHKEITEN UND GRENZEN DES  
WOHNUNGSBAUS IN GROSSSIEDLUNGEN

Innerhalb der Großsiedlungen findet in einigen Län-
dern aufgrund der Präsenz sozialorientierter ge-
nossenschaftlicher oder kommunaler respektive 
öffentlicher Wohnungsunternehmen und städtisch 
verfügbarer Flächen ein erheblicher Anteil des sozi-
alen Wohnungsneubaus statt. Dabei wird zwar an-
gestrebt, das Angebot an Wohnformen zu verbreitern 
und den Anteil der Sozialwohnungen zu verringern 
(Frankreich, Dänemark, Niederlande), aufgrund des 
oft immensen Wohnungsbedarfs wird aber trotzdem 
gefördert gebaut (Deutschland). Zu berücksichtigen 
sind dabei zusätzlich auch die Probleme des Bau-
ens im Bestand: Flächenpotenziale für eine stärkere 
funktionale Mischung vermindern sich; Freiraum geht 
verloren. Die Sensibilität der Bewohnerschaft gegen-
über Verdichtung durch ergänzenden Wohnungsbau 
im Bestand wächst mit jedem neuen Vorhaben.

Die Balance zwischen dem Wohnen in kompakten 
Häusern und großzügigem Freiraum ist eine Qualität 
der Großsiedlungen, die angesichts des Klimawandels 
an Bedeutung gewonnen hat. Die Corona-Pande-

Europaweit ist die Lage ähnlich wie in der Großsiedlung Kopenhagen-
Brondby: soziale Mischung und behutsame Belegung werden dringlicher
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Nicht nur in der Großsiedlung Heerstraße in Berlin-Spandau und nicht erst seit der Corana-Pandemie haben gut nutzbare  
Freiräume sowie qualitätsvolle Grün- und Spielanlagen eine große Bedeutung für die Alltagsbewältigung der Bewohnerschaft

mie hat den Blick auf die Bedeutung des gestalterisch 
ansprechenden und vielfältig nutzbaren Freiraums 
zusätzlich geschärft. Absehbar ist deshalb: Das Bau-
potenzial im Bestand der Großsiedlungen nimmt ab. 

GANZHEITL ICHE PLANUNG FÜR MEHR FUNKTIO-
NELLE V IELFALT UND GESTALTQUALITÄT

In vielen Ländern werden Quartiersentwicklungs-
konzepte als das geeignete Steuerungsinstrument 
angesehen, um die sektoralen Einzelthemen wie 
Freiraum, Verkehr, Wohnen et cetera zusammen-
zuführen und Immobilieneigentümer wie Nachbar-
schaften frühzeitig zu beteiligen. Den über das Woh-
nen hinausgehenden Angeboten an wohnungsnahen 
Dienstleistungen und wohnverträglichem Gewerbe 
wird dabei oft besondere Beachtung gewidmet, vor 
allem in den Erdgeschosszonen. 

Als Schlüssel für einen Zugewinn an Attraktivität 
gilt eine verbesserte Qualität und Benutzbarkeit des 
Wohnumfelds, das gleichzeitig durch neue Formen 
der Bepflanzung und des Wassermanagements um-
weltverträglicher gestaltet werden muss. Dem Ziel 
der Attraktivitätssteigerung dienen ferner gestalteri-
sche Akzente an besonders stark wahrgenommenen 
Gebäuden und Bereichen im öffentlichen Raum.

Sozialer Zusammenhalt:  
Ausgangslage und Konzepte 

Die meisten westeuropäischen Länder widmen den 
Großsiedlungen – aus guten Gründen – eine beson-
dere politische Aufmerksamkeit.

BESONDERE INTEGRATIONSLEISTUNGEN  
ERFORDERN BESONDERE UNTERSTÜTZUNG 

Die Großsiedlungen leisten einen überproportionalen 
Beitrag zur Wohnraumversorgung besonders bedürf-
tiger Haushalte. Sie schultern Integrationsleistungen 
für die Stadt als Ganzes und entlasten damit andere 

Quartiere. Erforderlich ist eine dieser Bedeutung 
adäquate politische Aufmerksamkeit und Förderung. 

In den letzten Jahren sind vielfältige Maßnahmen 
zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts in den 
Großsiedlungen ergriffen worden. Dennoch schreitet 
in vielen Ländern die soziale und ethnische Segrega-
tion zwischen den verschiedenen Stadtquartieren 
voran und betrifft am augenscheinlichsten die großen 
Wohnsiedlungen. Diese Segregation ist zum einen die 
Folge von Zuwanderung und sozialer Polarisierung. 
Sie ist zum anderen aber auch das Ergebnis einer 
Wohnungspolitik, die auf die sozialen Konsequen-
zen einer rein sozialpolitisch gesteuerten Verteilung 
von Wohnungen ohne räumlichen Quartiersbezug 
jahrzehntelang nicht geachtet hat. Die Schnelligkeit 
der Veränderung in den sozialen Strukturen zeigt, 
dass nicht nur benachteiligte Quartiere weiterhin 
Unterstützung brauchen, sondern auch die Nach-
barschaften in stabilen Siedlungen mit präventiven 
Maßnahmen gestützt werden müssen. 

SOZIALE MISCHUNG ALS  
ÜBEREINSTIMMENDES GEMEINSAMES Z IEL 

Die Erkenntnisse und Erfahrungen aus Wissenschaft, 
Praxis und sozialer Arbeit stimmen überwiegend 
darin überein, dass die Entstehung von Parallelge-
sellschaften den Zusammenhalt der Gesellschaft ge-
fährdet. Der Integration der verschiedenen sozialen 
Gruppen und Ethnien kommt deshalb eine zentrale 
Bedeutung zu. Nahräumliches Zusammenleben wird 
als notwendig erachtet, damit Integrationsmöglich-
keiten entstehen können. 

Die Wohnungspolitiken einer Vielzahl von Län-
dern zielen vor diesem Hintergrund programmatisch 
auf eine soziale Mischung. Vermieden wird mitun-
ter sogar explizit eine Verengung des staatlichen 
Versorgungsauftrags auf benachteiligte Haushalte. 
Das schwedische „Living for all“ oder das dänische Fo
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„Housing for all“ sind Synonyme für “breite Schich-
ten“ als Zielgruppe der Wohnungspolitik in Deutsch-
land: Angestrebt werden also Quartiere, in denen be-
sonders bedürftige Haushalte mit breiten Schichten 
der Bevölkerung nachbarschaftlich zusammenleben.

BESONDERE BEDEUTUNG DER  
BELEGUNGSPOLIT IK 

Der Belegungspolitik kommt daher ein hoher Stel-
lenwert zu. Wird eine sozial ausgewogene Balance 
zwischen der Belastbarkeit der vorhandenen Nach-
barschaften, der Versorgung besonders bedürftiger 
Haushalte und der Versorgung breiter Schichten der 
Bevölkerung mit Wohnraum angestrebt, können ver-
schiedene Wege verfolgt werden:
•	�Belegungs-Obergrenzen für benachteiligte Quar-

tiere, die zur Vermeidung von Parallelgesellschaften 
den Zuzug nach definierten Kriterien regeln (Däne-
mark),

•	�Spielräume bei Belegungsquoten für kommunale 
Wohnungsunternehmen, um überforderte Nach-
barschaften zu vermeiden (Niederlande),

•	�Erhöhung des Anteils von bezahlbarem Wohnraum 
in bessergestellten Quartieren bei paralleler Dämp-
fung dieses Anteils in benachteiligten Quartieren 
(Niederlande, Frankreich),

•	�Erhöhung des Anteils an Eigentumswohnungen 
durch partiellen Abriss und Ersatz des Bestandes. 

Interessant dabei ist, dass andere Länder bei dem 
Ziel der sozialen Mischung den potenziellen Beitrag 
anderer Quartiere zur Entlastung der Großsiedlungen 
stärker als Deutschland in den Blick nehmen. 

ANREIZE ZUR SOZIALEN MISCHUNG  
FÜR ALLE MARKTTEILNEHMER 

In Großsiedlungen agieren viele Vermieter: kommu-
nale, genossenschaftliche und private Wohnungs-
unternehmen sowie Einzeleigentümer. Zur Unter-
stützung der sozialen Mischung werden in vielen 
Ländern Konzepte realisiert, die geförderten und frei 
finanzierten Wohnungsbau kleinräumig mischen. 
Finanzielle Anreize und rechtliche Regelungen sollen 
die vor Ort agierenden Wohnungsunternehmen in ih-
rer ganzen Breite motivieren, sich in stärkerem Maße 
an der sozialen Wohnraumversorgung zu beteiligen, 
unter anderem 
•	�durch die kostengünstige Bereitstellung von Grund-

stücken nach Wettbewerben mit sozialen Vorgaben 
und wirtschaftlich tragbaren Rahmenbedingungen 
und/oder

•	�durch Zuschüsse für Neubauvorhaben mit Bele-
gungsbindungen.

IM MITTELPUNKT: B ILDUNGSFÖRDERUNG  
UND SOZIALE INFRASTRUKTUR 

Die Bewohnerschaft der großen Wohnsiedlungen 
weist einen hohen Anteil an Kindern und Jugend-
lichen auf. Kindergärten, Jugend-, Sport- und Bil-
dungseinrichtungen kommt daher eine besondere 

Bedeutung zu. Dabei kommt es nicht allein auf eine 
ausreichende Anzahl der Einrichtungen an, sondern – 
angesichts vieler einkommensschwacher, sozial be-
nachteiligter Haushalte sowie Menschen mit Migrati-
onshintergrund – auch auf ihre Qualität. Das Angebot 
an Freizeitmöglichkeiten, kulturellen Angeboten und 
sozialer Betreuung muss in jenen Quartieren, die die 
größten Integrationsleistungen schultern, am besten 
sein. Bei den Bemühungen, die soziale Infrastruktur 
zu verbessern, muss auch die Generation der Erst-
bezieher erreicht und berücksichtigt werden, für die 
das Quartier in besonderem Maße Heimat ist. 

Etabliert haben sich in allen Ländern, ähnlich 
zum Quartiersmanagement in Deutschland, unter-
schiedliche Formen der Gemeinwesenarbeit, die zum 
einen auf Ordnung, Sicherheit und Sauberkeit achten 
und zum anderen Initiativen der Nachbarschaften 
unterstützen beziehungsweise initiieren. Das Wohn-
umfeld und der öffentliche Freiraum spielen auch 
bei ihren Bemühungen eine besondere Rolle, um die 
Wohnqualität ebenso zu verbessern wie das Image 
des jeweiligen Quartiers. Insbesondere kommunale 
Wohnungsunternehmen sowie Wohnungsgenos-
senschaften haben ihr soziales Engagement bei der 
Unterstützung der Nachbarschaften in den letzten 
Jahren deutlich ausgeweitet und sehen dies als we-
sentliche Grundlage für ihren wirtschaftlichen Ertrag 
und die Wertsteigerung ihrer Bestände. 

KOMMUNALE VERMIETER: ÖKONOMISCH HAND-
LUNGSFÄHIG IN SOZIALER VERANTWORTUNG

Die Einkommensverhältnisse großer Teile der Be-
wohnerschaft in den Großsiedlungen erlauben 

Durch sichtbare Projekte gewinnen die Quartiere 
an Attraktivität: energetisch saniertes Punkthaus 

der Bremer Gewoba in der Gartenstadt Vahr
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sozial verantwortungsvoll agierenden Wohnungsun-
ternehmen nur geringe Spielräume für Investitionen 
im Bestand, um keine Verdrängungseffekte auszu-
lösen. Absehbar ist, dass vor allem die kommunalen 
Wohnungsunternehmen bei unterhalb der Kosten 
liegenden Mietpreisen und gleichzeitig notwendigen 
Investitionen zu Marktpreisen an die Grenzen ihrer 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit stoßen. Deshalb 
gilt es, Wege zu finden, wie kommunale Wohnungs-
unternehmen als juristisch unabhängige Institutio-
nen ihrem sozialen Auftrag nachkommen und den-
noch wirtschaftlich erfolgreich handeln können. 

In Schweden geschieht das beispielsweise über 
eine konsequente Subjektförderung: Die Mieten wer-
den jährlich nach Inflationsrate, Einkommens- und 
Baukostenentwicklung festgelegt und die Haushalte 
erhalten je nach Einkommen gestaffelte Zuschüsse. 
In den anderen Ländern wird eine Mischung von 
Subjekt- und Objektförderung praktiziert, wobei die 
(kommunalen) Wohnungsunternehmen durch nach 
Quoten geregelte Anteile höherpreisiger Wohnungen 
Möglichkeiten der Quersubventionierung haben.

Integration und soziale Mischung –  
ein mühevoller langer Weg 

Expertenberichte aus vielen Ländern – unter ande-
rem während des oben genannten internationalen 

Workshops – belegen die Anstrengungen, auf ver-
schiedene Arten die Integration und den Zusammen-
halt der Nachbarschaften in den Großsiedlungen zu 
unterstützen. Die Erfolge sind jedoch, gemessen an 
den Erwartungen, bescheiden. Was sind die Gründe?

Zum einen ist der Druck auf die Kommunen 
groß, vor allem die bedürftigsten Haushalte zu ver-
sorgen – und der dafür geeignete bezahlbare und 
beeinflussbare Wohnraum befindet sich nun mal 
überproportional in den Großsiedlungen. Zum an-
deren bringt die anhaltend hohe Zuwanderung die 
Integrationsfähigkeit der lokalen Gemeinwesen an 
die Grenzen der Belastbarkeit. Integration braucht 
Zeit und Ressourcen, und an beidem fehlt es. Unruhe 
und Sorge der lokalen Bevölkerung über die Gefahr 
der Überlastung der Sozialsysteme wachsen. 

Dennoch ist zu fragen, wie die Situation ohne das 
aktive Gegensteuern der Kommunen und gemein-
wohlorientierten Wohnungsunternehmen wäre. Die 
Alternative wäre der Zerfall der Städte in etablierte 
und abgehängte Quartiere mit jeweils eigenen Kultu-
ren – und vermutlich gegenseitigen Ressentiments. 
Das wäre das Gegenteil einer integrierten Stadtge-
sellschaft.

Fazit:  
Vom „Dinosaurier“ zum Zukunftsquartier!

Die Erfahrungen und Einschätzungen aus vielen Län-
dern machen deutlich: Die Großsiedlungen haben 
Zukunft. Sie sind ein unverzichtbarer Bestandteil 
der sozialen Wohnraumversorgung für einen großen 
Anteil der Bevölkerung. Aufgrund ihrer strukturellen 
Besonderheiten und der Möglichkeit des ganzheitli-
chen Handelns großer Wohnungsunternehmen sind 
sie besser an aktuelle Herausforderungen – wie zum 
Beispiel die Notwendigkeiten der Klimaneutralität – 
anpassbar als andere Quartiere. 

Gleichzeitig sind die Integrations- und sozia-
len Probleme in den Großsiedlungen infolge hoher 
Anteile von Haushalten mit niedrigem Einkommen 
und Migrationshintergrund nicht zu übersehen. Sie 
werden infolge von Zuwanderung und sozialer Aus-
differenzierung nicht kleiner, können aber durch eine 
auf sozialen Zusammenhalt und Integration gerich-
tete Politik gedämpft werden. 

Die Großsiedlungen sind ein entscheidendes ge-
sellschaftliches Lernfeld dafür, ob und wie sozialer 
und kultureller Zusammenhalt in vielfältig zusam-
mengesetzten Nachbarschaften gelingen kann. In den 
großen Quartieren der europäischen Städte wächst 
ein großer Teil der zukünftigen Generation heran. 
In den Schulen und im Wohnalltag entscheidet sich, 
ob Wertevermittlung und Bildung auf einem Niveau 
gelingen, die den Zusammenhalt, die Produktivität 
und damit den Lebensstandard der Gesellschaft auch 
zukünftig sichern. �

Weitere Informationen: www.gross-siedlungen.de

Anbau der Wildauer Wohnungsbaugesellschaft mbH an Bestandsgebäude  
in der Großsiedlung Wildau-Hoherlehme

Fo
to

: D
ag

m
ar

 W
ei

de
m

ül
le

r





26  STADT UND QUARTIER� DW 10/2023

W ährend sich die mobile Gesell-
schaft über die Jahre und Jahr-
zehnte stetig verändert hat, ist 
eines immer gleichgeblieben: 
Straßen und mit ihnen die au-
togerechte Stadt. Wir 

kaufen übers Internet Waren und Lebens-
mittel, versuchen uns gesünder und nach-
haltiger zu ernähren, führen Konferenzen 
in vielen Teilen der Welt und dies nahezu 
parallel. Aber gleichzeitig ist die Nachfra-
ge nach immer größer werdenden Autos 
auf den immer gleichen Straßen ein we-
sentlicher Teil der verkehrlichen Realität. 
Aber der Wandel greift bereits um sich, die 
Verkehrswende realisiert sich immer stär-
ker. Und dabei beginnen wir zu verstehen, 
dass vor der Verkehrs- die Mobilitätswende 
kommen muss, und diese braucht die Raumwende, 
also ein neues Denken für die Funktionen und Mög-
lichkeiten der Räume einer Stadt. 

Transformation des öffentlichen Raumes 
Alles verändert sich: Städte, Arbeit, Mobilität. Und ja, 
auch Immobilien. Aber es geht langsam, zu langsam! 
Die Phasen der Immobilität in den Corona-Lock-
downs waren sicherlich vor allem für Großstädter ein 
Augenöffner, als der Himmel plötzlich frei von Kon-
densstreifen war, die Luft von Abgasen befreit, und 
der Lärm der Stadt auf ein Minimum reduziert. Uns 
wurde bewusst, wie stark die urbane Lebensqualität 
unter den alltäglichen Verkehrsexzessen gelitten hat. 
Und dennoch wird in Deutschland vor allem disku-
tiert – mit Ausnahmen wie Hamburg, Heidelberg 
oder Hannover. Die progressiven Städte Europas, wie 
Paris, London, Brüssel, Mailand oder Wien, verfolgen 
nahezu einhellig eine Strategie: den Anteil des Um-
weltverbundes bis zum Jahr 2030 auf 80 % erhöhen 
(das sind Fußgänger, Radfahrer und der ÖPNV), den 
Anteil des motorisierten Individualverkehrs auf 20 % 

reduzieren. Dafür nutzen sie alle Möglichkeiten der 
Gestaltung: Stadtquartiere werden dichter und vor 
allem gemischter, um Verkehr gar nicht erst entste-
hen zu lassen, ein flächendeckendes Tempolimit von 
30 km/h soll die Straßen sicherer und leiser machen, 
zigtausende Parkplätze werden zurückgebaut und 
Lastenfahrräder transportieren immer häufiger und 
immer mehr Pakete. Dies ist eine Mobilität, die allen 
Bewohnerinnen und Bewohnern zugutekommt, die 
Wirtschaft stärkt und die Aufenthaltsqualität signi-
fikant erhöht. Dies alles passiert in dieser Sekunde, 
während wir in Deutschland noch Fragen nach E-
Fuels oder das Dienstwagenprivileg diskutieren.

Während der öffentliche Raum zusehends zum 
privaten Parkplatz verkommen ist – ein Auto steht 
durchschnittlich 23 Stunden am Tag –, haben sich 
die Standortfaktoren dramatisch verändert. Nicht 
mehr die Autobahnzufahrt entscheidet heute über 
die wirtschaftliche Prosperität einer Region, sondern 
die Aufenthaltsqualität. Eine Stadt ist für ihre Men-
schen attraktiv und lebenswert, wenn sie gesund und 
inklusiv ist, mit einem öffentlichen Raum, der diese 
Funktionen integriert und anbietet. Hier profitiert 
der Einzelhandel, der eigentlich alles tun müsste, um 
den Parkplatz vor dem Laden zu entfernen, zu nega-
tiv sind die Implikationen. Aber stattdessen glaubt 
noch immer die Mehrheit, dass die Lösungen, die 
in der Vergangenheit funktioniert haben, uns auch 
in die Zukunft führen. Was für ein Trugschluss: Der 
Strukturwandel der Wirtschaft, sich verändernde 
gesellschaftliche Anforderungen in Bezug auf Arbeit, 
Konnektivität und Mobilität und vor allem das Stre-
ben nach einer nachhaltigen und gesunden Zukunft 
führen zu einer Neubewertung von Stadtraum und 
althergebrachten Verkehrsstrukturen. Die Straße für 
Autos wird immer stärker zum negativen Standort-
faktor; neue Mobilitätsräume zum Standortfaktor 
im positiven Sinne. Nur deshalb rufen immer mehr 
Oberbürgermeister: „Dies ist die Stadt, in der Autos 
nicht mehr willkommen sind.“ Denn die neue Pers-

VERKEHRSWENDE
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Dr. Stefan Carsten
Zukunftsforscher und 

Mobilitätsexperte
BERLIN

Auf dem Weg zur nächsten Mobilität

Von Dr. Stefan Carsten

Die Gesellschaft befindet sich im Wandel und mit ihr die Art, wie sich die Menschen 
in Zukunft fortbewegen. Diese neue Mobilität wird die Städte, wie wir sie heute  
kennen, verändern. Darauf muss sich auch die Immobilienwirtschaft einstellen.
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pektive auf die Mobilität im Wandel begreift Städte 
im Aufbruch: Schließlich befinden wir uns nicht mehr 
im Zeitalter der Industrie, sondern im Zeitalter des 
Wissens, der Kreativität und der Kommunikation. 
Städte werden sich dramatisch verändern müssen, 
um im internationalen Wettbewerb nicht abgehängt 
zu werden. Wo heute noch Autos parken, stehen zu-
künftig Fahrräder, Scooter oder einfach nur eine Bank 
zum Ausruhen. Wo heute noch Autos im Stau stehen, 
ist zukünftig Platz für Mikromobilität und endlich 
wieder Einzelhändler, deren Umsätze steigen. Tank-
stellen werden verschwinden, weil wir weder mit 
Wasserstoff noch mit Benzin fahren werden, sondern 
mit einer Batterie. Stattdessen werden Mobility Hubs, 
Schnellladesäulen oder Kulturprojekte in diese Orte 
einziehen. Und der ländliche Raum bietet weit mehr 
als nur Busse und Bahnen an. Wer zukünftig in den 
ÖPNV steigt, nutzt auch die Dienste von privaten 
Akteuren und integriert somit Fahrräder, Mopeds 
oder Carsharing-Dienste in das persönliche Mobili-
tätsportfolio. Denn Mobilität bedeutet eben nicht nur 
Beweglichkeit, sondern Auswahl und Alternativen, 
Flexibilität und Freiheit, um am Verkehr teilzuneh-
men. Die alten Abhängigkeiten mit dem eigenen Auto 
vor der Tür gehören somit zur Vergangenheit.

Bike Boom dank Mobilitätswende
Von der Neubewertung des öffentlichen Raumes – 
50 bis 60 % des öffentlichen Raumes gehören heute 
noch dem Auto qua Straßen und Parkplätzen – wird 

vor allem das Fahrrad profitieren, unabhängig davon, 
ob es ein Lastenrad oder ein klassisches Fahrrad 
ist. Aktive, inklusive und gesunde Mobilität ist zum 
zeitgenössischen Leitbild vieler Städte avanciert. Vor 
allem das (Lasten-)Fahrrad, aber auch die Fußgänger 
stehen hier im Mittelpunkt, weil Platz geschaffen 
wurde für sichere, separierte Radwege. Elektroan-

triebe machen es möglich, 
dass sogar Städte, die dafür 
topografisch eigentlich we-
nig geeignet sind, wie zum 
Beispiel Zürich, plötzlich 
von Radfahrerinnen und 
Radfahrern geliebt werden. 
In Vororten verlängern sich 
Pendelstrecken mit dem 
Fahrrad, weil Radschnell-
wege so leicht genutzt wer-
den können. Am Beispiel von 

Kopenhagen zeigt sich: Eine Stadt, in deren Raum 
aktive und sichere Mobilität gefördert wird – so-
wohl zu Fuß als auch mit dem Fahrrad –, ist sozial 
inklusiver und wohlhabender, die Einwohner sind 
gesünder und glücklicher, der Einzelhandel floriert. 
Auch daher setzen immer mehr Städte auf das Prinzip 
Road Diet. Die Straßendiät reduziert Straßenraum 
für Autos und öffnet damit neuen Raum für nach-
haltigere Nutzungen. Gleichzeitig fordern fast 1.000 
Städte in Deutschland (und es werden täglich mehr) 
eine flächendeckende Einführung von Tempo 30. 

Die Mobility-Trend-Map des Mobility Report 2024 

Quelle: Zukunftsinstitut 2023
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Abrechnung erfolgt am nächsten Tag oder auf Basis 
meines gewählten Mobilitätspakets. Dieses Miteinan-
der realisiert sich schon heute in vielen Großstädten 
und wird zukünftig den ländlichen Raum erobern, 
weil das virtuelle Arbeiten im Homeoffice den urba-
nen Lebensstil auf das Land überträgt.

Die sich verändernden gesellschaftlichen An-
forderungen an Arbeit, Konnektivität und Mobilität 
und vor allem das Streben nach einer nachhaltigen 
und gesunden Zukunft führen zu einer Neudefinition 
von Mobilität: Zugang im physischen und virtuellen 
Raum ist das Schlagwort unserer Zeit, das genauso 
Architekturen und Wohnräume prägen wird. Für die 
Mobilität bedeutet das: Unabhängigkeit und Flexibili-
tät. Heute Fahrradfahren, morgen ÖPNV und Scooter, 
übermorgen ein Auto oder ein Ridehailing-Angebot, 
je nach Kalenderdaten, Wetterlage, Lust oder Erfor-
dernissen des Gütertransports. Die zentrale Eigen-
schaft in diesem Sinne lautet geteilte Mobilität. Schon 
heute gibt es rund 50.000 Sharing-Angebote in einer 
Stadt wie Berlin. Denn eins ist ohnehin klar: In einer 
Welt, in der New Work den Alltag von vielen verän-
dert, sind auch die Routinen der Mobilität obsolet. 
Während wir noch vor wenigen Jahren von Montag 
bis Freitag, von 9 bis 17 Uhr im Büro saßen, arbeiten 
wir heute im Café, im Park, im Camper, zu Hause und 
ab und zu doch noch im Büro. New Work verändert 
die Anforderungen an die Mobilität und trägt damit 
unwiderruflich zur neuen geteilten Mobilität bei. 

Autonome E-Mobilität setzt sich durch 
Die Autos der Zukunft werden nicht fliegen, dafür 
werden sie autonom, sicher und elektrisch unterwegs 
sein. Der Wandel in Richtung Elektrifizierung ist ir-
reversibel. Spätestens 2035 (wahrscheinlich schon 

früher) werden keine Verbrennungs-
motoren mehr verkauft werden dür-
fen. China, Korea und die USA sind die 
neuen Taktgeber der Innovationen. Die 
Batterie als Antriebsmodell hat gewon-
nen, der Verbrennungsmotor wird ei-
nem schnellen Ende entgegenblicken. 
Nichts verdeutlicht dies anschaulicher 
als die Technologie Vehicle2Grid. Die 
Immobilie wird zur Konvergenzzone 
von Mobilität und Energie. Noch wird 
das Auto lediglich an der Wallbox auf-
geladen. Schon bald jedoch greift der 
regionale Energieversorger auf dessen 

Batteriespeicher zu, um das Stromnetz zu stabilisie-
ren. Und der Autobesitzer verdient damit auch noch 
Geld. Wenn dann noch die Photovoltaikanlage auf 
dem Dach glänzt, ist die Symbiose perfekt.

Gleichzeitig wird auch die Autonomisierung prä-
sent sein und das liebgewonnene Taxi und den Schul-
bus ablösen. Damit beginnt ein neues Kapitel der 
Mobilität: Bus- sowie Lkw-Fahrer sind schon heute 
kaum noch zu finden, betrunkene Autofahrer gibt es 
leider noch immer. Die Vision vom unfallfreien Fahren 

Road Diet und Tempolimit werden gemeinsam dafür 
sorgen, dass aus Unorten wieder attraktive Räume 
zum Leben werden – mit einer entsprechenden öko-
nomischen Aufwertung, versteht sich. 

Seamless Mobility als mittelfristiges  
Leitbild für die öffentliche Mobilität

Die Masse der Menschen wird zukünftig geteilt und 
nahtlos unterwegs sein, da sie an jedem Ort und zu 
jeder Zeit das optimale Angebot an Verkehrsmitteln 
zur Verfügung gestellt bekommt. Voraussetzung da-
für ist die ubiquitäre Verfügbarkeit von Daten und 
Informationen, aber auch von Diensten und Ver-
kehrsmitteln. Rückgrat und wesentlicher Integrator 
dieses Paradigmas ist der ÖPNV. Dieser entwickelt 
sich aus seiner heutigen Position heraus, um zu-
sätzliche Mobilitätsdienste zu integrieren: Sharing 
von Fahrrädern, Scootern und Mopeds, neue Prin-
zipien des Ridepooling (Passagiere mit ähnlicher 
Zielrichtung teilen sich ein Fahrzeug) und Ridehai-
ling (individuelle Anforderung eines Fahrzeugs) auf 
der Basis neuer digitaler und autonomer Prinzipien. 
Fahrkartenautomaten werden nicht mehr Teil dieser 
Zukunft sein. Vielmehr bestimmt das Miteinander von 
privaten und öffentlichen Akteuren, von physischen 
wie digitalen, von kollektiven und individuellen Prin-
zipien eine nahtlose Mobilität. Ich steige ein, steige 
um, nutze die verfügbaren Möglichkeiten und die Ab
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Die Zukunftsmatrix Tankstelle

Die Autos der 
Zukunft wer-
den nicht flie-
gen. Sie wer-
den autonom, 

sicher und 
elektrisch un-
terwegs sein.

Tankstelle 2.0
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Quelle: Zukunftsinstitut 2021
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wird somit endlich Realität. Und das alles wird sich 
zu deutlich niedrigeren Kosten realisieren lassen, als 
das heute der Fall ist – in der Stadt, aber vor allem auf 
dem Land, wo die Menschen nicht mehr nur morgens 
und abends einen Bus an der Haltestelle antreffen, 
sondern dann, wenn sie ihn benötigen.

Gebäude reagieren auf die Veränderungen
Für die Immobilienwirtschaft bedeuten diese Trans-
formationen in vielerlei Hinsicht ein Umdenken. Die 
Prinzipien der Immobilienbewertung ändern sich. 
Während die große Tiefgarage bis vor wenigen Jah-
ren noch eine Wertsteigerung war, ist zukünftig ge-
nau das Gegenteil der Fall. Schon heute kommen 
Wohn- und Gewerbeimmobilien mit immer weniger 
Parkraum aus, weil Sharing-Konzepte viel nachhal-
tiger bewertet werden. Jetzt braucht es Raum für 
Fahrräder, Lastenfahrräder und wenige (Sharing-)
Autos. Und es braucht Logistikfläche für die vielen 
Pakete, die wir im Online-Handel bestellen. Somit 
ändert sich auch der Raum vor den Häusern. Au-
tonome Mobilitätsdienste brauchen Hop-on/Hop-
off-Orte aber keine Parkplätze mehr, deren Flächen 

werden der Nachbarschaft zur Verfügung gestellt. 
Gleichzeitig ist die Haus- und Wohnungstür der Ort 
für Mobility Hubs, wo Hinweisschilder anzeigen, wo, 
wann und welches Verkehrsmittel im Umkreis von 
ein paar Minuten zur Verfügung steht.

 Wir befinden uns bereits inmitten des Zeitalters 
der Postfossilität, auch wenn dieser Prozess der Rea-
lisierung noch einige Jahrzehnte andauern wird. Ein 
Seismograf sind die verschwindenden Tankstellen 
– Total Energy hat bereits das deutsche Tankstel-
lennetz verkauft und konzentriert sich fortan auf 
neue Konzepte zur Nahversorgung und auf Ladesäu-
len. Andere Tankstellen werden zu Mobility Hubs, zu 
urbanen Gärten oder Museen der fossilen Welt. Es 
entstehen neue Räume und Architekturen für die 
mobilen Bedürfnisse von morgen: Schnellladesäulen, 
Mobilitätsangebote, Co-Working-Spaces, Cafés und 
Kulturprojekte werden dort untergebracht. Zwingend 
geboten sind neue Versorgungskonzepte, die divers, 
attraktiv und nachhaltig sind. Dies gilt nicht nur für 
die Großstädte, sondern ist noch viel wichtiger für 
Klein- und Mittelzentren, also genau die Orte, wo 
die Mehrzahl der Menschen in Deutschland lebt.
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Die Prinzipien der 15-Minuten-Stadt (wie in Pa-
ris), der 5-Minuten-Stadt (wie in Kopenhagen) oder 
der 1-Minute-Stadt (wie in Stockholm) verändern 
die Art und Weise, wie wir Stadt, Raum und Mobilität 
denken. Das monofunktionale Gewerbe- oder Büro-
gebiet ist ein Ort, der zukünftig nicht mehr gebraucht 
wird. Räume brauchen Menschen und Funktionen, 
die nicht nur von Montag bis Freitag funktionieren, 
sondern auch am Samstag und Sonntag. Städte be-
finden sich im Attraktivitätswettbewerb um Unter-
nehmen und Fachkräfte. In einer wissensbasierten 
Gesellschaft verändern sich nicht nur die sozialen 
und wirtschaftlichen Prinzipien, sondern auch die 
räumliche Struktur von Städten. Nahräumlichkeit 
und kurze Wege bestimmen die zukünftigen Prinzi-
pien, in die sich auch die zukünftigen Arbeits- und 
Bürowelten integrieren werden. Braucht es noch die 
eigene Kantine, wenn das Stadtquartier vielfältige 
und abwechslungsreiche Angebote zur Verfügung 
stellt? Kreative und zukunftsfähige Firmen werden 
sich von diesen Stadträumen inspirieren lassen. Alle 
anderen werden in den monofunktionalen Gewerbe-
gebieten der Vergangenheit angesiedelt sein. 

Kein Wunder, denn in Zeiten des Fachkräfteman-
gels werden Unternehmen merken, wie wichtig Räu-
me für die Mitarbeitergewinnung sind. Das gilt auch 
für den Wohnungsbau der Zukunft, der sich noch 
stärker als Teil des räumlichen Umfelds betrachten 
wird. E-Lastenräder können mittlerweile so viel kos-
ten wie ein Kleinauto, geeignete Stellplätze finden 
sich jedoch nur für Letztere. Monofunktionale, von 

der Stadt isolierte Areale, geringe Flächeneffizienz 
und mitunter hohe Emissionsraten bieten keine Qua-
litäten mehr – weder für private noch für gewerbliche 
Kunden. Stattdessen braucht es einen Wohnungsbau, 
der auf Diversität setzt (Wohnen, Bildung, Einkaufen 
und Gewerbe), die Prinzipien der Verdichtung (auch 
vertikal) umsetzt, nachhaltiges Bauen fördert und 
belohnt sowie das Aufbrechen versiegelter Flächen 
und die Schaffung von Grün- und Erholungsraum 
forciert. Und dies gilt eben nicht nur in Stadt und 
Stadtrand, sondern vor allem auch im ländlichen 
Raum. Wenn 80 % der Wege an der eigenen Haustür 
beginnen und enden, dann ist dies der Schlüssel für 
die erfolgreiche Realisierung der Verkehrswende. Für 
eine Wende, in der vieles anders ist als heute. Aber 
auch sehr viel besser, weil zukunftsfähig. Gehen und 
fahren wir also gemeinsam den Weg zur nächsten 
Mobilität.�

Über den Autor
Dr. Stefan Carsten ist Zukunftsforscher und Stadtgeograph. Er war 
Projektleiter in der Zukunfts- und Umfeldforschung der Daimler 
AG in Berlin und konzipierte dort neue Mobilitätsdienste wie 
Car2go und Moovel. Aktuell ist er unter anderem Beirat des Bun-
desverkehrsministeriums für „Strategische Leitlinien des ÖPNVs 
in Deutschland“, des kommunalen Wohnungsbauunternehmens 
Howoge und des Reallabors Radbahn in Berlin. Seit 2019 veröf-
fentlicht er in Kooperation mit dem Zukunftsinstitut den Mobility 
Report. Er arbeitet mit unterschiedlichen Akteuren der Mobili-
tätswelt im In- und Ausland zusammen: mit der Fahrradbranche, 
ÖPNV-Unternehmen, der Automobilindustrie sowie Städten und 
Gemeinden.

An welchem Ort möchten Sie nach der Pandemie arbeiten?

Quelle: Bitkom 2022

Angaben in %

Homeoffice

Fester Arbeitsplatz in Einzelbüro

Fester Arbeitsplatz in Mehrpersonenbüro

Ferienwohnung

Shared Desk im Büro 

Wohnort im Ausland

Co-Working Space
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Bauen und  
Technik

Berliner Projekt verzichtet auf mineralische Dämmung
Die Ausrichtung auf Klimaschutz, Nachhaltigkeit und experimentelles Bauen zeich-
net das Projekt „Barminkiez“ der WBM Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte 
mbH unweit des Volksparks Friedrichshain in der Bundeshauptstadt aus. Auf einem 
1.500 m² großen Grundstück entstehen 33 Wohnungen, von denen 23 gefördert und 
70 % barrierefrei sein werden. Die Fertigstellung ist für das 4. Quartal 2025 geplant. 
Bei dem Projekt setzt die WBM auf das serielle Bauen. Die tragenden Bauteile 
werden größtenteils nach einem seriellen Herstellungsverfahren im Werk gefertigt. 
Diese Methode ermöglicht nach WBM-Darstellung eine höhere Effizienz und eine 
verkürzte Bauzeit. Darüber hinaus kommt aus Nachhaltigkeits- und Effizienzgründen 
eine Deckenheizung zum Einsatz und es wird eine Recycling-Glaswand verbaut, die 
aus sorgfältig aufbereitetem Glasbruch hergestellt wird. Diese Bauweise bietet den 
Vorteil, dass keine mineralische Dämmung erforderlich ist.

WBG Südharz will 
bis 2027 eigenes 
Glasfasernetz 
fertigstellen
Die Wohnungsbaugenos-
senschaft Südharz (WBG) 
treibt den Ausbau ihres 
eigenen Glasfasernetzes 
weiter voran. Seit Jah-
resmitte werden weitere 
2.100 WBG-Wohnungen 
durch das Tochterunter-
nehmen WVG Nordhausen 
mbH mit der modernsten 
Breitbandtechnologie 
ausgestattet. Durch den 
weiteren Netzausbau 
können nun immer mehr 
WBG-Mitglieder ein WBG-
Internetprodukt buchen.
Ziel der Genossenschaft ist 
es, bis 2027 alle etwa 7.300 
WBG-Wohnungen ange-
schlossen zu haben.

Wohnungen haben die Mitgliedsunternehmen des  
VdW Rheinland Westfalen 2022 fertiggestellt und  
dabei knapp 4 Mrd. € investiert. 3.987 dieser neuen 
Wohnungen sind öffentlich gefördert.

4.497
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GKlarheit über die Rechte und 
Pflichten im Bauvertrag

 
Bolz/Jurgeleit; VOB/B;  

1.044 S., 149 €, C.H. Beck;  
ISBN 978-3-406-79079-9

Die rechtssichere An-
wendung der einzelnen 

VOB/B-Klauseln verlangt 
von den Baubeteiligten 

eine umfassende Kenntnis 
über die mit der Einbe-

ziehung der VOB/B in den 
Bauvertrag verbundenen 
Rechte und Pflichten. Die 

Kommentierungen in dem 
aktuellen Buch – unter Be-
zugnahme auf die aktuelle 
Rechtssprechung – sorgen 
für eine verlässliche Orien-

tierung für die Praxis.



Neubau gliedert sich 
als Lärmschutz in  
Kiez-Struktur ein

Mit dem Ziel der Integration 
und Förderung des generati-
onenübergreifenden Wohnens 
setzt die Wohnungsbau-Verein 
Neukölln eG (wbv) in Berlin 
aktuell ein Neubauvorhaben 
um. In der Kameruner Straße 
in Berlin-Wedding werden 
nach den Plänen des Berliner 
Büros Blumers Architekten 33 
Wohnungen mit Wohnungs-
größen zwischen 71 m² (drei 
Zimmer) und 95 m² (vier Zim-
mer) gebaut. Im Erdgeschoss 
weist der Neubau eine Einheit 
zur Kinderbetreuung und ein 
großer Gemeinschaftsraum für 
Aktivitäten der Bewohner auf. 
Die Genossenschaft wird mit 
diesem Gebäude nach eigener 
Darstellung der großen Nach-
frage nach größeren Wohnun-
gen für Familien gerecht. Alle 
Wohnungen sind barrierefrei 
und erhalten moderne Bäder 
mit größtenteils ebenerdigen 
Duschen. Die Wärmever-
sorgung des energieeffizi-
ent konzipierten Gebäudes 
erfolgt mittels Fernwärme und 
Fußbodenheizungen. Für jede 
Wohnung werden drei Fahr-
radstellplätze geschaffen. Das 
Gebäude bildet zudem für die 
Bewohner der übrigen Häuser 
des Geländes einen Lärm-
schutzriegel zur Kameruner 
Straße. Errichtet wird auch eine 
Tiefgarage mit 41 Stellplätzen.

Der Neubau der Wohnungbau-
Verein Neukölln eG fügt sich gut in 

die Umgebung ein

20 %
weniger kostet ein Netz-

anschluss für Mieterstrom 
durch das neu beschlosse-
ne Gesetz zum Neustart der 

Digitalisierung der Ener-
giewende (GNDEW). Der 

Grund liegt nach Angaben 
des Mieterstrom-Anbieters 
Einhundert GmbH vor allem 
in reduzierten Anforderun-

gen an die Messtechnik.

Werningeroder GWW 
verzichtet ab 2040  
auf Öl und Gas 

Bis 2040 will die Gebäu-
de- und Wohnungsbau-
gesellschaft Wernigerode 
mbH (GWW) das gesamte 
Heizungssystem ihrer 3.000 
Wohnungen umstellen und 
auf Öl und Gas als Ener-
gieträger verzichten. Alle 
Wohnungen sollen dann 
klimafreundlich und nach-
haltig beheizt werden. 
2024 soll die Umstellung 
auf Fern- beziehungsweise 
Nahwärme mit dem Be-
stand im Bereich Hundert-
morgenfeld und Schmatz-
felder Straße beginnen. 
Grundlage der Strategie 
ist eine Prüfung durch die 
Stadtwerke Wernigerode 
GmbH, die die Fernwärme-
Versorgung des GWW-Be-
stands für realistisch hält.
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447 neue Wohnungen im Herzen Düsseldorfs 
Unweit der Düsseldorfer Innenstadt baut die Vivawest GmbH an der Wormin-
ger Straße auf einem etwa 18.350 m² großen Grundstück gemeinsam mit Part-
nern das neue Quartier „La Roche“. Insgesamt entstehen 447, zum Teil öffentlich 
geförderte und preisgedämpfte Wohnungen in elf sechs- beziehungsweise sie-
bengeschossigen Häusern. Die ersten beiden von insgesamt vier Bauabschnit-
ten sind bereits fertiggestellt. 225 Wohnungen mit Wohnflächen zwischen 32 und 
117 m² konnten bezogen werden. Die Wohnungen entsprechen dem KfW-Stan-
dard 55, werden mit Energie aus Fernwärme beheizt und sind barrierearm und 
modern ausgestattet. Aus Sicht der Vivawest ist die Realisierung dieses Projekts 
in bester Lage, ein wichtiger Baustein, um auf dem angespannten Düsseldorfer 
Wohnungsmarkt mit neuem, attraktivem Wohnraum für Entlastung zu sorgen.
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Klimaschutz-
Siedlung soll bis  
2024 fertig sein

Die Spar- und Bauverein 
eG Dortmund baut an der 
Dortmunder Zillestraße 
eine Klimaschutz-Sied-
lung mit fünf Mehrfami-
lienhäusern. Die Häuser 
in diesem Quartier mit 
dem Namen „Ewige Teufe“ 
werden nachhaltig gebaut 
und mit klimafreundli-
chen Energien versorgt. 
Insgesamt entstehen 37 
Wohnungen mit einer 
Wohnfläche von etwa 
3.000 m². Eines der neuen 
Gebäude wird in Koope-
ration mit dem inklusiven 
Baugruppenprojekt „WiO 
– Wohnen im Ort e. V.“ 
vollständig auf die Belan-
ge junger Erwachsener 
mit Unterstützungsbedarf 
ausgerichtet. Das Projekt 
ist Teil des Programms „100 
Klimaschutzsiedlungen“ 
des Wirtschaftsministeri-
ums Nordrhein-Westfalen. 
Für die Siedlung wird die 
NaWoh-Zertifizierung 
(Qualitätssiegel Nachhalti-
ger Wohnungsbau) ange-
strebt. Die Fertigstellung ist 
bis 2024 vorgesehen.

der Wohnungen der Mitgliedsunterneh-
men des vtw Verband Thüringer Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft e. V. 
werden mit Fernwärme beheizt. Der vtw 
fordert eine Verlängerung der Preis
bremse für Gas bis Frühjahr 2025, weil 
steigende Preise erwartet werden.

70 %



Neues Zuhause für Staatsbedienstete 
auf ehemaligem Kasernengelände

Bis Mitte 2027 realisiert das staatliche 
bayerische Wohnungsunternehmen 
Stadibau GmbH auf dem Gelände 
der ehemaligen McGraw-Kaserne in 
München neue Wohnungen für Staats-
bedienstete. Mit insgesamt 24.700 m² 
Wohnfläche in fünf- bis siebenge-
schossigen Gebäuden gelingt es, einen 
Wohnungsmix aus 297 Einzimmerwoh-
nungen in einem Apartmenthaus und 
257 barrierefreie 1,5- bis Fünfzimmer-
wohnungen zu schaffen. Die Gebäude 
entsprechen dem KfW-55-Standard, 
werden mit Fernwärme versorgt und 
verfügen über PV-Anlagen auf den 
Dächern sowie teilweise an den Fas-
saden. Insgesamt werden 260 Mio. € 
investiert.

Volkswohnung saniert in Karlsruhe 
100-jähriges Kulturdenkmal
Die Sanierung des sogenannten Brahmsblocks, einer der 
größten Wohnanlagen der Zwischenkriegszeit in Karlsru-
he-Mühlburg, nimmt die Volkswohnung GmbH Karlsruhe 
vor. Für den Erhalt des Kulturdenkmals, das 1922 das erste 
Projekt der neu gegründeten Karlsruher Wohnungsbauge-
sellschaft mit 126 Wohnungen war, werden 4,7 Millionen € 
in die Hand genommen. Unterstützt wird das kommu-
nale Wohnungsunternehmen bei der Restaurierung des 
Gebäudeensembles durch das Land Baden-Württemberg 
mit 532.000 €. Abgeschlossen sein soll die Sanierung Ende 
2024, die Außenanlagen sollen 2025 erneuert werden.
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I n regelmäßigen Abständen veröf-
fentlicht das in Hannover ansässi-
ge Pestel-Institut Studien über die 
Herausforderungen des Wohnungs-
markts, die sich meist durch einen 
alarmistischen Grundton auszeich-

nen. Als Institutsleiter Matthias Günther 
im April dieses Jahres die Studie „Wohnen 
im Alter“ vorstellte, ertönte dann auch die 
Warnung besonders schrill. „Deutschland 
rast gerade mit 100 Sachen in die ,graue 
Wohnungsnot‘“, sagte Günther und be-
gründete seine pessimistische Sicht mit 
Zahlen: Derzeit fehlten in Deutschland rund 2,2 Mio. 
seniorengerechte Wohnungen; im Jahr 2040 würden 
sogar 3,3 Mio. zusätzliche Wohneinheiten für Senio-
ren gebraucht. 

Auch wenn Wohnungsunternehmen mit dem 
Neubau seniorengerechter Wohnungen, dem Umbau 
von Bestandswohnungen und der Entwicklung von 
Quartierskonzepten seit Jahren differenzierte Lösun-
gen anbieten, ergeben sich für die Branche insgesamt 
doch zwei Herausforderungen. Zum einen muss sie 
– bei den derzeitigen Rahmenbedingungen wahrlich 
keine einfache Aufgabe – im Neubau seniorengerech-
ten Wohnraum schaffen, der nicht nur barrierearm 
ist, sondern auch für breite Schichten der Bevöl-
kerung erschwinglich. Zum anderen muss sie ihre 
Bestände so umrüsten, dass auch ältere Mieterinnen 
und Mieter, die keine Treppen mehr steigen können, 
auf den Rollator oder gar den Rollstuhl angewiesen 

sind und möglicherweise Anzeichen von Demenz 
zeigen, lange in ihrer Wohnung bleiben können. 

Die Lücke wächst
Denn auch wenn nicht alle Fachleute die alarmie-
rende Einschätzung des Pestel-Instituts teilen, so ist 
doch klar, dass beim seniorengerechten Wohnraum 
eine erhebliche Lücke zwischen Bedarf und Angebot 
klafft. Laut einer Studie des Instituts der deutschen 
Wirtschaft Köln e. V. (IW Köln) gab es im Jahr 2022 
nur etwa 1,2 Mio. barrierereduzierte Wohnungen, 
die ohne Stufen auskommen und mit ebenerdigen 
Duschen ausgestattet sind. Die Versorgungslücke 
beziffert das IW Köln auf bis zu 2 Mio. solcher Wohn-
einheiten. „Beim altersgerechten Wohnen“, stellt des-
halb IW-Immobilienexperte Philipp Deschermeier 
fest, „rollt die nächste Krise auf uns zu.“

Verschärft wird die Lage bereits seit Jahren durch 
den demografischen Wandel und den damit einher-
gehenden wachsenden Anteil älterer Menschen. Laut 
der vom GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- 
und Immobilienunternehmen e. V. herausgegebenen 
Studie „Wohntrends 2040“ wird der Anteil der über 
65-Jährigen an der Gesamtbevölkerung von 22 % im 
Jahr 2018 auf 28 % im Jahr 2040 steigen. 

Und auch wenn viele dieser älteren Menschen 
zum Glück fit und mobil sind, nimmt doch die Zahl 
der Pflegebedürftigen zu: Nach Angaben des Sta-
tistischen Bundesamts wird sich diese Zahl allein 
durch die zunehmende Alterung bis 2055 um 37 % 
erhöhen.

SENIORENGERECHTER WOHNRAUM

Die Angst vor der  
grauen Wohnungsnot
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Von Christian Hunziker

Immer mehr ältere und mobilitätseingeschränk-
te Menschen, aber bei Weitem nicht genügend 
barrierearmer oder -freier Wohnraum: Dieses 
Dilemma beschäftigt die Wohnungswirtschaft  
seit vielen Jahren. Nicht alle aktuell als innovative  
Lösung dargestellten Konzepte sind wirklich neu. 

Christian  
Hunziker

freier  
Immobilienjournalist

BERLIN
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Neubau:  
Kombination mit Serviceangeboten

Immerhin wächst auch die Zahl von barrierereduzier-
ten Wohnungen, weil die Landesbauordnungen bei 
Neubauten einen gewissen Anteil an solchen Einhei-
ten vorschreiben. Manche Wohnungsunternehmen 
gehen dabei über das vorgeschriebene Maß hinaus. 
So hat zum Beispiel die Vonovia SE in diesem Jahr 
die Schönefelder Höfe fertiggestellt, einen senioren-
gerechten Neubau im Leipziger Stadtteil Schönefeld 
mit 40 barrierearmen oder -freien Wohneinheiten. 
Weil die neuen Wohnungen öffentlich gefördert sind, 
beträgt die Kaltmiete lediglich 6,50 €/m2.

Zu den Schönefelder Höfen gehören zudem ein 
Pflegedienst und eine Begegnungsstätte, die von der 
Johanniter-Unfall-Hilfe Leipzig betrieben werden. 
Solche Kombinationen mit Dienstleistungsange-
boten finden sich auch bei anderen Wohnungsun-
ternehmen. Denn eines ist über die Jahre deutlich 
geworden: Barrierearme oder barrierefreie Woh-
nungen allein reichen nicht aus – auch das Umfeld 
und die Dienstleistungsangebote müssen auf die 
Bedürfnisse von Menschen ausgerichtet sein, die sich 
nicht mehr gut bewegen können und im Alltag Un-
terstützung benötigen. „Der Anspruch lautet ,Ageing 
in Place‘ – so lange wie möglich selbstbestimmt 
und eigenständig in vertrauter Umgebung altern“, 
hält das Berlin-Institut für Bevölkerung und Ent-
wicklung in seiner Studie „Ageing in Place“ fest. Um 
das zu ermöglichen, genüge es nicht, Wohnräume 
und Gebäude altengerecht umzugestalten. Gefragt 
seien vielmehr „alternative Nachbarschafts- und 

Wohnkonzepte mit flexiblen Pflege- und Dienstleis-
tungsoptionen“.

Genau diesen Anspruch verfolgt die Hamburger 
Saga Unternehmensgruppe mit ihrem Konzept „LeNa 
– Lebendige Nachbarschaft“, wie es derzeit bei einem 
Neubau mit 78 öffentlich geförderten Wohnungen am 
Osdorfer Born realisiert wird. Dieses Konzept bietet 
Versorgungssicherheit durch flexibel abrufbare 

Die Grafik zeigt, dass 
der Anteil der über 
65-Jährigen an der 
Gesamtbevölkerung 
seit 1960 kontinuierlich 
zunimmt

Anteil älterer Menschen in der Bevölkerung
1960-2040, über 65 Jahre, in %

Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen �des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung 2023; Gestaltung: LBS, 2023
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Bestand und Bedarf an barriere­
reduzierten Wohnungen
Angaben für das Jahr 2022 in Millionen Wohnungen. Berechnungen  
auf Basis einer Sonderauswertung des Mikrozensus 2022
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Dienstleistungen und einen Nachbarschaftstreff als 
zentrale Anlaufstelle. Ebenfalls eine wichtige Rolle 
spielt die Nachbarschaft beim Wohnquartier Anna-
Sofien-Höfe, das die Baugenossenschaft Langen eG 
im Langener Norden fertiggestellt hat (siehe auch 
Seite 42 in dieser DW). Hier gehören ein Pflegestütz-
punkt und ein Café ebenso zum Konzept wie eine 
Mobilitätszentrale, in der Rollatoren und Rollstühle 
ausgeliehen und ausprobiert werden können. Ge-
dacht sind die 154 Wohnungen allerdings nicht nur 
für Senioren, sondern auch für Familien und junge 
Singles.

Herausforderung Bestand
Die noch größere Herausforderung als im Neubau 
liegt im seniorengerechten Umbau von Bestands-
wohnungen. Dabei setzen Wohnungsunternehmen 
nicht nur auf bauliche Maßnahmen wie den Abbau 
von Schwellen und den Umbau von Bädern, son-
dern auch auf die Vernetzung im Quartier. Ein neuer 
Ansatz ist das nicht: Schon in den 1990er Jahren 
wurde das Bielefelder Modell entwickelt, das mit 
seinem quartiersbasierten Konzept eine Alternative 
zum Pflegeheim darstellt (siehe DW 6/2021, Seite 8). 

Noch nicht ganz so alt ist das mehrfach prämierte 
Wohn- und Versorgungskonzept Pflege@Quartier 
des Berliner Wohnungsunternehmens Gesobau AG. 
Es bietet älteren Mietern in Zusammenarbeit mit 
einem Dienstleistungspartner die Möglichkeit, ge-
meinschaftliche Freizeitangebote, Beratungs- und 
Betreuungsmöglichen sowie weitere Dienstleistun-
gen in Anspruch zu nehmen. Teil des Konzepts ist 

zudem eine Musterwohnung. In diesem Jahr in einem 
Seniorenhaus der Gesobau im Bezirk Marzahn-Hel-
lersdorf eröffnet, führt die Wohnung vor, wie prak-
tische Hilfsmittel und digitale Assistenzsysteme den 
Verbleib in den gewohnten vier Wänden ermöglichen 
können. Dazu zählen neben Haltegriffen auch ein 
Sturzmelder und ein Herdwächter.

Solche technischen Lösungen nimmt auch der 
„AAL-Leitfaden für den Geschosswohnungsbau“ in 
den Blick, den zwei Ministerien des Landes Nieder-
sachsen sowie der Verband der Wohnungs- und Im-
mobilienwirtschaft in Niedersachsen und Bremen e. V. 
(vdw) vor Kurzem herausgegeben haben. AAL steht 
für Ambient Assisted Living, also für technische As-
sistenzsysteme, die auf die Bedürfnisse von Senioren 
ausgerichtet sind (siehe den Artikel auf Seite 42 in 
dieser DW). „Der Bedarf an generationengerech-
ten, barrierefreien Wohnungen steigt enorm“, sagt 
vdw-Verbandsdirektorin Dr. Susanne Schmitt. „Umso 
wichtiger sind digitale Assistenzsysteme, auf die sich 
hilfebedürftige Personen im Ernstfall verlassen kön-
nen: der Hausnotruf, die Sturzerkennung oder eine 
unterstützende Nachtbeleuchtung.“

Ganz neu ist das Interesse an AAL-Lösungen al-
lerdings nicht, wie ein Blick in frühere Ausgaben 
der DW zeigt. So schrieb die DW in ihrem Bericht 
über den 4. AAL-Kongress im Jahr 2011: „Die zentrale 
Frage lautete: Wie bringen wir die technisch längst 
möglichen Anwendungen des Ambient Assisted Li-
ving (AAL) endlich in den Markt?“ Dabei zitierte die 
DW einen Experten mit dessen Kritik, dass „immer 
mehr Pilotprojekte die immer gleichen Ergebnis-

„LeNa – Lebendige Nachbarschaft“ nennt die Hamburger Saga ihr Konzept, das auf einer Verbindung von  
barrierefreien Wohnungen mit umfangreichen Dienstleistungsangeboten beruht. Am Osdorfer Born entstehen nach  

diesem Konzept 78 öffentlich geförderte Wohnungen
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Für Carsten Brinkmann, Aufsichtsrat der 
auf Gesundheits- und Seniorenimmo-
bilien spezialisierten Beratungsgesell-
schaft Terranus, ist die ausreichende 
Verfügbarkeit von seniorengerechten 
Wohnungen von entscheidender Be-
deutung, um Pflegeheime zu entlas-
ten und gleichzeitig die Lage auf dem 
Wohnungsmarkt zu entspannen. Brink-
mann appelliert deshalb an Politik und 
Wohnungswirtschaft, mehr senioren-
gerechte und gleichzeitig bezahlbare 
Zweizimmerwohnungen zu bauen.

Herr Brinkmann, Sie fordern den Bau 
von seniorengerechten Zweizimmer-
wohnungen im leistbaren Segment. 
Warum braucht es diese Wohnungen?

Eine Vielzahl von Senioren – meist 
alleinstehende Frauen ab 75 Jahren – 
leben in Drei- oder Vierzimmerwoh-
nungen oder Einfamilienhäusern, die 
zu groß für ihre Bedürfnisse sind. Das 
ist eine mentale Last, weil sie sich um 
Räume kümmern müssen, die sie gar 
nicht benötigen, und sich Sorgen ma-
chen, was sie mit ihren vielen Sachen 
machen sollen. Vor allem aber sind 
diese Wohnungen weder barrierefrei 
noch seniorengerecht. Bei Wohnungen 
aus den 1950er und 1960er Jahren lässt 
sich das kaum nachrüsten. Es besteht 
die Gefahr, dass ältere Menschen in 
oder vor der Wohnung stürzen und 
sich Knochenbrüche zuziehen. Kom-
men sie dann aus dem Krankenhaus, 
können sie häufig nicht mehr zurück 
in ihre alte Wohnung. Sich senioren-
gerecht zu verkleinern, ist da besser.
Und warum sollten es Zweizimmerwoh-
nungen sein?

Weil Mikroapartments nicht die 
Lösung sind. Ein Student kann auf 
20 m2 wohnen, aber nicht Seniorinnen 
und Senioren, die täglich 20 Stunden 
und mehr zu Hause verbringen. Ideal 
sind deshalb Zweizimmerwohnungen 
mit 45 bis 55 m2 Wohnfläche, in denen 
bei Bedarf auch zwei Personen wohnen 
können. Wichtig ist eine zentrale Lage, 

INTERVIEW MIT CARSTEN BRINKMANN

„Mikroapartments sind  
nicht die Lösung“

die die Teilnahme am Leben ermög-
licht. Wenn Senioren in solche Woh-
nungen umziehen, entspannt das zu-
dem den Wohnungsmarkt, weil große 
Wohnungen für Familien frei werden.
Seniorengerechte Wohnungen müssen 
bezahlbar sein. Was heißt das konkret?

Ein durchschnittlicher Rentner-
haushalt hat etwa 1.500 bis 2.000 € im 
Monat zur Verfügung. Senioren sind 
bereit, rund die Hälfte des verfügbaren 
Haushaltseinkommens – und damit 
mehr als jüngere Altersgruppen – für 
das Wohnen auszugeben. Allerdings 
kommt man damit im Neubau nicht 
aus, da die Mieten mindestens 15 €/m2 
betragen. Bei einer Wohnfläche von 
50 m2 ist man also bei einer Miete von 
750 € kalt plus – eine energieeffiziente 
Bauweise vorausgesetzt – vielleicht 
100 € Nebenkosten. Das ist für viele 
Menschen zu viel.
Braucht es also ein staatliches Förder-
programm?

Eine Möglichkeit wäre eine ge-
zielte Förderung von Wohnungen für 
Senioren, deren Einkommen eine ge-
wisse Höhe nicht überschreitet. Diese 
Förderung sollte nicht über zinsver-
günstigte Darlehen, sondern über ei-
nen Zuschuss von vielleicht 1.000 €/m2 
Wohnfläche erfolgen.

Eine andere Möglichkeit besteht 
darin, dass die Kommunen bei grö-
ßeren Quartiersentwicklungen vor-
schreiben, dass der Projektentwickler 
einen bestimmten Anteil an Senioren-
wohnungen realisiert, die nicht geför-
dert sind und deren Miete 14 €/m2 nicht 
überschreitet. Im Gegenzug könnte 
dem Projektentwickler beispielswei-
se gestattet werden, das Grundstück 
höher auszunutzen.
Aber der Wohnungsbau bricht mo-
mentan ein. Wer soll diese Wohnungen 
entwickeln, und wer soll als Investor 
auftreten?

Es gibt kommunale Wohnungsun-
ternehmen und Wohnungsgenossen-
schaften, die schon lange in diesem 

Segment aktiv sind – ich möchte dabei 
besonders die Unternehmensgruppe 
Nassauische Heimstätte | Wohnstadt 
und die Hamburger Saga Unterneh-
mensgruppe hervorheben. Aber kom-
munale Wohnungsunternehmen und 
Wohnungsgenossenschaften sind nur 
ein Teil des Marktes. Deshalb muss 
man auch die stärker ertragsorien-
tierten Unternehmen einbeziehen, 
insbesondere die großen Projektent-
wickler, die ganze Quartiere realisie-
ren. Als Endinvestoren kommen auch 
Immobiliengesellschaften, institutio-
nelle Investoren und Fonds in Frage, 
die ESG-konform investieren wollen 
und deshalb geringere Renditen ak-
zeptieren. 
Nehmen wir an, es gelingt, diese Woh-
nungen zu bauen. Wie wollen Sie Seni-
oren dazu bewegen, ihr angestammtes 
Umfeld zu verlassen und in eine kleine-
re Wohnung zu ziehen, die möglicher-
weise sogar teurer ist als die bisherige?

Die Umzugsbereitschaft ist nur 
deshalb so gering, weil Senioren nicht 
gezielt angesprochen werden. Es geht 
nicht darum, Senioren zu verdrängen, 
sondern darum, ihnen aufzuzeigen, 
dass ein Umzug eine Verbesserung 
ihrer Wohn- und Lebensqualität be-
deutet. Das gelingt, wenn die Wohnung 
in einem zentral gelegenen Stadtteil 
mit guter Infrastruktur und medizi-
nischer Versorgung liegt. Außerdem 
sollte die Wohnung mit einer hoch-
wertigen Küche und idealerweise mit 
Einbauschränken ausgestattet sein.
Neue Anbieter gehen momentan mit 
einer Art Co-Living für ältere Menschen 
an den Markt. Was halten Sie von die-
sen Angeboten?

Dafür gibt es sicher eine Zielgrup-
pe. Jedoch kostet eine 55 m2-Wohnung 
bei Lively etwa 1.800 € monatlich. Das 
liegt weit über dem Budget der meis-
ten Senioren.

Vielen Dank für das Gespräch.
Das Interview führte Christian Hunziker.
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zepten, wie sie heute unter Namen wie Lively oder 
Wohnvoll aktiv sind. Diese richten sich an jüngere 
Senioren (oder Best Ager) und entwickeln Angebote, 
die sich an Co-Living-Konzepten anlehnen. Deutlich 
machen dies die Ausführungen in einem White Paper 
der Wohnvoll AG, in dem es heißt: „Ein aktives Leben 
in einem Wohnumfeld, das modern eingerichtet ist 
und eben nicht an ein Pflegeheim erinnert; Teil einer 
Community sein, die in beständigem Austausch und 
gegenseitiger Unterstützung mit dem umliegenden 
Quartier steht – es sind diese Aspekte, die jüngere 
Senioren der Babyboomer-Generation ansprechen.“ 
Wobei auch diese Erkenntnis nicht ganz neu ist: Als 
die DW 2010 über eine Tagung mit dem Thema „Ziel-
gruppe 65 plus“ berichtete, hielt sie als Fazit fest: 
„Wohnformen für ältere Menschen werden vielfälti-
ger und orientieren sich stärker an den individuellen 
Bedürfnissen der Seniorinnen und Senioren.“

Die „neuen“ Angebote der privaten Anbieter ha-
ben übrigens ihren Preis: Lively beziffert die Miete 
(inklusive Nebenkosten und Grunddienstleistungen) 
im ersten Projekt des Unternehmens, das in Gronau 
(Nordrhein-Westfalen) entsteht, auf 28 €/m2. Einen 
Beitrag zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 
für ältere Menschen, wie ihn Terranus-Experte Cars-
ten Brinkmann fordert (siehe Interview), ist das also 
eher nicht. Womit man wieder bei der eingangs er-
wähnten Pestel-Studie ist: Sie fordert als konkrete 
Maßnahmen gegen die drohende graue Wohnungsnot 
unter anderem die Förderung des Baus von kleinen 
bis mittelgroßen, barrierefreien Wohnungen sowie 
die Schaffung von kleinen Wohnanlagen für Senioren 
in bestehenden Quartieren.�

Bedarf barrierereduzierter Wohnungen
Die Studie des IW Köln „Altersgerechter Wohnraum – Unterschätzte 
Herausforderung für Politik und Gesellschaft“ ermittelt eine erhebliche 
Versorgungslücke. So gebe es pro 100 Haushalte, die einen konkreten 
Bedarf an einer barrierereduzierten Wohnung haben, lediglich etwa 33 
entsprechende Wohnungen. Die Lücke finde sich in unterschiedlicher 
Intensität in allen Bundesländern. Die tatsächliche Versorgungslage sei 
durch ein Allokationsproblem noch angespannter, denn vorhandene 
Wohnungen könnten auf dem freien Wohnungsmarkt auch von Haus-
halten ohne konkreten Bedarf nachgefragt respektive bewohnt werden.

Weitere Infos und Download: t1p.de/IW_altersgerechter-Wohnraum

Gesobau-Musterwohnung im Rahmen des Konzepts  
Pflege@Quartier: Der schwellenfreie Zugang ermöglicht 
es auch mobilitätseingeschränkten Mietern, gefahrlos  
den Balkon zu nutzen. Von entscheidender Bedeutung:  
ein barrierefreies Bad
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se bringen“. Heute warnt der Seniorenimmobilien-
Fachmann Carsten Brinkmann von der Beratungsge-
sellschaft Terranus vor übersteigerten Erwartungen. 
Sensoren und Bewegungsmelder beispielsweise hät-
ten sich – verständlicherweise – nicht durchgesetzt, 
weil sich niemand überwacht fühlen wolle. 

Die Wünsche der Babyboomer
Was es früher hingegen noch nicht gab, das waren 
junge, innovative Anbieter von Seniorenwohnkon-
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W er die vielen AAL-Lösungen sieht, 
die das im September 2022 eröff-
nete Haus für Barrierefreiheit in 
Hamburg-Alsterdorf auf 600 m2 

präsentiert, staunt, welche tech-
nischen Hilfen es gibt, die älteren 

Menschen das Leben in den eigenen vier Wänden 
angenehm und sicher machen sollen. Das 
Angebot umfasst nachrüstbare Produkte 
wie das Sturzerkennungssystem Walabot, 
wozu lediglich ein Sensor an der Wand zu 
befestigen ist. Stürzt eine Person, fragt die 
Anwendung, ob Hilfe benötigt wird. Erfolgt 
keine Reaktion, wird eine zuvor definier-
te Person, beispielsweise ein Angehöriger, 
benachrichtigt. Zudem werden neun kom-
plexe, modulare Systeme vorgestellt, die je 
nach Hilfebedarf ausbaubar sind. Darüber 
hinaus existieren unterstützende Robotik-
Lösungen, etwa eine Esshilfe, die per Greifarm die 
Nahrungsaufnahme erleichtert, oder der Roboter 
„Temi“, die sich vornehmlich an Alten- und Pflege-
einrichtungen wenden. „Und wir zeigen nur einen 
Ausschnitt“, sagt Projektleiter Dieter Wiegel, „die 
gesamte Palette ist wesentlich größer.“ Sicherlich 
gebe es mehrere Hundert Produkte von oftmals glo-
bal agierenden Herstellern. 

Zwischen Markt und Handlungsdruck
Die Produktvielfalt kommt nicht von ungefähr: 
Schätzungen zufolge wird die Zahl der Menschen 

über 80 Jahre weltweit von 137 Mio. im Jahr 2017 auf 
425 Mio. im Jahr 2050 steigen. In Deutschland leben 
laut Statistischem Bundesamt bereits heute 2,6 Mio. 
Hochbetagte (ab 85 Jahre) und 18,4 Mio. Menschen 
gehören der Generation 65 Jahre plus an. Überdies 
gab es in 2021 hierzulande 4,12 Mio. Pflegebedürfti-
ge, die zuhause versorgt wurden, entweder durch 
Angehörige (3,12 Mio.) oder ambulante Pflegedienste 
(1,05 Mio.). In Pflegeheimen wurden 790.000 Men-
schen betreut. Bis 2035 wird die Zahl der Pflegebe-
dürftigen in Deutschland auf rund 5,6 Mio. steigen, 
ein Plus gegenüber 2021 von 14 %. Der Markt für AAL-
Produkte ist also riesig. Der Handlungsdruck auf die 
Politik, für altersgerechten Wohnraum zu sorgen, 
auch. Laut einer aktuellen Studie des Pestel-Instituts 
fehlen bundesweit etwa 2,2 Mio. barrierearme und 
altersgerechte Wohnungen, in denen Menschen mit 
einem Rollator oder Rollstuhl klarkommen. Zu diesem 
Ergebnis kommt auch das Institut der deutschen 
Wirtschaft (IW) in einer neuen Untersuchung (siehe 
hierzu den Artikel auf Seite 36 in dieser Ausgabe). 
Dazwischen stehen Wohnungsunternehmen, die seit 
mehr als 20 Jahren im Kontext des demografischen 
Wandels und von Smart Homes mit AAL experimen-
tieren.

Schon zur Expo 2000 ein Thema 
Ein Beispiel ist die Gifhorner Wohnungsbau-Genos-
senschaft eG, die im Rahmen der Expo 2000 – die 
unter dem Motto „Mensch, Natur und Technik: Eine 
neue Welt entsteht“ in Hannover stattfand – eine 

AAL IN DER WOHNUNGSWIRTSCHAFTLICHEN PRAXIS

Viel probiert,  
wenig genutzt 
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Von Dagmar Hotze

Trotz zahlreicher Pilotprojekte haben sich techni-
sche Assistenzsysteme (Ambient Assisted Living, 
AAL) zur Unterstützung älterer Menschen in der 
Wohnungswirtschaft nicht etabliert. Das liegt nicht 
nur an technischen Fragen. Wie wird das (assistie-
rende) Alterswohnen der Zukunft nun aussehen?

Dagmar Hotze
freie Journalistin

HAMBURG
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Testwohnung mit smartem Herd, optischer Klingel 
und weiteren technischen Finessen einrichtete, um 
vorzuführen, was zum damaligen Zeitpunkt technisch 
im Wohnbereich möglich war. „Das Interesse war 
riesig“, erinnert sich Vorstand Andreas Otto. Nach 
der Expo sei es jedoch merklich ruhiger um smartes 
Wohnen mit und ohne AAL geworden. „Heute ist die 
Nachfrage nach altersunterstützender Technik sei-
tens der Mieterschaft sehr überschaubar.“ Zumal jeder 
und jede etwas anderes unter AAL verstünde. Hinzu 
kämen Vorurteile, „dass das nicht funktionieren wür-
de“. Natürlich beobachte man den Markt und wäre of-

fen für technologische Neuerungen. In einem Neubau 
mit zwölf Wohnungen ist beispielsweise ein digitales 
Türschließsystem installiert worden und eine Seni-
orenwohnanlage mit Betreutem Wohnen wurde mit 
einem Hausnotrufsystem inklusive angeschlossenem 
Pflegedienst ausgestattet. „Es muss aber immer ein 
angemessenes Kosten-Nutzen-Verhältnis bestehen. 
Und das ist bei AAL-Lösungen zurzeit nicht gegeben.“

Außer Spesen nichts gewesen 
Die Baugenossenschaft Langen eG sammelte eben-
falls über die Jahre reichlich Erfahrung mit dem 

Neben einer Vor-Ort-Beratung bietet das 
„Haus für Barrierefreiheit“ Hamburger Woh-
nungsunternehmen auch Online-Beratung

Essroboter ermöglichen es Menschen mit eingeschränkter 
Armmotorik, im eigenen Tempo und selbstbestimmt ohne 

Assistenz essen zu können

Hilfsmittel wie Fahr- und Rollstühle 
müssen für ältere oder körperlich 
eingeschränkte Menschen passen

Wie sieht das Wohnen im Alter künftig aus? Werden Pflegeroboter Medikamente reichen  
oder ältere Menschen zu Gymnastik und Bewegung animieren?
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sind viele Funktionen in den Wohnungen der Kulm-
bacher bereits ganz oder teilweise automatisiert. Die 
Krux: Jede Anwendung hat ihre eigene App. Um spezi-
ell der älteren Mieterschaft die Bedienung zu erleich-
tern, arbeitet Petzoldt gerade daran, ein einfaches 
Tablet zu erwerben und dort alle Apps zu installieren. 
„Zugegebenermaßen ist diese Variante etwas rudi-
mentär. Allerdings ist sie extrem offen und flexibel. 
Wechseln wir den Hersteller, wechseln wir einfach 
die App.“ Denn die technologische Inkompatibilität 
der bisher gekauften oder betrachteten Systeme ist 
die große Schwachstelle, gibt Petzoldt zu beden-
ken. Für die Zukunft will er prüfen, AAL-spezifische 
Anwendungen einzusetzen, Hersteller, die entspre-
chende Produkte verkaufen wollten, gebe es genug. 
Nicht selten bewegten sich die Kosten allerdings im 
vierstelligen Bereich pro Wohnung. Da überlege man 
eine Anschaffung doch zweimal, betont er.

Weder Nachfrage noch Geschäftsmodelle 
Nicht nur genossenschaftlich organisierte Woh-
nungsunternehmen hadern mit dem praktischen 
Einsatz von AAL. Auch Großkaliber wie die Gewobag 
Wohnungsbau-Aktiengesellschaft Berlin mit über 
72.000 Wohnungen haben damit scheinbar ihre 
Schwierigkeiten. Zwar bietet das landeseigene Woh-
nungsunternehmen klassisches Seniorenwohnen an. 
Die Konzepte sehen primär jedoch eine barrierear-
me Wohnungsausstattung vor und dienen der Ge-
meinschaftsförderung. Altersunterstützende Technik 
spielt keine Rolle. Bisher jedenfalls nicht. 

Die GWG-Gruppe, die bundesweit 15.000 Wohn- 
und Gewerbeeinheiten bewirtschaftet, stellte das 
2019 eingeführte Angebot, eine AAL-Ausstattung über 
den Messdienstleister Minol zu beziehen, mangels 
Nachfrage seitens der Mieterschaft sogar wieder ein. 
Auch bei dem PropTech-Unternehmen Spiribo, das 
eine Online-Service-Plattform für das Wohnen an-
bietet, wird man nicht von AAL-Interessierten aus 
der Wohnungswirtschaft überrannt. Und wenn eine 
Anfrage käme, ginge es meistens um Schnittstellen-
Kompatibilität, berichtet Geschäftsführer Matthias 
Herter, der auch der Meravis Wohnungsbau- und Im-
mobilien GmbH vorsteht. Denn noch immer stehe die 
technische Machbarkeit im Vordergrund. Nach dem 
Nutzen von AAL werde hingegen nie gefragt. Dabei 
gehe es doch gerade darum. „Soll AAL in die Praxis 
kommen, braucht es in Wohnungsunternehmen ein 
Verständnis für das Wohnen als Service“, ist er über-
zeugt, „und es muss auf Quartiersebene gedacht wer-
den.“ Dann könnten sinnstiftende Geschäftsmodelle 
entstehen, die Mehrwert für alle Beteiligten bieten. 
Gerade die Generation der Babyboomer, bei der viele 
gewohnt seien, per Handy alle möglichen Dienst-
leistungen in Anspruch zu nehmen, sieht Herter in 
Zukunft als Zielgruppe für AAL-Lösungen. 

Ein anderer Grund, warum AAL künftig im Wohn-
bereich gefragt sein dürfte, ist der steigende Eigen-
anteil, den pflegebedürftige Bewohner eines Heims 

Einsatz technischer Wohnassistenten durch diverse 
eigene Testläufe und ein Pilotprojekt, das ein Her-
steller für Elektronik und Gebäudekonnektivität 2017 
in fünf Bundesländern mit 14 Baugenossenschaften 
und 44 alleinstehenden Mieterinnen und Mietern 
durchführte. Am besten kamen Funktionen an, die 
an etwas erinnern, zum Beispiel ein offenes Fens-
ter oder die Medikamenteneinnahme. Im Endeffekt 
stellte sich aber heraus, „dass manche Lösungen in 
der Bedienung zu umständlich sind oder sich die 
Mieterinnen und Mieter beobachtet fühlen“, so Vor-
stand Wolf-Bodo Friers. Außerdem seien die Kosten 
zu hoch, weshalb keine AAL-Lösungen mehr einge-
setzt würden. 

Statt weiter erfolglos AAL-Technik auszuprobie-
ren, fokussieren sich die Langener lieber darauf, bei 
Sanierungen altersgerechte Bedarfe zu prüfen und zu 
berücksichtigen sowie gesundheitlich eingeschränk-
te Mieterinnen und Mieter durch die Nachrüstung von 
Handläufen, Griffen und Duschsitzen zu unterstützen. 
In den im August 2022 fertiggestellten „Anna-Sofien-
Höfen“, die das Land Hessen mit dem ersten Preis 
für „Innovation und Gemeinsinn im Wohnungsbau“ 
auszeichnete, ist ein komplettes Haus barrierefrei 
gestaltet. Hier gibt es keine Schwellen, die Lichtschal-
ter und Türklinken sind in niedriger Höhe (85 cm) 
montiert, zudem funktioniert der Fahrstuhl auch 
sprachgesteuert und kann die Türen automatisch öff-
nen. „So ermöglichen wir es Mieterinnen und Mietern, 
auch bei körperlichen Einschränkungen möglichst 
lange in ihren Wohnungen zu bleiben.“

Inkompatibilität macht erfinderisch 
Udo Petzoldt, Vorstand der Baugenossenschaft Kulm-
bach und Umgebung eG, ist vor geraumer Zeit selbst 
in Sachen Smart Building aktiv geworden – und im 
Zuge dessen auch hinsichtlich der Integration von 
Komfort-Funktionen. „Beim Auto erwarten wir in 
Kürze das Fahren ohne Fahrer. Beim Wohnen ist in 
den letzten 300 Jahren nicht viel passiert. Unter dem 
Druck der Demografie wird es aber Veränderungen 
geben müssen“, ist er überzeugt. Vom Heizungssys-
tem über die Lüftungsanlage bis zu den Fensterrollos 
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Ein Beispiel für eine AAL-Lösung: Wenn die Herd-
platte zu heiß wird, gibt der Herdwächter ein lautes 

Signal von sich und schaltet die Herdplatte aus



selbst tragen müssen, vermutet er. Aktuell beträgt 
dieser durchschnittlich 2.394 € monatlich. Eine Sum-
me, die immer weniger Menschen aus Eigenmitteln 
aufbringen können, weshalb der Verband der Er-
satzkrankenkassen (Vdek) ein Gesamtkonzept zur 
Finanzierung fordert. Damit müsse das Thema AAL 
in der Wohnungswirtschaft eigentlich wieder „auf 
Anfang“ gestellt werden, meint Herter.

Konzentration auf das Wesentliche
Beim Einsatz altersunterstützender Wohnassis-
tenten ist die GSW Gesellschaft für Siedlungs- und 
Wohnungsbau Baden-Württemberg mbH (GSW Sig-
maringen) deutlich über den Anfang hinaus. Wie 
viele Wohnungsunternehmen machte auch sie ihre 
ersten Erfahrungen mit Smart-Home-Technologien 
und telemedizinischen Assistenzsystemen durch die 
Realisierung einer AAL-Musterwohnung. 2015 wurde 
dazu in Waiblingen unweit von Stuttgart eine 85 m2 
große Seniorenwohnung mit entsprechender Ge-

Pflegebedürftige 2021 bis 2070
Ab 2022 Varianten der Pflegevorausberechnung mit moderater demografischer  
Entwicklung, in Millionen

2022 lebten in Deutschland 2,6 Mio. Hochbetagte (ab 85 Jahren); 18,4 Mio. gehören 
der Generation Ü 65 an. Bis 2035 wird die Zahl Pflegebedürftiger hierzulande auf  
5,6 Mio. steigen

1 noch Einführungseffekte des erweiterten Pflegebedürftigkeitsbegriffs 

Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2023
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konstante Pflegequoten bis 2027 zunehmende Pflegequoten¹

Pflegebedürftige nach Versorgungsarten
Zahlen von 2021, in %, insgesamt 5 Mio. Menschen in Deutschland

63 %

16 %

21 %

Pflegebedürftige zu Hause versorgt 
(überwiegend durch Angehörige)

Pflegebedürftige zu Hause versorgt  
(ambulante Pflege-/Betreuungsdienste)

Pflegebedürftige vollstationär in Heimen

Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2023

Rundungsbedingte Abweichung möglich.
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Weitere Informationen:
www.vdw-online.de/wp-content/uploads/2023/04/AAL-
Standard-fuer-den-Geschosswohnungsbau.pdf 

bäudetechnik inklusive altersgerechten Assistenz-
systemen ausgestattet. Zur Anwendung kamen die 
Automationssysteme KNX, Digitalstrom und EnOce-
an, die auf einer Onlineplattform zusammengeführt 
und in die von der Türzutrittskontrolle über ein 
Notrufsystem bis zur Schwellenbeleuchtung etli-
che smarter Helferlein integriert wurden. Allerdings 
hat sich das Team nicht von dem anspruchsvollen 
Planungsprozess entmutigen lassen, mit dem die 
Konzeption der AAL-Wohnung verbunden war. Im 
Gegenteil. Nie gab es Zweifel darüber, dass mit AAL 
ausgestattete, vernetzte Wohnungen ältere Men-
schen zukünftig bei der Erledigung alltäglicher Dinge 
unterstützen werden. Für Aufsehen sorgte 2018 das 
GSW-Projekt „Future Living Berlin“, das das erste 
Wohnquartier in Europa ist, bei dem Smart-Home- 
und AAL-Technologien umfassend dazu eingesetzt 

Bekommt AAL im Mietwohnungsbereich  
neuen Schwung? 

Zurück in Hamburg. Dort bekam der Einsatz von 
AAL unlängst Aufmerksamkeit durch einen Bürger-
schaftsantrag von SPD und Grünen an den Senat mit 
der Forderung, „zusammen mit wichtigen Akteuren 
wie Wohnungsunternehmen, Vermieterverbänden, 
Pflege- und Krankenkassen, der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) sowie der Investitions- und 
Förderbank (IFB) mögliche Geschäfts- und Finan-
zierungsmodelle für den Einbau von AAL-Systemen 
zu prüfen.“ Überdies sprach sich die Koalitionsfrak-
tion dafür aus, neue Seniorenwohnungen durch zu-
sätzliche Kabelkanäle und Steckdosen vorzuberei-
ten, damit sie später mit AAL ausgestattet werden 
können. Der Grund: Auch in der Hansestadt steigt 
der Anteil der Generation Ü 65, von derzeit 18 % auf 
wahrscheinlich 22 % im Jahr 2040.

Ob und wie über den Antrag in Hamburg ent-
schieden wird, bleibt abzuwarten. Auch eine Reaktion 
der Politik auf die Forderung des Vdek steht aus. In 
jedem Fall sind beide Anlässe eine gute Gelegenheit 
für Wohnungsunternehmen, sich konstruktiv in die 
Diskussion einzubringen – auch wenn das Tagesge-
schäft momentan vorrangig von der Wärmewende 
bestimmt sein mag. Was lange währt, würde dann 
doch noch gut. Andernfalls könnte es sein, dass die 
Wohnungswirtschaft vor vollendete Tatsachen ge-
stellt wird. Es wäre nicht das erste Mal.

Und ein Blick auf die demografische Situation 
in den eigenen Beständen dürfte vielen Wohnungs-
unternehmen deutlich machen, dass nach mehr als 
zwei Dekaden endlich praxisnahe Lösungen für den 
Einsatz von AAL-Lösungen in Mietwohnungen ent-
stehen sollten. �

Anderer Umgang in Japan
Anders als in Deutschland, wo die Betreuung und Pflege älterer Men-
schen per Telemedizin noch Zukunftsmusik ist, ist das in Japan längst 
Realität. Laut UN-Statistik liegt der Anteil der Menschen über 65 Jahre in 
Japan bei 30 %. Die Japanologin Dr. Cosima Wagner gibt in ihrem Aufsatz 
„Tele-Altenpflege und Robotertherapie: Leben mit Robotern als Vision 
und Realität für die alternde Gesellschaft Japans“ tiefgehende Einblicke 
in den Umgang Japans mit AAL-Techniken. 

Lesetipp:  
www.dijtokyo.org/wp-content/uploads/2016/09/JS21_wagner.pdf

Beim Vorzeigeprojekt „Future Living Berlin“ wurden in Berlin-Adlershof  
90 Wohnungen mit Smart-Home- und AAL-Technik ausgestattet

werden, Lösungen für den demografischen Wandel 
sowie für die Energie- und Verkehrswende intelli-
gent miteinander zu verknüpfen. Birgid Eberhardt, 
Bereichsleiterin Forschung & Entwicklung bei der 
GSW Sigmaringen, plädiert dafür, „dass sich Woh-
nungsunternehmen in erster Linie auf den barrie-
refreien Umbau von Bädern konzentrieren und die 
Wohnungen elektrotechnisch so weit vorbereiten, 
dass Mieterinnen und Mieter oder deren Angehörige 
selbst AAL- und sonstige smarte Anwendungen ins-
tallieren können.“ Hier warte viel Arbeit auf die Un-
ternehmen. Wären aber erst einmal alle Steckdosen 
in Wohnungen WLAN-fähig, könnte jede Mietpartei 
selbst die gewünschten Lösungen installieren, so die 
Medizininformatikerin und Gerontologin, und als 
Wohnungsunternehmen sei man aus der Sache raus. Bi
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ERFAHRUNGEN MIT DEM HOLZBAU

Zukunftsstrategie mit 
nachhaltigem Baustoff

Beim Ersatzneubau „Im Schildacker“ handelt es sich um ein Modellprojekt, bei dem in den Jahren 2017 bis 2023 
neben klassischem Massivbau auch sechs Wohnhäuser in Holzkonstruktion realisiert wurden
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Von Magdalena Szablewska

Rund 30 Jahre nachdem die Freiburger Stadtbau 
ihr erstes Holzbau-Projekt realisiert hat, arbeitet sie 
aktuell am größten Bau- und Entwicklungsprojekt 
der Wohnbauoffensive: Das Neubauprojekt „Im 
Metzgergrün“ wird teilweise in Holz realisiert und 
erhielt 2023 eine Auszeichnung für Nachhaltigkeit.
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B ereits Ende der 1990er Jahre hat die Frei-
burger Stadtbau GmbH (FSB) Gebäude 
in Holzbauweise realisiert. Damals ent-
standen im Stadtteil Rieselfeld die ersten 
Wohngebäude aus Holz mit 24 Wohnun-
gen – mit den entsprechenden Heraus-

forderungen im Bereich des Brand- und Schallschut-
zes. Seitdem hat der technische Fortschritt in vielen 
Bereichen zu einer Weiterentwicklung geführt, so 
dass die heutigen Normen und Vorschriften im Holz-
bau inzwischen besser umgesetzt werden können als 
zur damaligen Zeit. Dies befördert den Wohnungsbau 
in Holz maßgeblich.

Beim Wohnungsbau ist gerade eine Bauweise mit 
einem hohen Vorfertigungsgrad und somit kürzeren 
Montagezeiten ausgesprochen attraktiv. 
Angesichts der Klimaerwärmung und auf-
grund der guten CO2-Speicherfähigkeiten 
entwickelt sich der Werkstoff Holz zuneh-
mend zu einer klimafreudlichen Alternati-
ve. Im Rahmen der Quartiersentwicklung 
„Im Schildacker“ im Stadtteil Haslach hat 
die FSB in den Jahren 2019 bis 2022 erst-
mals ein großes Bauprojekt mit sechs Ge-
bäuden und 116 Wohnungen in Holzbau-
weise realisiert. Durch die Verwendung von 
Holz als Baustoff und eine Energieversor-
gung mit einem Primärenergiefaktor von 
nur 0,2 konnten energieeffiziente Gebäude 
errichtet und die CO2-Emissionen redu-
ziert werden. 

Wissenschaftliche Begleitung und  
maßgebliche Erkenntnisse

Um weitere Erkenntnisse über die Potenziale der 
Holzbauweise für künftige Neubauprojekte zu gewin-
nen, hat die FSB im Quartier „Im Schildacker“ zwei 
viergeschossige Wohngebäude – eines in Holz-, eines 
in Massivbauweise – mit Fokus auf Aspekte wie Graue 
Energie, CO2-Emissionen und Baukosten untersu-
chen lassen. Beide Gebäude wurden im Effizienzhaus-
Standard 55 errichtet, sind jeweils mittels zweier 
Treppenhäuser mit Aufzugsanlage erschlossen und 
an das Fernwärmenetz angeschlossen.

Um Aussagen zu Klimaschutzaspekten treffen zu 
können, standen bei der vergleichenden Bewertung 
die CO2-Emissionen im Lebenszyklus, die Möglichkeit 
der Kohlenstoffspeicherung sowie der Primärener-

gieverbrauch im Vordergrund. Dazu wurden Daten zu 
den Eigenschaften der Konstruktion, ihre potenziellen 
Erneuerungsraten, zum Energieverbrauch während 
der Nutzungsdauer sowie den Lebenszykluskosten 
des Objekts dertailliert erhoben und zueinander in 
Beziehung gesetzt. Dabei wurde festgestellt, dass 
sich die Holzbauweise insbesondere durch geringere 
Treibhausgasemissionen über den Lebenszyklus und 
zusätzlich durch die Kohlenstoffspeicherung bezogen 
auf die Lebenszeit der Gebäude auszeichnet. Auch 
beim Primärenergieverbrauch schneidet der Holzbau 
besser ab. Somit weist er in allen untersuchten Ka-
tegorien im Bereich der Umweltwirkungen Vorteile 
gegenüber der Massivbauvariante auf. Bei den öko-
nomischen Aspekten schneidet die Massivbauweise 
in vier von fünf Kategorien günstiger ab und hat, 
bezogen auf die reine Wirtschaftlichkeit über den 
Lebenszyklus, noch leichte Vorteile.

 Um eine hohe Kosteneffizienz sowie Ausfüh-
rungsqualität zu gewährleisten, empfiehlt es sich ins-
besondere bei Gebäuden, bei denen Arbeitsprozesse, 
Abläufe und Fertigungsschritte hohe Anforderungen 
stellen bereits in den frühen Projektentwicklungs-
phasen Fachexperten der Planung und Ausführung 
einzubeziehen. 

Wissenschaftliche Untersuchungen, wie die im 
Quartier „Im Schildacker“ durch den Lehrstuhl für 
Ressourceneffizientes Bauen der Ruhr Universität 
Bochum, helfen, konkrete Optimierungspotenziale 
insbesondere bei der Kostenreduktion von Holzbau 
herauszuarbeiten. Diese liegen insbesondere in der 
Gebäudeform, der Außenwandkonstruktion oder 

Bereits 1999 hat die FSB Wohngebäude aus Holz errichtet. Damals stellten 
der Brand- und Schallschutz noch große Herausforderungen dar. Inzwi-

schen können im Holzbau bessere konstruktive Lösungen realisiert werden

Dr. Magdalena 
Szablewska

Technische  
Geschäftsführerin 

Freiburger Stadtbau 
Verbund

FREIBURG
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dabei eine sinnvolle Ergänzung zum konventionellen 
Bauen. Die Kombination der Vorteile des seriellen und 
modularen Bauens sowie des Holzbaus veranlasste 
die FSB, weiterhin Holzbauten zu errichten. Im neuen 
Quartier Metzgergrün entstehen fast ein Viertel der 
Gebäude in Holzbauweise. 

Das Land Baden-Württemberg unterstützt die 
Bemühungen für das klimafreundlichere Bauen mit 
Holz mit seinem aus dem Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung gespeisten „Holz Innovativ 
Programm (HIP)“ und legt den Fokus auf den Schwer-
punkt „Innovation und Energiewende“. Anknüpfend 
an die Evaluation des Quartiers „Im Schildacker“ 
werden mithilfe des HIP im Metzgergrün planerische 
und normative Ansätze für wirtschaftlich optimierte 
Holzbaulösungen analysiert. So werden zum Bei-
spiel durch die wiederholte Errichtung eines Punkt-
haustyps in Holzbauweise im ersten Bauabschnitt 
des Quartiers „Im Metzgergrün“ zeitlich gestaffelt 
Konstruktionen der Holzgebäude untersucht. Die 
Erkenntnisse dienen als Datenbasis für die Weiter-
entwicklung der Konstruktionen und Normenvorga-
ben und sollen in die Planung und Ausführung in den 
weiteren Bauabschnitten einfließen. Somit kann über 
die gesamte Entstehungszeit des Quartiers kontinu-
ierlich ein Erkenntnisgewinn sichergestellt werden.

Das neue Quartier „Im Metzgergrün“
Im Frühjahr 2020 verabschiedete der Gemeinde-
rat der Stadt Freiburg das Konzept „FSB 2030 Mehr 
Wohnen. Faire Mieten. Für Freiburg“. Es beinhaltet 
neben einer Wohnbauoffensive und der Errichtung 
von 2.500 neuen Wohnungen bis 2030 auch die Um-
setzung eines Klimaschutzkonzeptes, mit dem unter 
anderem die Reduktion des CO2-Ausstoßes um 70 % 
im Vergleich zum Basisjahr 2020 erreicht werden 
soll. Einen wichtigen Anteil am Wohnungsbaupro-
gramm – aber auch an der Klimaschutzinitiative hat 
das FSB-Neubauprojekt „Im Metzgergrün“, das unter 
nachhaltigen Gesichtspunkten umgesetzt wird. Trotz 
der Verdreifachung der Wohnfläche im Vergleich zu 
der bestehenden, wird die FSB mit den geplanten 
neuen Wohngebäuden eine Reduktion um circa 75 % 
der CO2-Emissionen erreichen. Damit unterstützt die 
FSB das Ziel der Stadt, mehr Wohnraum zu schaffen 
und auf dem Weg zur Klimaneutralität ein gutes 
Stück voran zu kommen.

Das neue Quartier zeichnet sich durch seinen 
verkehrsberuhigten Charakter aus. Das entlang der 
Bissierstraße verlaufende Runzgewässer – ein künst-
licher Bachlauf – wird in die Quartiersmitte verlegt 
und künftig offen durch das Quartier geführt. Die 
offenen Uferzonen sollen das Gewässer wieder er-
lebbar machen und dienen der besseren Versicke-
rung von Regenwasser. Neben den Wohngebäuden 
in Massivbauweise werden Holzbauten errichtet und 
elementierte Holzfassaden auch an Massivbauten 
ausgeführt. Mit einer geschickten Anordnung der 
Gebäudekörper wird eine gute Luft-/Windzirkulati-

dem Einsatz des regenerativen Baustoffes dort, wo er 
seine Eigenschaften vorteilhaft entfalten kann. Zum 
Beispiel durch einfache Planung und den hohen Vor-
fertigungsgrad aufgrund der elementierten Bauweise.

Mehrgeschossiger Wohnungsbau mit Holz
Die im Quartier „Im Schildacker“ gewonnenen Er-
kenntnisse und Erfahrungen zur Holzbauweise flie-
ßen zukünftig in weitere Neubauprojekte der FSB ein, 
so zum Beispiel in das Bauprojekt „Im Metzgergrün“ 
im Freiburger Stadtteil Stühlinger. Das Quartier wird 
aufgrund der Größenordnung in vier Bauabschnitten 
entwickelt. Dabei wird die Anzahl der Wohnungen 
mehr als verdoppelt und beträgt mehr als 550 Neu-
bauwohnungen mit rund 41.000 m² Wohnfläche im 
Energieeffizienzhaus-Standard 55. Im ersten Bauab-
schnitt werden zwei mehrgeschossige Wohngebäude 
in Holzbauweise errichtet. Sie sind Teil des „Holz In-
novativ Programms“ des Landes Baden-Württemberg, 
das von der Hochschule Biberach fachlich begleitet 
wird. Die FSB setzt damit konsequent den Weg des 
ressourceneffizienten und klimafreundlichen Bauens 
fort. Damit dies gelingt, ist ein enger Austausch mit 
Experten und Akteuren aus dem Bereich des Holzbaus 
wichtig. Eine weitere Voraussetzung ist jedoch, dass 
diese Lösungen durch Förderprogramme von Bund, 
Land und Kommunen unterstützt werden.

Um den nachgefragten zusätzlichen bezahlbaren 
Wohnraum zu schaffen, eignen sich insbesondere 
serielle Konstruktionen sehr gut. Der Holzbau bildet Bi
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Die Fassade besteht aus Lärchenholz. Die aus Brandschutzgründen 
erforderlichen Faserzementplatten in den Eingangsbereichen und an den 

Balkonen wurden in Rot- und Blau- und Grüntönen kombiniert



� BAUEN UND TECHNIK  51 

on im Wohngebiet und ein gesundes Mikroklima im 
Quartier geschaffen. Ein ganzheitliches Energiekon-
zept für das Quartier dient dem Klimaschutz. 

Das Erschließungszertifikat in Platin
Um die Qualitäten der Quartiersentwicklung mess-
bar zu machen, hat die Deutsche Gesellschaft für 
nachhaltiges Bauen (DGNB) im Auftrag der FSB das 
geplante Quartier geprüft. Am 27. April 2023 wurde 
das Neubauvorhaben mit dem Nachhaltigkeitszerti-
fikat in Platin ausgezeichnet. Es ist das erste Quartier 
in Freiburg, das diese Auszeichnung erhält, und erst 
das dritte in Baden-Württemberg.

Im Rahmen einer solchen Bewertung werden 
alle wesentlichen Aspekte des nachhaltigen Bau-
ens betrachtet. Diese umfassen die fünf Bereiche 
Ökologie, Ökonomie, soziokulturelle und funk-
tionale Aspekte sowie technische und prozessu-
ale Qualitäten des Bauvorhabens. Jeder Bereich 
ist mit einem Kriterienkatalog hinterlegt, dessen 
Punktebewertungssystem sich auf den Erfüllungs-
grad dieser Kriterien bezieht. Die DGNB vergibt 
nach erfolgter Feststellung des Erfüllungsgrades 
die Auszeichnungsstufen Platin, Gold und Silber.  
Die Zertifizierung erfolgt durch die DGNB in drei 
Stufen1: Das Vorzertifikat (Pre-Check), das Er-

Nachhaltigkeitszertifikat für „Im Metzgergrün“
Ab einem Gesamterfüllungsgrad von 80 % in den fünf Themengebieten vergibt die DGNB  
ihr Nachhaltigkeitszertifikat in Platin. 2023 wurde „Im Metzgergrün“ damit ausgezeichnet. 

Angaben in %

Gesamterfüllungsgrad 81,8 %

20 1008060400

Ökologische Qualität 

Ökonomische Qualität

Soziokulturelle und  
funktionale Qualität 

Technische Qualität

Prozessqualität

87,7 %

69,4 %

81,4 %

88,5 %

82,1 %
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schließungszertifikat sowie das abschließende Quar-
tierszertifikat. Das FSB-Projekt „Im Metzgergrün“ 
erhielt aufgrund des Standes der Projektumsetzung 
und des hohen Erfüllungsgrades von knapp 82 % ein 
Erschließungszertifikat in Platin.

Fazit
Allein im neuen Quartier „Im Metzgergrün“ entste-
hen mehr als ein Fünftel der in der Wohnbauoffen-
sive vorgesehenen Wohnungen, 50 % als öffentlich 
geförderte und 25 % als frei finanzierte Mietwoh-
nungen. Weitere 25 % bilden Eigentumswohnun-
gen. Damit leistet die Freiburger Stadtbau in den 
nächsten Jahren einen maßgeblichen Beitrag zur 
Errichtung zeitgemäßen, energieeffizienten und 
bezahlbaren Wohnraums in lebendigen und zu-
kunftsorientierten Quartieren, aber auch zur Re-
duktion von CO2-Emissionen. Somit unterstützt 
sie die Erreichung der Klimaziele der Stadt Frei-
burg nachhaltig. Dabei stellt das Thema Holzbau 
einen wesentlichen Faktor dar. Aktuell errichtet 
und entwickelt die Freiburger Stadtbau rund 370 
Wohnungen in Holzbauweise. �

1 �Genaueres zu den drei Zertifizierungsstufen unter: https://www.dgnb.de/de/
zertifizierung/quartiere 

Die fünf Bewertungskriterien für  
das DGNB-Zertifikat
1. Ökologische Qualität: Im Metzgergrün werden rund 20 % der Wohnun-
gen in Holzbauweise errichtet. Das neue Quartier wird zudem ein ganz-
heitliches Energiekonzept erhalten. Um den CO2-Abdruck zu reduzieren, 
wurde der PKW-Stellplatzschlüssel abgesenkt und durch ein Mobilitäts-
konzept ersetzt, in dessen Mittelpunkt Fahrräder, Car-Sharing und der 
ÖPNV stehen. Durch Anschluss an das Fernwärmenetz und die Photovol-
taikanlagen auf den begrünten Dächern wird die Bewohnerschaft mit 
klimafreundlicher Energie und Wärme versorgt. 

2. Ökonomische Qualität: Das Projekt weist den Ansatz auf, kostengüns-
tigen, ressourcenschonenden und energieeffizienten Wohnungsbau mit 
geringen Lebenszykluskosten zu schaffen. Die klassische Massivbau-
weise der Wohngebäude wird durch Punkthäuser in Holzbauweise aus 
zertifiziertem Material aufgelockert. Ebenso wurde bei der Planung des 
Quartiers darauf geachtet, dass zukünftige technische und soziale Inno-
vationen intergiert werden können. 

3. Soziokulturelle und funktionale Qualität: Geplant ist die städtebau-
liche Entwicklung einer lebendigen Quartiersmitte, um das soziale und 
nachbarliche Miteinander zu fördern. Als zentraler Anlaufpunkt soll ein 
Marktplatz etabliert werden. Es besteht die Idee, hier bevorzugt Produkte 
aus der Region anzubieten. Die Bedarfe für Aufenthaltsflächen und 
Grünanlagen werden in Arbeitsgruppen abgefragt, organisiert und mit 
den Bewohnern gemeinsam gestaltet. 

4. Technische Qualität: Mit Smart Metern werden die Bewohnerinnen 
und Bewohner sich zukünftig zu ihren Verbrauchsdaten informieren kön-
nen. Moderne Heizungen und Verbrauchsmesser liefern die Daten, die 
jede Mieterin und jeder Mieter individuell über das Mieterportal und eine 
App der FSB abrufen kann. 

5. Prozessqualität: In den Entwicklungsprozess wurde auch die Bewoh-
nerschaft einbezogen. So wurde auf Anregung der Bewohnerinnen und 
Bewohner die Charakteristik der bestehenden kleinen Wohnungen im 
Quartier mit einer flexiblen Nutzung der Wohnräume in die Neubaupla-
nung überführt. Ein freiwilliges, beratendes Begleitgremium bestehend 
aus Mietern, Vertretern des Gemeinderates, der Stadtverwaltung, Quar-
tiersarbeit und der FSB bietet eine Dialogplattform für die beteiligten 
Interessensgruppen und Akteuren. 

Die Holzbauten im Metzgergrün werden ähnlich den Gebäuden  
im Schildacker ab der Kellerdecke in Holz errichtet

Das bislang unterirdisch verlaufende Runzgewässer wurde in die Quartiers-
mitte verlegt und verläuft künftig offen durch das Quartier
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Weitere Informationen zum Quartier finden sich unter  
www.metzgergruen-freiburg.de
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„In Europa könnten 
wir schon jetzt  
jedes neue Haus im 
Wesentlichen aus 
Holz errichten“

Bis September 2018 war Prof. Hans Jo-
achim Schellnhuber Direktor des 1992 
von ihm gegründeten Potsdam-Instituts 
für Klimafolgenforschung (PIK). Im In-
terview spricht er über den Einsatz von 
Materialien wie Holz oder Bambus beim 
Gebäudebau, die erforderliche Umge-
staltung der Waldwirtschaft und seine 
Einstellung zum Hybridbau.

Herr Prof. Schellnhuber, Sie beschäfti-
gen sich seit Jahrzehnten als Forscher 
mit den Folgen des Klimawandels. Was 
kommt auf die Menschheit zu?

Dies hängt davon ab, wie sehr sich 
die Erde erwärmen wird. Ab 3 °C mitt-
lere globale Erwärmung wäre der Kli-

mawandel nicht mehr beherrschbar. 
Ganze Regionen wären unbewohnbar. 
In den Tropen würde es so heiß, dass 
man im Freien nicht mehr überleben 
könnte, der Meeresspiegel würde so 
stark steigen, dass Küstenregionen 
unbewohnbar würden. Die Folge wäre 
eine unvorstellbare Migrationswelle. 
Bis zu zwei Mrd. Menschen müssten 
umgesiedelt werden, dies könnte am 
Ende die Menschheit auslöschen. Doch 
selbst eine globale Erwärmung von 2 °C 
könnte regional zu Temperaturstei-
gerungen von 5 bis 6 °C führen. Auch 
dann würden Hunderte Mio. Men-
schen in Äquatornähe vor der extrem 
feuchten Hitze fliehen. Wir müssten 
weltweit den Küstenschutz gegen den 
Anstieg des Meerwasserspiegels stark 
hochfahren. Und Landwirtschaft in Ge-
bieten, die schon jetzt stark bewässert 
werden müssen – etwa im Süden Euro-
pas –, wäre nicht mehr möglich.
Haben wir in dieser Situation über-

haupt noch eine Chance?
Ja, wenn wir jetzt ent-

schlossen handeln. Zwar 
werden wir das 1,5-Grad-
Ziel aus dem Pariser UN-
Klimaschutzabkommen 2015 
mutmaßlich überschreiten, 
aber dennoch lohnt sich jede 
Anstrengung. Angenom-
men, Ihr kleines Kind würde 
plötzlich lebensbedrohlich 
erkranken. Die Ärzte sagen 

Ihnen, dass eine Therapie mit einer 
Wahrscheinlichkeit von 20 % Ihr Kind 
retten kann. Natürlich würden Sie alles 
dafür tun, damit diese Therapie ange-
wendet wird.
In der öffentlichen Diskussion geht es 
bei der Klimakrise vor allem um Mo-
bilität. 

Und das ist der große Fehler. Wir 
lassen den Gebäudebereich außer 
Acht. Durch den Bau, die Nutzung, 
den Betrieb und den Abriss von Ge-
bäuden und Infrastrukturen entstehen 
etwa 40 % der weltweiten Treibhaus-
gasemissionen. Gesamtwirtschaftlich 
betrachtet sind es sogar 50 %, wenn 
man die Abfallströme auch noch be-
rücksichtigt. Deshalb brauchen wir 
eine radikale Bauwende. Allein die 
Produktion von Beton führt zu 11 % 
der Emissionen, das entspricht grob 
gerechnet dem vierfachen Klimaeffekt 
des globalen Flugverkehrs. 

Prof. Hans Joachim Schellnhuber forscht in-
tensiv zu der Frage, wie der Bau von Gebäu-
den das Klima beeinflusst. 2021 gründete er 
die „Bauhaus der Erde“ gGmbH, die sich mit 
dem Einsatz alternativer Baustoffe beschäf-
tigt. Schellnhuber sieht nur eine Lösung ge-
gen den Klimawandel: das Bauen mit Holz.
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Sie sprechen auch vom grauen Ele-
fanten im Raum, anknüpfend an die 
Metapher vom weißen Elefanten, den 
niemand sieht. 

Ja, dieser Elefant ist derzeit wie ein 
Monster, das alle Energie und alle Mate-
rialien schluckt, verarbeitet und dann 
wieder ausspuckt. Ich finde das Bild 
sehr treffend. Ein Elefant kann, wenn 
er wild und zornig ist, ein ganzes Dorf 
platt walzen. Aber er kann eben auch 
als wichtiges Nutztier eingesetzt wer-
den. Dies kann man mit der Situation 
von Gebäuden vergleichen. Natürlich 

muss ich deren Betrieb klimaneutral 
machen, etwa durch den Einsatz von 
Photovoltaik. Aber es geht um mehr. 
Wenn Sie statt Stahlbeton zum Beispiel 
Holz, Bambus oder andere nachwach-
sende Rohstoffe einsetzen, vermeiden 
Sie nicht nur die Emissionen, die bei 
der Beton- oder Stahlproduktion ent-
stehen. Nein, Sie sorgen dafür, dass CO2 
aus der Atmosphäre entfernt wird.
Wie das?

Durch Fotosynthese. Aus CO2 und 
Wasser stellen bestimmte Organismen 
über das Sonnenlicht Kohlenhydrate 
her und setzen dabei Sauerstoff frei. 
Bäume können dank Fotosynthese den 
der Atmosphäre entzogenen Kohlen-
stoff dauerhaft in Holz binden. Ein ein-
ziges Einfamilienhaus aus Massivholz 
kann den CO2-Ausstoß von 100 Hin- 
und Rückflügen zwischen Berlin und 
New York kompensieren.
Aber wenn wir so sehr auf Bauen mit 
Holz setzen, werden unsere schönen 
Wälder allesamt abgeholzt. 

Eben nicht! Nachwachsender Roh-
stoff bedeutet ja, dass er nachwächst. 
Wenn Sie aus einem ordentlich be-
wirtschafteten Wald einen reifen Baum 
ernten, um mit diesem Holz ein Haus 
zu bauen, dann wird dieser Baum das 
CO2 weiter zu 60, 70 % speichern. Ein 

junger Baum wächst nach, der wieder-
um denselben Dienst leistet. Wenn Sie 
einen reifen Baum nicht entnehmen, 
zersetzt sich dieser irgendwann. Er 
fällt und das CO2 geht zurück in die At-
mosphäre. Es geht um ein dynamisches 
Gleichgewicht. Und ganz wichtig: Wir 
reden hier nicht von den intakten 
hochdiversen Primärwäldern, die wir 
natürlich nicht antasten dürfen. Son-
dern von bewirtschafteten Wäldern 
– wie dem bayerischen Staatsforst –, 
die 94 % der gesamten Waldfläche in 
Deutschland ausmachen. Diese müs-
sen wir so bewirtschaften, dass sie uns 
einen stetigen Strom an nachhaltiger 
Biomasse liefern, wir sprechen gern 
von der Wald-Bau-Pumpe. Im Mittel-
meerbereich, in der Sahelzone, in Af-
rika müssen wir dagegen aufforsten. 
Über welche Größenordnungen reden 
wir global aus Ihrer Sicht?

Wir müssten etwa 500 Mrd. Bäu-
me pflanzen und hegen und etwa zwei 
Mrd. Wohneinheiten aus geernteter 
Biomasse bauen.
Wie soll das gehen?

In Europa haben wir schon jetzt 
mehr Biomasse, als wir brauchen. Wir 
könnten jedes neue Haus in Europa 
im Wesentlichen aus Holz errichten. 
Aber auf anderen Kontinenten passiert 
leider das Gegenteil. Dort zerstören 
wir die Ökosysteme, aber nicht für den 
Wohnungsbau, sondern etwa für den 
Anbau von Soja für die Schweinemast. 
Das ist der eigentliche Skandal. Auf ge-
wissenlose Weise werden Ökosysteme 
zerstört, nur um unseren Fleischkon-
sum zu bedienen. 
Bauen mit Holz ist teurer als das Bauen 
mit Beton. Wie wollen Sie das finan-
zieren?

Das stimmt nicht mehr. Ich kenne 
eine ganze Reihe von Holzbaufirmen, 
die nur noch von zwei bis fünf % hö-
heren Kosten sprechen. Und durch den 
technischen Fortschritt wird das Bau-
en mit Holz in spätestens zehn Jahren 
viel günstiger sein als mit Stahl und 
mit Beton. Die Situation ist völlig an-
ders als früher bei der Photovoltaik. Da 
war Braunkohle-Strom konkurrenzlos 
günstig, Photovoltaik musste massiv 
subventioniert werden. Das brauchen 
wir beim Holz nicht mehr. Zudem sind 
Holzbauten viel schöner und gesünder. 
Die Leute lieben es. Wenn man Schul-
kinder in einem Holzgebäude fragt, 

warum liebt ihr das, antworten sie: „Es 
riecht so gut.“ 
Aber es bleibt das Problem mit dem 
Brandschutz.

Das ist gelöst. Studien etwa der 
Technischen Universität München zei-
gen, dass Holz, wenn man es in der 
richtigen Weise vorbehandelt, sogar 
feuerbeständiger ist als Stahlbeton. 
Wenn Sie ein dickes Scheit im Kamin 
ohne Papier und Späne anzünden, 
dauert es ewig, bis es verbrennt. Und 
abgesehen von dieser sogenannten 
Oberflächenverkohlung ist der Brand-
schutz dank Architektur und Design 
noch besser geworden.
Aber Holz kann feucht werden …

Das ist ein wichtiger Punkt. Und 
tatsächlich ist der Urfeind des Holz-
baus nicht das Feuer, sondern das Was-
ser. Aber auch da macht die Forschung 
große Fortschritte. Das gilt ebenfalls 
für den Schallschutz. Das sind keine 
unüberwindbaren Hindernisse. 
Sind Sie mit Hybridbau einverstanden, 
also wenn man etwa die Bodenplatte 
noch aus Beton baut?

Natürlich. Wenn wir im Augenblick 
für Treppenhäuser oder Bodenplatten 

noch keine kostengünstigen organi-
schen Lösungen haben, dann sollen 
wir in Gottes Namen Beton verwenden. 
Aber prinzipiell zeigen uns selbst große 
Gewerbebauten, dass man Gebäude ab 
Oberkante Bodenplatte vollständig mit 
Holz realisieren kann.
Aber dauert es nicht viel zu lang, bis 
die Wald-Bau-Pumpe in Gang kommt?

Ja, wir reden über einen Jahrhun-
dertprozess. Aber es gibt auch Bäume, 
die sehr schnell wachsen, Pappeln etwa 
pro Jahr um einen Meter. Der Riesen-
bambus schafft 40 m in sechs Jahren. 
Und es gibt innovative Unternehmen, 
die mit Bambus bauen. 

Vielen Dank für das Interview.
Das Gespräch führte Peter Wenig.�

„Ein einziges  
Einfamilienhaus aus 
Massivholz kann den 
CO2-Ausstoß von 100 
Hin- und Rückflügen 
zwischen Berlin und 
New York kompen-

sieren.“

„Studien zeigen,  
dass Holz, wenn man 

es in der richtigen 
Weise vorbehandelt, 
feuerbeständiger ist 

als Stahlbeton.“
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S ehr klare Vorstellungen, welche Trends 
2030 bei Immobilien sowie in den Be-
reichen Energie und Mobilität zu erwar-
ten sind, hat die Hager Group. Als ein 
führender Anbieter von Lösungen und 
Dienstleistungen für elektrotechnische 

Installationen in Wohn-, Industrie- und 
Gewerbeimmobilien mit einem Spekt-
rum von der Energieverteilung über die 
Leitungsführung und Sicherheitstechnik 
bis zur intelligenten Gebäudesteuerung 
erwartet das Unternehmen aus Blieskas-
tel eine starke Vernetzung der Bereiche 
Bauen und Betrieb der Immobilien. Marc 
Helfter, Technical Innovation Director der 
Hager Group: „BIM, digitaler Zwilling und 
die Konvergenz der Gebäudebetriebssys-
teme werden genauso selbstverständlich 
sein wie Datenverfügbarkeit für Bewohner, Haus-
verwalter, Techniker und Anbieter von Ausstattung 
und Dienstleistung.“ 

Auch bei den Rahmenbedingungen für das Bauen 
und beim Einsatz der Materialien würden sich große 
Veränderungen abzeichnen. Ursula Keller, verant-
wortlich für die Entwicklung des Geschäftsfeldes 
Wohnungswirtschaft, ist überzeugt: „Kreislaufwirt-
schaft, die Vereinfachung von Regeln, die die Kosten 
des Bauens senken und die Geschwindigkeit erhö-
hen, sowie der Aufschwung der Fertigteilindustrie 
als Lösung gegen den Fachkräftemangel werden bis 
zum Beginn des neuen Jahrzehnts spürbar Fahrt 
aufnehmen.“ Zudem werde durch die Begrenzung von 

Bauflächen die Zahl der Neubauten zurückgehen, eine 
Entwicklung hin zum Mehrfamilienhaus erkennbar 
werden und ein Boom bei Renovierungen einsetzen. 

Zeitalter des Nutzens statt des Besitzens
Auch bei der Art des Wohnens werde sich einiges 
verändern. Helfter: „Passend zum Lifestyle werden 
die Wohnungen kleiner, haben geteilte und modu-
lare Räume und es sind mehr Gebäude zu finden, 
die gleichzeitig die Bereiche Büro und Wohnen ab-
decken.“ Hager erwartet zudem, dass der Anstieg 
der erneuerbaren Energien auch an Fassaden und 
Dächern durch PV-Anlagen erfolgen wird, kombiniert 
mit einer Dezentralisierung. Die Schaffung von Spei-
chermöglichkeiten erhöhe die Netzflexibilität und 
neue Business-Modelle, unter anderem mit einem 
digitalen Marktplatz für Energie, bringen eine Ver-
änderung des Energiesektors mit sich. Mit Blick auf 
die Stadt der Zukunft und Mobilitätsthemen erwartet 
Hager die „15-Minuten-City“. Helfter: „Städte werden 
so gestaltet sein, dass die meisten Services innerhalb 
von 15 Minuten zu Fuß oder mit dem Fahrrad erreich-
bar sind.“ Die Stadt der Zukunft werde – auf Basis der 
Elektromobilität – ein digitales, sauberes, intelligen-
tes, autonomes und intermodales Mobilitätsangebot 
liefern. Eine Veränderung steht auch im Denken der 
Menschen an. Nach dem „Zeitalter des Besitzens“ 
folge bei der Mobilität das „Zeitalter des Nutzens“.

Wände werden Kommunikationszentrale
Viel in Bewegung ist derzeit angesichts der Novelle 
des Telekommunikationsgesetzes auch im Bereich 

ZUKUNFT DES BAUENS IN DEN NÄCHSTEN JAHRZEHNTEN

Selbstregulierende Gebäude 
ohne menschliches Zutun
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Von Holger Hartwig

Wie wird das Bauen zur Mitte dieses Jahrhunderts 
aussehen? Welche technischen Trends werden 
erwartet? Worauf wird es bei der Planung und auf 
der Baustelle ankommen? Antworten und Progno-
sen dazu geben Vertreterinnen und Vertreter von 
Firmen, Verbänden und aus der Wissenschaft.

Holger Hartwig
Agentur Hartwig 3c
HAMBURG/LEER
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der Internet- und Fernsehversorgung. Wie wird die 
Immobilie der Zukunft in medialer Hinsicht aus-
sehen? Dazu meint Frank Lilie, Pressesprecher für 
HD Plus und Astra: „Bereits beim Entwickeln von 
Häusern wird der Einbau verschiedener Netzwerke 
eingeplant.“ Satellitenanlagen werden künftig auch 
dazugehören, da „die terrestrischen Frequenzen li-
mitiert sind“ und WLAN an seine Grenzen komme. 
Für lineares Bewegtbild werde der Satellit in der 
smarten Welt die erste Wahl, damit „die Bandbreite 
der Glasfasernetze komplett für all die anderen in-
ternetbasierten Dienste freigehalten wird“. Auch der 
Konsum der Dienste werde sich ändern. „Fernsehen 
der Zukunft bedeutet: Teile der Wände oder gar gan-
ze Wände werden Bilder wiedergeben. Bewegtbild, 
Videocalls, aber auch die Rücksprache mit dem Arzt 
werden darüber laufen.“ Wird diese Technik nicht 
genutzt, werden in der Zwischenzeit an den Wänden 
Kunstwerke zu sehen sein. Mit Blick auf die Weiter-
entwicklung der Gebäude ist Lilie überzeugt: „Dank 
Glasfaser werden feuerpolizeilich bedenkliche dicke 
Kabelschächte nicht mehr eingebaut. In der beste-

henden Infrastruktur werden sie geschlossen, sodass 
sich damit die Sicherheit gegen Brände gerade in 
Hochhäusern deutlich erhöht.“

Bäder mit Wellnesscharakter  
in serieller Fertigung

Volker Bischofs, Prokurist bei der Firma Blome, die 
sich auf die serielle Sanierung von Bädern und Strang-
sanierungen in Mehrfamilienhäusern in bewohntem 
Zustand spezialisiert hat, ist überzeugt, dass Bäder im 
Jahr 2050 ausschließlich seriell gefertigt werden und 
der Wellnesscharakter eine deutlich größere Rolle 
spielen wird. „Nasszellen mit Waschmaschinen gibt 
es nicht mehr und bei den Materialien wird auf Lang-
lebig- und Nachhaltigkeit gesetzt. Zudem wird jedes 
neue oder sanierte Bad so gestaltet sein, dass es für 
Menschen jeden Alters und mit jedem Mobilitätsgrad 
geeignet ist.“ Bischofs geht davon aus, dass bereits in 
wenigen Jahren bei industriell vorgefertigten Bädern 
nicht mehr von serieller Fertigung gesprochen wird. 
„Es wird sich die Erkenntnis durchsetzen, dass diese 
Art der Produktion so gut wie keine Einschrän-

Eine stärkere Fokussierung auf industrielle Vorfertigungsprozesse, die Nutzung von digitalen Zwillingen  
und neue Verfahren – beispielsweise 3D-Druck – werden in den nächsten Jahrzehnten die Bauzeiten, 

die Baukosten und den Personalaufwand reduzieren
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Dr.-Ing. Thomas Kölzer ist Professor an 
der Berliner Hochschule für Technik im 
Bereich Baukonstruktion und CAE. Zu-
vor war er Oberingenieur am Institut 
für Digitales und Autonomes Bauen an 
der Technischen Universität Hamburg. 

Prof. Dr. Kölzer, wie wird sich bis 2050 
das Bauen verändern?

Ich gehe davon aus, dass die Tech-
nologien, die auf Baustellen eingesetzt 
werden, signifikante Veränderungen 
erleben werden. Das wird verschiedene 
zentrale Bereiche betreffen: Sensorik, 
Computer Vision, digitale Zwillinge, 
Baurobotik und additive Fertigung.
Was wird sich bei dem Einsatz von Sen-
sorik entwickeln?

Viele, auch kleinere Bauelemente 
werden mit Sensoren versehen sein, 
die auf die Prozesse Einfluss nehmen. 
So werden beispielsweise RFID-Tags 
zur echtzeitnahen Ortung von Bau-
teilen verwendet. Darüber hinaus die-
nen Sensoren der Dokumentation von 
Temperaturen, Feuchtigkeit, Bewe-
gungen, aber auch zur Detektion von 
Rauch oder Gas. Dies kann für mehr 
Nachhaltigkeit sorgen und den CO2-
Fußabdruck senken, weil beispiels-
weise der Energieverbrauch reduziert 
oder die Wassernutzung angepasst 
wird. Auch wird sich nach der Bau-
fertigstellung einiges verändern, etwa 
weniger Schimmelbildung durch die 
Aufzeichnung echtzeitnaher Daten, 
womit eine gesündere Lebensweise 
der Bewohnerinnen und Bewohner 
einhergeht. Vor allem aber wird sich 
auch die Lebensdauer von Bauwerken 
verlängern, was sich wiederum po-
sitiv im Materialverbrauch bemerk-
bar macht. Insgesamt werden Smart  
Homes oder Smart Buildings im Kon-
text von Smart Cities zu den treibenden 
Entwicklungen im Bauwesen – egal, ob 
auf Mieter- oder Eigentümerseite.
Stichwort „digitaler Zwilling“. Welche 
Bedeutung wird die Nutzung dreidi-
mensionaler Modelle haben?

INTERVIEW MIT DR.-ING. THOMAS KÖLZER

„Menschen könnten von Baustellen 
komplett verschwinden“

Die schon recht verbreitete Me-
thode Building Information Modeling 
(BIM) wird in einigen Jahren Stan-
dard sein. Zentrale digitale Modelle, 
bezeichnet als „digitale Zwillinge“, 
können nicht nur in Planungspro-
zessen eingesetzt, sondern auch für 
Bestandsbauwerke und für Instand-
haltungsprozesse herangezogen wer-
den. Im Kontext von Smart Cities ist 
es denkbar, dass alle Informationen, 
die mit Wohn- und Infrastruktur zu-
sammenhängen, gebündelt werden. 
Eine so entstehende Single Source of 
Truth (SSoT) wird dabei helfen, Infor-
mationsverluste zu minimieren und 
Daten stets auf dem aktuellen Stand 
zu haben. Ein weiterer Vorteil ergibt 
sich durch die visuelle Nutzung: Eine 
3D-Ansicht ist greifbarer als ein zwei-
dimensionaler Plan.
Wie sieht die Baustelle der Zukunft aus?

Neben der Baurobotik heißt ein 
zentrales Stichwort Computer Vision. 
Dieser Begriff steht für den zunehmen-
den Einsatz von Kameras, Lasern und 
Scannern, die viele Prozesse verän-
dern werden. So kann beispielsweise 
auf Baustellen nicht nur der aktuelle 
Fortschritt festgehalten werden, son-
dern es treten auch Unstimmigkeiten 
zum Vorschein, die gegebenenfalls 
ohne die Nutzung digitaler Hilfsmittel 
zu spät entdeckt worden wären. Durch 
hochauflösende Scanner können echt-
zeitnahe Abgleiche vorgenommen 
werden. Mithilfe von Kollisionsprüfun-
gen auf Basis stets aktueller Modelle 
hilft Computer Vision zudem dabei, 
die derzeitigen noch sehr komplexen 
Schnittstellen zwischen allen Akteuren 
zu verbessern.
Gern genannt wird auch das Stichwort 
Baurobotik. Was ist zu erwarten?

Fest steht, dass der vermehrte 
Einsatz von Robotern, zum Beispiel 
durch Humanoiden, durch Laufrobo-
ter oder durch Drohnen, die Mensch-
Maschine-Interaktionen verstärken 
wird. In Kombination mit intelligen-

ten Algorithmen ist es denkbar, dass 
Kooperationen zwischen Fachkräf-
ten und Robotern auf ein neues Ni-
veau gehoben werden. Bislang stellen 
viele Maschinen, zum Beispiel Kräne, 
Bagger oder Sägen, Gefahrenquellen 
für Beschäftigte dar. Durch den Ein-
satz der Computer Vision werden die 
Prozesse immer sicherer, sodass von 
einer Zunahme an digitalen Arbeits- 
und Hilfsmitteln auszugehen ist. Mit-
hilfe von echtzeitnahem Feedback 
auf Basis evolutionärer Algorithmen 
ist es denkbar, dass Menschen von 
Baustellen komplett „verschwinden“ 
könnten. In diesen Szenarien würden 
rein technische Agenten in cyberphy-
sischen Systemen – vergleichbar mit 
dem Internet of Things – untereinan-
der kommunizieren.
In der Wohnungswirtschaft werden im 
Bereich der seriellen beziehungsweise 
additiven Fertigung neue Wege be-
schritten. Wie geht es hier weiter?

Ich gehe davon aus: Serielle Ferti-
gungen werden an Bedeutung gewin-
nen. Zudem wird der sich bereits in der 
Anfangsphase befindliche 3D-Druck – 
insbesondere in Kombination mit der 
Baurobotik – von immer größerem In-
teresse sein. Der Vorteil liegt in der Re-
duzierung von Schalungsmaterialien, 
die wiederverwendet werden können, 
deren Errichtung vor Ort jedoch sehr 
zeit- und in der Regel kostenintensiv 
ist. Durch Erweiterungen von 3D-
Druckern, zum Beispiel durch fahrbare 
Unterbauten, erwarte ich, dass auch 
größere Bauvorhaben vermehrt durch 
additive Fertigung errichtet werden. 
Neben der Baurobotik spielt auch die 
Materialforschung eine große Rolle – 
insbesondere mit Blick auf nachhaltige 
Baustoffe. Hier sind Impulse zu erwar-
ten, nicht zuletzt durch die Ziele, die 
mit der Energiewende und Klimapoli-
tik verfolgt werden.

Vielen Dank für das Gespräch.
Das Interview führte Holger Hartwig.
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kungen hinsichtlich Ausgestaltung und Materialwahl 
mit sich bringt. Alles aus einer Hand wird selbstver-
ständlich sein.“

Gebäudekühlung und Nutzung von  
Luftfiltern werden relevanter

Für Dr. Dennis Metz, Geschäftsführer und Gründer der 
Othermo GmbH, die sich auf die Effizienzsteigerung 
im Betrieb von Heizungen spezialisiert hat, werden 
neue Themen an Bedeutung gewinnen. „Bisher reden 
wir fast ausschließlich über das Thema Heizung. Mit 
dem Klimawandel und steigendem Wohlstand wird 
das Thema Kühlung immer relevanter werden“, so 
Dr. Metz. Die Nutzung von Luftfiltern sei bisher noch 
ein „Luxusthema“, doch „das Bewusstsein und die 
Erwartungshaltung daran werden steigen“. Aus seiner 
Sicht werde Cradle-to-Cradle, die Zertifizierung von 
Wohngebäuden, analog zu kommerziellen Gebäuden, 
zum Standard. Dr. Metz ist sich sicher: „Bisher verlie-
ren wir die gesamte Wärme über die Hülle und beim 
Lüften beziehungsweise beim Duschen. Mit deutlich 
günstigeren Wärmepumpen lässt sich die Energie 
größtenteils zurückgewinnen.“ Insgesamt würden 
Gebäude zur Energiezentrale mit 100 % Elektro als 

„Quelle“. Seine Vision für – spätestens – 2050: „Gas 
und Wasserstoff als Energiequelle spielen bei Gebäu-
den keine Rolle.“

PV- und Netzstrom decken 
alle Energiebedarfe ab

Sehr ähnlich sieht Dr. Ernesto Garnier, CEO der Ein-
hundert Energie GmbH, einem der größten Mieter-
strom-Anbieter Deutschlands, die Entwicklung. 

Die Wiederverwendung von Materialien – hier 
Fenster – wird in den nächsten Jahrzehnten zur 

Selbstverständlichkeit werden
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„Die Energieversorgung der Gebäude wird vollständig 
elektrifiziert sein. Sämtliche Bedarfe werden durch 
PV- und Netzstrom abgedeckt und alle Energieflüs-
se über das Smart-Meter-Gateway gesteuert.“ Er 
erwartet bei den Energiekosten eine Optimierung 
durch ein Zusammenspiel von Energiemanagement 
und Solarstrom im Gebäude, kombiniert mit einer 
Stromhandelsoptimierung unter Berücksichtigung 
der volatilen Strompreise. Dr. Garnier fügt eine weite-
ren Einschätzung hinzu: „Die Gebäude müssen dabei 
meist nur geringfügig energetisch saniert werden. 
Moderne Wärmepumpen in Kombination mit opti-
miertem Strommanagement werden oftmals auch 
ohne umfassende Sanierung ausreichend effizient 
sein.“ Minimale Investitionen, zum Beispiel in Heiz-
körper und Fenster, seien erforderlich. Mit Blick auf 
die Versorgung der Immobilien ist er überzeugt, dass 
„eine dezentrale elektrische Wärmeversorgung güns-
tiger sein kann als Fernwärme" und erläutert: „Die 
Dekarbonisierung sowie der Ausbau der Fernwär-
menetze werden zu erheblichen Investitionen führen, 
die sich viele Kommunen in Form hoher Wärmepreise 
teuer bezahlen lassen werden."

Jede Immobilie hat Gebäudebegrünung
Felix Mollenhauer, Referent für Projektarbeit, Bun-
desverband Gebäudegrün e. V. (BuGG), ist sich mit 
Blick auf die nächsten Jahrzehnte sicher: „Was heute 
,modern‘ und ,neu‘ als nachhaltig gilt, wird zukünf-
tig Standard beziehungsweise Normalität sein.“ Bis 
2030 erwartet er, dass die begrünte Nutzung von 
Dach- und Fassadenflä-
chen – auch bei vielen 
Bestandsgebäuden – kein 
Diskussionsthema mehr 
sein wird, weil „Hemm-
nisse und Hürden sowie 
Vorurteile gegenüber Ge-
bäudebegrünungen zu-
nehmend abgebaut sind. 
Gebäudebegrünung ist 
dann selbstverständlicher 
Bestandteil der Ausbil-
dung und der Studiengänge und die Pflege begrünter 
Flächen wird vereinfacht sein“. Solar-Gründächer, 
Retentionsgründächer, Biodiversitätsgründächer und 
Urban-Farming-Dächer sind bei Städten und auch 
bei Planenden „recht gut bekannt und werden immer 
öfter geplant und ausgeführt“. Neu hinzu kommen 
beispielsweise Aspekte der Gesundheitsvorsorge 
(Planetary Health), die durch die vielen Wohlfahrts-
wirkungen von Dach- und Fassadenbegrünungen 
erreicht werden können. Mollenhauer: „Dachbegrü-
nung und Solarnutzung stehen nicht mehr in Konkur-
renz. Solar-Gründächer werden sich etabliert haben 
und verpflichtend eingesetzt.“ Zudem erwartet er 
eine intensivere Nutzung der Dächer als multifunk-
tionale Sport-, Spiel- und Urban-Farming-Flächen. 
Bestandsgebäude werden dort, wo es möglich ist, 

nachträglich begrünt, um Hot-Spot-Bereiche zu ent-
schärfen. Weitere Lösungen für die nachträgliche 
Begrünung werden entwickelt. 2050 – davon ist Mol-
lenhauer überzeugt, „wird annähernd jedes Gebäude 
über eine Form der Gebäudebegrünung verfügen und 
die dauerhafte Instandhaltung – digitalisiert und mit 
Pflegerobotern – über die Lebensdauer des Gebäudes 
ist sichergestellt.“ Retentionsgründächer haben sich 
durch das Schwammstadtprinzip etabliert. „Obst und 
Gemüse wird viel häufiger auf dem Dach beziehungs-

weise der Fassade selbst 
angebaut und geerntet.“ 

Digitalisierung wirkt 
auf das Miteinander

Abschließend der Blick auf 
die Erwartungen, die sei-
tens des Verbandes an das 
Bauen gerichtet sind. Timo 
Wanke, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter im Referat Di-
gitalisierung des GdW und 

verantwortlich für die Geschäftsstelle Kompetenz-
zentrum Digitalisierung Wohnungswirtschaft (Digi-
Woh), und seine Verbandskolleginnen und -kollegen 
haben ihre Einschätzungen in die Bereiche Neubau, 
Planung, Gebäudebetrieb und Mietererlebnis geglie-
dert: 
·	� Neubau: Erwartet wird, dass die Baukosten bis 2050 

keinesfalls sinken. Um Wohnraum bezahlbar zu 
halten, wird eine Fokussierung auf industrielle Vor-
fertigungsprozesse erforderlich sein. Ein weiterer 
Faktor könnte mittelfristig der 3D-Druck einzelner 
Gebäudeteile werden. Wanke: „Da Beton aktuell aus 
ökobilanzieller Sicht als unvorteilhaft gilt, ist diese 
Zukunftsperspektive hier etwas unklar.“ Damit die 
Kostenreduzierung erfolgen kann, würden auch 
Genehmigungsprozesse durch vollständig digitali-

„Das Gebäude wird für Vermieter  
und Mieter durch vollständig  

vernetzte Sensorik transparenter und 
die Analyse wird vollautomatisch mit 

KI-Algorithmen erfolgen. “
Timo Wanke, verantwortlich für die DigiWoh-Geschäftsstelle des GdW

Fast jedes Gebäude wird 2050 über Begrünung verfügen, deren Pflege 
vereinfacht wird. Auch Obst und Gemüse werden angebaut, so eine Vision 

des Bundesverbandes Gebäudegrün e.  V.
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sierte und vernetzte Bauämter verkürzt, weil „lang-
fristig ein Großteil von Routineprüfungen sicher 
auch über Algorithmen anhand fester Prüfschemen 
durchgeführt werden kann“.

·	� Planung: KI-gestützte Modelle werden bereits in der 
Planungsphase realistischer den zu erwartenden 
Energieverbrauch sowie Indikatoren für Wohn-
komfort und Sicherheit simulieren. Wanke: „Durch 
Einbeziehung von Umgebungsdaten und Erfah-
rungswerten von vergleichbaren Immobilien kön-
nen schon in frühen Planungsstadien Entscheidun-
gen abgeleitet werden, die bei geringer Investition 
für eine bestmögliche energetische Performance 
der Neubauten sorgen.“ Durch über die Planungs- 
und Bauphase hinweg aktualisierte Datenmodelle 
im einheitlichen BIM-Standard werden die Gren-
zen zwischen As-planned- und As-built-Modellen 
verschwinden. Überzeugt ist man auch, dass das 
Thema „Urban Mining“ an Relevanz gewinnt. Bereits 
in der Planung werde der Rückbau mitgedacht. 

·	� Gebäudebetrieb: Das Gebäude wird für Vermieter 
und Mieter durch vollständig vernetzte Sensorik 
transparenter, da dank konfigurierbarer Dash-

boards Verbrauchs- und Zustandsdaten auf einen 
Blick abrufbar werden. Perspektivisch werde die 
Analyse der Echtzeit-Verbrauchsdaten vollstän-
dig automatisiert über KI-Algorithmen erfolgen. 
Wanke: „Selbstregulierende Systeme werden auf 
die Steuerungskomponenten im Gebäude zugrei-
fen und weitgehend ohne menschliches Zutun an 
die aktuellen Gegebenheiten anpassen. Dies senkt 
auch bei Gebäuden mit schlechter Dämmung oder 
älteren Heizungen den Verbrauch und ermöglicht 
ein Energiemanagement mit weniger Verbrauch.“ 

·	� Mietererlebnis: Ladeinfrastruktur für E-Autos wird 
nach GdW-Ansicht zum Standard bei Parkplätzen 
werden. Die Immobilie der Zukunft werde vollstän-
dig schlüsselfrei sein und kann mit verschiedenen, 
an die jeweiligen Bedürfnisse des Mieters angepass-
ten Zugangsmedien wie Chip oder biometrischer 
Erkennung geöffnet werden. Zudem hält die Digita-
lisierung auch stärker Einzug in das Miteinander in 
den Nachbarschaften. Wanke: „Digitale Plattformen 
fördern den zwischenmenschlichen Austausch und 
ermöglichen gut funktionierende Sharing-Konzepte 
für E-Autos, Werkzeuge und vieles mehr.“ �
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Wasserrecycelnde  
Dusche ermöglicht  
CO2-Einsparung

Ein neues Konzept für eine wasserrecy­
celnde Dusche hat die Firma Grohe ent­
wickelt. Das neue Konzept ist eine zirkuläre 
Lösung, die das benutzte Wasser reinigt, 
erwärmt und wieder verwendbar macht. 
So wird im Vergleich zu einer herkömm­
lichen Dusche nur ein Viertel des Wassers 
und ein Drittel der Energie verbraucht, was 
für einen Vier-Personen-Haushalt eine 
Einsparung von jährlich bis zu 65 % Wasser 
und bis zu 70 % weniger CO2-Emissionen 
bedeuten kann. 
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Produkte

Weitere Informationen: www.grohe.com

Rohr-in-Rohr-System 
spart Platz bei  
der Entwässerung

Platzsparend und ruhig: Mit einem 
neuen Rohr-in-Rohr-System ermöglicht 
der Hersteller Loro, Flachdächer effektiv, 
wirtschaftlich und sicher zu entwässern. 
Durch die Wasserführung von Haupt- und 
Notentwässerung in einem Element sinkt 
die Zahl der Abläufe und der Attikadurch­
brüche. Das neue Duoflux-System der 
Serie 43 ist besonders für kleine Dächer 
konzipiert. Es fasst Haupt- und Notentwäs­
serung in einem einzigen Ablauf zusam­
men. Für noch mehr Sicherheit ist optional 
eine Rückstausicherung im Standrohr mit 
Hochsicherheits-Überlauf möglich. Das 
System arbeitet zudem leise aufgrund der 
Silent-Freispiegelströmung und eignet 
sich damit auch für Dachterrassen. Die 
Belüftung der Fallleitung stellt den ruhigen 
Abfluss sicher.

Platzsparend: Das System „Loro Duoflux“ 
vereint Haupt- und Notentwässerung eines 

Flachdachs

Weitere Informationen: www.loro.de

Neues Portal  
bewirbt barrierefreien  
Wohnraum
Eine neue, barrierefreie Internetplattform 
für barrierefreien und rollstuhlgerechten 
Wohnraum hat der Blinden- und Seh­
behindertenverband Niedersachsen e. V. 
realisiert. Unter der unten genannten 
Adresse können Vermieter kostenfrei ihre 
passenden Wohnungen präsentieren. Die 
Angebote lassen sich über eine Open­
Immo-Schnittstelle direkt und problemlos 
ohne doppelte Datenerfassung aus der 
Vermietungssoftware importieren. Um si­
cherzugehen, dass die inserierte Wohnung 
alle Anforderungen nach DIN 18040-2 er­
füllt, können Vermieter ein „geprüft“-Siegel 
bekommen. Hierzu müssen Angaben zur 
Wohnung gemacht werden. Diese Anga­
ben sind freiwillig. 

Weitere Informationen: www.adira.de

Ökologische  
Sanierung mit  
sicherer Dämmlösung

Bei der ökologischen und klimafreundli­
chen Sanierung des Gebäudebestands 
kommt es wesentlich auf den Einsatz 
nachhaltiger Baustoffe an. Die Firma 
Gutex hat jetzt ein neues, holzfaserbasier­
tes Wärmedämmverbundsystem (WDVS) 
auf den Markt gebracht. Thermowall 
WDVS ist ein einschichtiges, homoge­
nes Dämmplatten-System aus natürli­
chen Holzfasern, die diffusionsoffen und 
feuchteregulierend sind. Sie gewährleis­
ten einen langanhaltenden Schutz des 
Gebäudes und schaffen ein gesundes und 
angenehmes Wohnklima. Auch erhöhte 
Schallschutzanforderungen mit Schall­
schutzwerten bis RW = 52 dB, wie sie an 
Hauptstraßen oder gegenüber Spielplät­
zen und Schulen gefragt sein können, 
lassen sich problemlos umsetzen. 

Weitere Informationen: www.gutex.de

Natürliche Holzfasern sorgen für eine  
gute Feuchtigkeitsregulierung

Mit einem zirkulären System wird das genutz-
te Duschwasser wiederverwendbar gemacht
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Markt und  
Management

Neue Gewofag-
Geschäftsführung
Andreas Lehner wird 
neuer Vorsitzender der 
Geschäftsführung der 
Gewofag Holding GmbH.  
Zum 1. Oktober 2023 wird 
er in das Unternehmen 
eintreten und es zusammen 
mit Dr. Doris Zoller führen. 
Nach der Fusion von Ge-
wofag und GWG München 
zum 1. Januar 2024 wird 
der 68-Jährige Vorsitzender 
der Geschäftsführung der 
neuen Münchner Wohnen. 
Neben Dr. Zoller soll ein 
weiterer Geschäftsführer 
der Münchner-Wohnen-
Führung angehören. Lehner 
war zuvor in verschiedenen 
leitenden Funktionen der 
Immobilienwirtschaft tätig.
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Andreas Lehner 

Kompendium zu Fragen  
des Immobilienerwerbs

 
Pause, Vogel; Bauträger- 

kauf und Baumodelle,  
672 S., 119 € , C.H. Beck, 

ISBN 978-3-406-75818-8

Das Handbuch unterstützt 
beim Immobilienerwerb 
und der Vertragsabwick-

lung. Den Schwerpunkt bil-
den die WEG-Novelle, die 
Anwendung des Bauver-
tragsrechts, die Abnahme 
von Gemeinschaftseigen-

tum und Fragen des klassi-
schen Bauträgererwerbs.

SWSG verlängert Bildungskooperation mit ADI
Die Stuttgarter Wohnungs- und Städtebaugesellschaft mbH (SWSG) investiert in ihr 
Personal. Das für die SWSG konzipierte Bildungsformat „Digital Real Estate Expert“ 
geht in die zweite Runde. Die SWSG setzt bei der Qualifizierung der Beschäftigten auf die 
Expertise der ADI Akademie der Immobilienwirtschaft. Da die Digitalisierung die Immobi-
lienwirtschaft beeinflusst und vor Herausforderungen stellt, sollen die Mitarbeitenden ein 
Gespür für digitale Trends und Themen entwickeln, Strukturen und Formen der digitalen 
Transformation kennen, einordnen und im Arbeitsalltag anwenden können. Kerngedanke 
ist es, darüber hinaus abteilungsübergreifende Prozess- und Methodenkompetenz zu 
vermitteln. Bisher haben im ersten Jahr der Kooperation 25 Mitarbeitende der SWSG am 
modularen Qualifizierungsprogramm teilgenommen. 

wird Baden-Württemberg 2023 für die Förde-
rung sozialen Wohnraums bereitstellen. Nach 
Angaben des vbw Verband baden-württember-
gischer Wohnungs- und Immobilienunterneh-
men e. V. waren die Fördergelder für 2023 be-
reits Mitte Mai vollständig mit Änträgen belegt.

463 Mio. €

Samir M. Sidgi, Vorsitzender 
der SWSG-Geschäftsführung, 
und SWSG-Personalleiterin 
Isabell Herzog besiegeln die 
weitere Zusammenarbeit mit 
Prof. Dr. Hanspeter Gondring 
(Mitte), wissenschaftlicher 
Leiter der ADI



Es geht los: DW-Zukunftspreis 
der Immobilienwirtschaft 2024
Der DW-Zukunftspreis der Immobilienwirtschaft 2024 
sucht unter dem Motto „Auf Erfolgskurs: Mehrwerte 
schaffen im ganzen Team“ Konzepte, die die Immobi-
lienwirtschaft zur attraktiven Arbeitgeberin machen. 
Unternehmen können sich ab sofort bis zum 31. Janu-
ar 2024 bewerben. Die demografischen, wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Entwicklungen stellen die 
Arbeitswelt zunehmend vor große Herausforderungen, 
Mitarbeitende zu gewinnen, langfristig zu motivieren, 
zu entwickeln und zu binden. Gerade angesichts der 
immer umfangreicher werdenden Komplexität der im-
mobilienwirtschaftlichen Aufgaben wächst der Perso-
nal- und Fachkräftebedarf stärker an. Daher muss die 
Branche zum einen qualifiziertes Personal für die Im-
mobilienunternehmen stetig sichern und weiterbilden, 
zum anderen aber auch die Unternehmen selbst für 
die Mitarbeitenden grundsätzlich attraktiv gestalten 
und moderne Arbeitsorganisationen implementieren.  
Die Anforderungen der heutigen Arbeitnehmenden 
gehen noch weiter: Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, ein modernes Arbeitsumfeld zum Wohlfühlen, 
mobiles Arbeiten mit innovativen digitalen Lösungen, 
Teamarbeit und mehr Verantwortung durch verteilte 
Führung, Weiterentwicklungsmöglichkeiten und Wert-
schätzung sind die wichtigsten Stichworte.  
Die Lösungsansätze dafür liegen im Personalmanage-
ment, im Wissenstransfer, in der Aus- und Weiterbil-
dung, aber auch im täglichen Arbeiten an den Objek-
ten und in den Quartieren der Immobilienwirtschaft. 
Bedeutsam sind zudem zukunftsorientierte Strategien.  
Gesucht werden konkrete Projekte von Wohnungs- 
und Immobilienunternehmen, die effiziente Konzepte 
und umsetzbare Lösungsansätze für die beschriebe-
nen Herausforderungen gefunden haben. Entschei-
dend ist, dass es sich um Projekte handelt, die bereits 
abgeschlossen oder begonnen sind und erste Zwi-
schenergebnisse aufweisen. Kern der Bewerbungen 
müssen klare und belegbare Projektaussagen sein. 

Weitere Informationen zum DW-Zukunftspreis der Immobilienwirtschaft 2024  
und zum Online-Bewerbungsformular: www.dw-zukunftspreis.de

Wir suchen 
Strategien und 
gelebte Füh-
rungs- und 
Organisations-
konzepte, die 
immobilien-
wirtschaftliche 
Unternehmen 
zu attraktiven 
Arbeitgebern 
für neue und 
bestehende 
Mitarbeitende 
machen.
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Wohnungen  
werden zu  
Arbeitsplatz 

Das Arbeiten im Home-
Office hat sich in den 
letzten Jahren etabliert. 
Es zeigte sich dabei 
auch, dass die Arbeit von 
Zuhause nicht für alle 
Arbeitnehmer gleich gut 
geeignet ist, weil die Tech-
nik oder der Platz in den 
eigenen Wänden fehlen. 
Vor diesem Hintergrund 
haben die CoWorkland eG 
und der Verband Sächsi-
scher Wohnungsgenossen-
schaften e. V. (VSWG) eine 
Kooperationsvereinbarung 
unterzeichnet. Ziel der 
neuen Partnerschaft ist, 
Coworking zu etablieren 
und kurzfristig leerste-
hende Wohnungen der 
Genossenschaften zu 
ungestörten Arbeitsplätzen 
mit flexibler Nutzungsmög-
lichkeit umzufunktionieren.
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Führung mit Haltung 
 

Anke von Platen;  
Führung mit Haltung;  
312 S., 29,80 €, Haufe; 

 ISBN 978-3-648-15564-6

Erfolgsfaktoren und 
-prinzipien der Mitarbei-
terführung zeigt dieses 

Praxisbuch auf. Es gibt Ver-
antwortlichen mit den drei 
Prinzipien Herz, Kopf und 
Hand einfache Leitplan-

ken und konkrete Impulse, 
wie eine wertschätzende, 

menschliche Haltung auch 
in fordernden Transforma-
tionsprozessen möglich ist.

Klima-Camp begeistert 65 junge Menschen 
„Bezahlbar wohnen, Klima schonen?“ – diese Frage brachte das Spannungsverhält-
nis von Klimaschutz und bezahlbarem Wohnraum auf den Punkt und überschrieb das 
zweite Klima-Camp des Europäischen Bildungszentrums der Wohnungs- und Immo-
bilienwirtschaft (EBZ). 65 junge Menschen aus allen Teilen Deutschlands, darunter 
Auszubildende aus der Wohnungswirtschaft sowie Schüler und Schülerinnen der Klassen 
11 bis 13, kamen nach Bochum, um in Workshops und Diskussionen, bei Experimenten und 
Exkursionen Hintergründe zu erkennen und Lösungsansätze zu entwickeln. In den Theo-
rieblöcken wurden Grundlagen zu Klimawandel und Klimaschutz sowie Zusammenhänge 
zwischen Wohnen und Klimaschutz vertieft. Eine Podiumsdiskussion behandelte die Frage, 
wie das teure Umsetzen der Klimaschutzmaßnahmen gelingen kann, ohne die Unterneh-
men der Wohnungswirtschaft, aber auch die Mieter und Mieterinnen, zu überfordern.  
„Die gute Resonanz auf unser viertägiges Klima-Camp zeigt, dass wir die Erwartun-
gen unserer jungen Gäste erfüllt haben. Wir konnten ihnen ausführliche Einblicke in die 
verantwortungsvolle Arbeit der Immobilienbranche und ihre Rolle als zentraler Akteur der 
Klimawende vermitteln. Ich glaube, es ist uns gelungen, sie für unsere Branche zu begeis-
tern“, so Klaus Leuchtmann, EBZ-Vorstand und Initiator des Klima-Camps.

16 %
beträgt der Anteil der 

Wohnungen, die in 
Berlin als möblierte 
Wohnungen auf den 

großen Online-Platt-
formen angeboten 

werden. 2019 waren 
es noch 2,3 %. Das 

ergab eine Auswer-
tung der Datenbank 
„Quis“ der Analyse & 

Konzepte Immo-Ana-
lytics GmbH. Zurück-
geführt wird dies auf 
die Verschärfungen 

der Mietpreisbremse 
im Jahr 2020.

Neuruppiner NWG kauft 
weitere 221 Wohnungen 
Die Neuruppiner Wohnungsbaugesellschaft 
mbH (NWG) hat ihren Wohnungsbestand 
erweitert. Das kommunale Unternehmen hat 
im Stadtgebiet der Fontanestadt insgesamt 221 
Wohneinheiten in der Wulffenstraße, Franz-
Mehring-Straße, Rudolf-Wendt-Straße und 
Artur-Becker-Straße, unter anderem von der 
TAG Immobilien AG, erworben. Bis Ende 2023 
wird die NWG die Gesamtverantwortung für 
die erworbenen Häuser übernehmen. Die NWG 
wird damit dann als größter Vermieter der 
Region etwa 5.200 Wohneinheiten im Bestand 
haben.
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Digitalpioniere der Wohnungs-
wirtschaft: Siegerteam gekürt
Vorreiter für den Weg in eine digitale Zukunft zu finden ist das Ziel des Awards  
„Digitalpioniere der Wohnungswirtschaft“. Mit ihrem Projekt „Leerwohnungssanie-
rung A bis Z – digital und kundenorientiert“ machten die Gemeinnützige Wohnungs-
baugesellschaft mbH Wuppertal und das IT-Unternehmen Innocube das Rennen. 
Der Preis zeichnet die innovativsten Digitalprojekte der Wohnungswirtschaft aus, die 
in Zusammenarbeit zwischen Wohnungsunternehmen und PropTechs umgesetzt 
werden. „Pioniere stehen schon seit jeher für Kreativität, Mut und Entschlossenheit, 
einen – möglicherweise festgefahrenen – Status quo zu verändern. Es ist klasse, dass 
solche Pioniere nun auch in der Wohnungswirtschaft zu finden sind“, fasst Schirmherr 
Dr. Christian Westphal von Crem Solutions zusammen. Zu den vier Finalistenteams, 
die die Experten-Jury auswählte, zählen neben dem Siegerteam die Einhundert 
GmbH in Zusammenarbeit mit der Wohnungsgenossenschaft Kleefeld-Buchholz eG, 
die mit dem Projekt „Günstiger Solarstrom vom Dach für 130 Mieter:innen in Han-
nover“ ins Rennen gingen und die Baugenossenschaft Esslingen eG in Kooperation 
mit BTS Software GmbH & Co. KG mit dem Projekt „Einführung eines technischen Auf-
tragsmanagement-Systems“. Das Projekt „Das WoWiModell: Innovatives Gebäude-
management und Prozessoptimierung für die nachhaltige Wohnungswirtschaft der 
Zukunft“ war eine Überraschung unter den diesjährigen Bewerbungen. Für das zur 
Digitalisierung ihres Gebäudebestands selbst entwickelte Tool erhielt die Städtische 
Wohnungsgesellschaft mbH Mühlhausen einen Sonderpreis. 

Weitere Informationen: www.digitalpioniere-der-wohnungswirtschaft.de

Strahlende Gesichter bei allen Digitalpionieren,  
der Jury und dem Schirmherrn nach der 
Preisverleihung am 7. September auf der 

Real PropTech Conference in Frankfurt / Main
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W ohnungsgenossenschaf ten 
müssen sich ebenso wie Woh-
nungsunternehmen anderer 
Rechtsformen den aktuellen 
Herausforderungen stellen, um 
nachhaltige, zukunftsorientierte 

Lösungen zu finden. Aufgrund ihrer Struktur sind 
Wohnungsgenossenschaften jedoch eine Beson-
derheit unter den sozial orientierten Vermietern. 
Sie haben sich innerhalb des genossenschaftlichen 
Rechtsrahmens primär ihrer Kernaufga-
be, der Mitgliederförderung und Schaffung 
bezahlbaren Wohnraums, zu widmen und 
dabei partizipative Anforderungen der Gre-
mienmitglieder zu beachten, welche in jün-
gerer Zeit ein verstärktes Maß an operativer 
Mitbestimmung einfordern. Gleichzeitig 
müssen die Vorstände ihren Verantwort-
lichkeiten nachkommen, um den gesetzten 
Rahmenbedingungen begegnen zu können.

Drei wesentliche große Spannungsfel-
der sind es, in denen Wohnungsgenossen-
schaften mit Blick auf die Zukunft agieren. 
Erstens bewegen sie sich als Bestandshal-
ter zwischen politischen und rechtlichen Leitplan-
ken, technischen Gegebenheiten und den Erwar-
tungen ihrer Mitglieder. Zweitens spiegeln sich in 
der Struktur der Genossenschaften gesellschaftliche 
Entwicklungen und Megatrends wie eine veränder-
te Bevölkerungsstruktur, die zunehmende Digitali-
sierung und eine verstärkte Berücksichtigung von 
Nachhaltigkeitsstrategien wider. Drittens fördern 
Genossenschaften als kommunikative und operative 
Bindeglieder den Informationsaustausch zwischen 
Mitgliedern, Gremien sowie der Belegschaft und ge-
stalten diesen proaktiv. Hierbei gilt es, den Spagat 
zwischen Kompetenzabgrenzung und Aufgabenzu-
ordnung zu lösen und alle Stakeholder bei wegwei-
senden Entscheidungen mitzunehmen.

Bestandshalterstrategien im Spannungs­
feld politischer Anforderungen, technischer 

Machbarkeit und bezahlbarer Mieten
Bezahlbarer Wohnraum entsteht nicht von heute auf 
morgen und benötigt einen verlässlichen, planbaren 
Rechtsrahmen, um Wohnungsbestände zu erhalten 
und zeitgemäß zu entwickeln. Tragfähige Strategien 
umfassen den gesamten Lebenszyklus der Immobi-
lien. Sie sind daher langfristig angelegt und nicht ge-
eignet, in kurzen Abständen grundlegend verändert 
zu werden. Sollen die Strategien zum Erfolg führen, 
so müssen die politischen Akteurinnen und Akteure 
diesen Umstand bei der Ausrichtung des politischen 
Rahmens berücksichtigen. Geschieht dies nicht oder 
nur in unzureichendem Maße, bleiben die Folgen für 
die bestandhaltenden Unternehmen, und damit für 
alle Mitglieder, oft noch Jahrzehnte später spürbar.

Gleichzeitig müssen bei der strategischen Aus-
richtung die Struktur der Gebäudebestände erfasst 
und die Gegebenheiten mit dem technisch Machba-
ren abgeglichen werden. Für das Portfoliomanage-
ment ergeben sich dabei besonders aus der qualitativ 
häufig stark variierenden Gebäudesubstanz vieler 
Baualtersklassen divergente Herausforderungen. 
So sind Maßnahmen zur Einsparung von Energie 
nicht bei jedem Gebäudetyp in dem erforderlichen 
Umfang realisierbar beziehungsweise wirtschaftlich 
darstellbar. 

„Bei der energetischen Modernisierung in Ge-
bäudeklassen müssen der Ressourcen- und Kosten
einsatz in einem ausgewogenen Verhältnis zum er-
zielbaren energetischen Mehrwert stehen – dies ist 
häufig bei den unteren Gebäudeklassen nicht der 
Fall, und es muss einzelfallbezogen geprüft werden, 
wie solche Bestände sinnvoll in die gesamtheitliche 
Bestandshalterstrategie integriert werden können“, 
erläutert Prof. Dr. Florian Ebrecht, Vorstandsbevoll-
mächtigter mit Gesamtprokura bei der Spar- und 
Bauverein eG Dortmund.

GEMEINSAM STARK IN DIE ZUKUNFT
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Karsten Statz
für den Verein  

Wohnen in Genossen-
schaften e. V.

DÜSSELDORF

Wie sich Wohnungsgenossenschaften 
für die kommende Zeit rüsten

Von Karsten Statz

Mit ihrer Struktur stellen Wohnungsgenossenschaften eine Besonderheit im Kreis 
der sozial orientierten Vermieter dar. Die Herausforderungen werden dadurch nicht 
kleiner. Das betrifft nicht nur aktuelle Bau- oder Klimathemen, auch gesellschaftli-
che Veränderungen entfalten Wirkung. Wie kann dem begegnet werden? 
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Ganz zentral ist damit auch die Herausforderung 
verbunden, nicht nur die Kosten für die allgemeine 
Bestandserhaltung und -modernisierung, sondern 
auch die Kosten zur Erfüllung der gesetzlichen und 
politischen Anforderungen mit einer Bezahlbarkeit 
der Mieten in Einklang zu halten. Da Wohnungsge-
nossenschaften bei durchschnittlicher Betrachtung 
mit einem Ausgangsmietniveau agieren, welches 
häufig recht deutlich unterhalb eines Vergleichsmie-
tenniveaus liegt, ist hier der wirtschaftliche Hand-
lungsrahmen besonders eng gefasst.

Wohnungsgenossenschaften  
als gesellschaftliche Akteure

Bei allen, in jüngerer Zeit besonders intensiv geführ-
ten, öffentlichen Diskussionen um die Umsetzbarkeit 
der Energiewende und die Bezahlbarkeit von Wohn-
raum muss jedoch gleichermaßen im Blick behalten 
werden, dass andere Themen nicht an Aktualität 
und Dringlichkeit verloren haben. Angesichts des 
fortschreitenden demografischen Wandels haben 
Wohnungsgenossenschaften nach wie vor die Auf-
gabe, ihre diversifizierten Wohnungsbestände ziel-
gruppengerecht zu gestalten und die Anforderungen 
beispielsweise an Barrierefreiheit und Wohnkomfort 
zu berücksichtigen. 

Damit eng verbunden ist auch der Anspruch von 
Wohnungsgenossenschaften, gesellschaftliche Ver-
änderungen in die primäre Zielerreichung der Mit-
gliederförderung zu integrieren. Diese bezieht sich 
dabei nicht nur auf eine oder einige wenige Gruppen 
mit besonderen Bedürfnissen, sondern auf einen in 
der Regel vergleichsweise inhomogenen Kreis, der 
ein Spiegelbild der Gesellschaft insgesamt darstellt 
und sich deshalb ebenfalls in einem stetigen Wan-
del befindet. Innerhalb einer solchen diversifizierten 
Gemeinschaft sind Interessenskonflikte vorprogram-
miert, und nicht immer trifft ein zukunftsgerichtetes, 
strategisches Agieren der Unternehmensführung auf 

eine Akzeptanz der damit verbundenen Verände-
rungen im Mitgliederkreis. Auch existiert häufig ein 
unterschiedliches Verständnis der Stakeholder im 
Hinblick auf das, was Mitgliederförderung bedeutet 
und beinhaltet. 

Dieser Umstand bringt erhöhte Anforderungen 
an die Kommunikation innerhalb der Genossenschaft 
mit sich, welche im besten Fall auf ein stärkeres Ver-
ständnis für komplexe Zusammenhänge, Abhängig-
keiten und Kosten abzielt und die damit verbundenen 
Sachverhalte nachvollziehbar gestaltet.

Wohnungsgenossenschaften müssen neue Wege 
finden, mit dieser anspruchsvollen Gemengelage um-
zugehen. Die eigene Ausrichtung und die getroffenen 
Entscheidungen sind immer wieder aufs Neue mit 
Blick auf die Berücksichtigung vieler unterschied-
licher Belange zu hinterfragen und abzuwägen. So 
müssen beispielsweise die Interessen langjähriger 
mit denen neuer Mitglieder in Einklang gebracht 
werden. Ein gesellschaftlicher Querschnitt der Be-
völkerung kann beispielsweise durch qualitativ un-
terschiedliche Wohnungsangebote bedient werden. 
Hinzu kommen Herausforderungen im politisch-
globalen Kontext, denen sich auch die Wohnungs-
genossenschaften stellen, wie beispielsweise zuletzt 
mit der Unterbringung von Geflüchteten aus der 
Ukraine. Auch in diesem Zusammenhang gilt es, einen 
gesellschaftlichen Beitrag zu leisten, gleichzeitig aber 
auch den Bedürfnissen und Erwartungen der Mit-
glieder gerecht zu werden und Interessenskonflikte 
zu vermeiden. 

 Miete netto kalt pro m²

Alle GdW  
Unternehmen

eG im GdW Angebotsmiete 
Wiedervermie­

tung BBSR

2015 5,36 5,18 7,30

2016 5,51 5,27 7,63

2017 5,64 5,38 8,00

2018 5,72 5,49 8,44

2019 5,86 5,60 8,74

2020 5,98 5,62 8,97

2021 6,09 5,80 9,29

2022 6,19 5,93 9,29

Wohnungsgenossenschaften sorgen 
für preiswerte Mieten

Datenquelle: GdW-Jahresstatistik sowie für BBSR-Daten: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung,  
IDN ImmoDaten GmbH, Microm Wohnlagen; Zusammenstellung: GdW

Partizipationswünsche in Genossenschaften beziehen sich oft auf das 
unmittelbare Wohnumfeld. Auf Urban-Gardening-Flächen, wie dieser im 

Dortmunder Unionviertel, können Mitglieder eigene Ideen umsetzen
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Ebenso wie die teils komplexen Nachhaltigkeits-
themen, so wirkt sich auch die zunehmende Digitali-
sierung der Gesellschaft auf die Kommunikation in-
nerhalb der Genossenschaften aus. In dieser Hinsicht 
besteht ein zentrales Ziel darin, ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen vermehrt digitalen Servicean-
geboten einerseits und einer zielgruppengerechten 
Ansprache für sämtliche – auch digital nicht oder nur 
eingeschränkt affine – Mitglieder anzubieten.

Ein Teil der Mitglieder nutzt digitale Medien je-
doch nicht nur im Sinne der Serviceangebote, son-
dern vermehrt auch zur Vernetzung in den Quartie-
ren untereinander. Dies kann einerseits förderlich für 
eine stärkere Identifikation mit der Nachbarschaft 
und dem Quartier sein, stellt jedoch andererseits die 
bislang etablierten Kommunikationswege zwischen 
Verwaltung und Mitgliedern auf den Prüfstand. 

Wohnungsgenossenschaften als  
kommunikative und operative Bindeglieder

Die Verwaltungen der Wohnungsgenossenschaften 
nehmen darüber hinaus vielfältige kommunikative 
Aufgaben im Zusammenhang mit weiteren Stake-
holdern wahr. Neben Geschäftspartnerinnen und 
Geschäftspartnern, Bewohnerinnen und Bewohnern 
und weiteren bilden die Gremien bestehend aus ge-
wählten Vertreterinnen und Vertretern sowie Auf-

sichtsrätinnen, Aufsichtsräten und Vorstandsmitglie-
dern den Kern der genossenschaftlichen Interaktion.

Die Zusammenarbeit und Kommunikation in den 
Gremien findet innerhalb des gesetzlichen Rahmens 
statt, den das Genossenschaftsgesetz mit dem Zweck 
vorgibt, die Genossenschaften funktionsfähig zu hal-
ten. Teils überholte Inhalte der gesetzlichen Grund-
lagen stellen die Gremien vor die Herausforderung, 
diese in einen zeitgemäßen Umgang mit den genos-
senschaftlichen Themen zu übersetzen. Häufig sind 
in den Gremien zu einem nicht unerheblichen Anteil 
auch Bewohnerinnen und Bewohner mit einer en-
gen Quartiersverbundenheit vertreten. Die Grenzen 
zwischen dem Einsatz für das Gesamtinteresse der 
Bewohnerschaft, und damit der Genossenschaft, so-
wie dem persönlichen Interesse Einzelner sind dabei 
fließend. Zunehmend werden jedoch die Abgrenzung 
von Kompetenzen und die Zuordnung von Aufgaben 
in den Gremien hinterfragt.

„Heutzutage reicht es nicht mehr aus, den Vor-
stand zu entlasten und über die Dividende zu be-
schließen. Es ist ein klarer Trend zu dem Wunsch 
nach mehr Mitbestimmung erkennbar, dem sich die 
Genossenschaften stellen müssen“, sagt Franz-Bernd 
Große-Wilde, Vorstandsvorsitzender der Spar- und 
Bauverein eG Dortmund, Vorstandsvorsitzender des 
Vereins „Wohnen in Genossenschaften“ e. V.

Größenstruktur von Wohnungsgenossenschaften und der Gesamtheit  
der Wohnungsunternehmen im Vergleich

Wohnungs­
unternehmen

Eigener  
Wohnungsbestand

Beschäftigte  
insgesamt

Wohnungsgenossenschaften

Insgesamt 1.728 2.018.124 28.168

bis 500 WE 836 157.391 4.484

501 - 1.000 WE 324 232.350 3.870

1.001 - 2.000 WE 288 406.223 5.678

2.001 - 5.000 WE 208 658.223 7.606

5.001 - 10.000 WE 63 446.114 5.227

10.001 und mehr WE 9 117.823 1.303

Unternehmen zusammen

Insgesamt 2.676 5.462.526 82.360

bis 500 WE 1.175 222.525 7.627

501 - 1.000 WE 484 350.349 6.130

1.001 - 2.000 WE 467 663.751 9.704

2.001 - 5.000 WE 374 1.189.594 14.895

5.001 - 10.000 WE 123 855.200 10.784

10.001 und mehr WE 53 2.181.107 33.220

Datenquelle: GdW-Jahresstatistik 2022
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durchsetzen. Anderseits gilt es aber auch, das not-
wendige Maß an Professionalisierung zu etablieren 
und stetig auszubauen. 

Darüber hinaus agieren Wohnungsgenossen-
schaften häufig noch in eher traditionell ausgerich-
teten Organisationsstrukturen. Zur Bewältigung der 
komplexen wohnungswirtschaftlichen und techni-
schen Herausforderungen ist daher die Installation 
eines bereichsübergreifenden Projektmanagements 
essenziell, mit welchem Projekt- und Strategieziele 
der jeweiligen Wohnungsgenossenschaft in Einklang 
gebracht und diese Ziele parallel für alle Beteiligten 
transparent und nachvollziehbar kommuniziert wer-
den können.

Ganzheitliches und themenübergreifendes 
Agieren statt Inseldenken

Die Komplexität der angesprochenen Themen und 
die vielfältigen Zusammenhänge zeigen deutlich, dass 
das häufig verbreitete „Inseldenken“ in Abteilun-
gen der Vergangenheit angehören muss. Innerhalb 
der Genossenschaften sind ganzheitliche, bereichs-
übergreifende Strategien gefragt, mit denen sich die 
komplexen Anforderungen bewältigen lassen. Dazu 
gehören ein professionelles Projektmanagement, eine 
Nachhaltigkeits- sowie eine Kommunikationsstra-
tegie. Aus den aktuellen Herausforderungen lässt 
sich vor dem Hintergrund der genossenschaftlichen 
Kerngedanken allerdings auch positive Energie für 
das aktuelle und zukünftige Handeln schöpfen (sie-
he nachfolgendes Interview auf Seite 72). Es kommt 
auf die Perspektive an – und auf einen deutlichen 
Gestaltungswillen.�

Über die Gremienarbeit hinaus ist ein weite-
res zunehmend anspruchsvoller werdendes Feld die 
bereits angesprochene Kommunikation mit den Ge-
nossenschaftsmitgliedern. Hier entsteht zunehmend 
ein Bewusstsein für das gestiegene Bedürfnis nach 
Information und Partizipation. Es gilt, konstatierte 
Verunsicherungen und Zukunftsängste, die in einem 
gesamtgesellschaftlichen Kontext ihren Ursprung 
haben können, durch eine abgestimmte Kommunika-
tionsstrategie mit geeigneten Informations- und Be-
teiligungsformaten zu begleiten und im Hinblick auf 
spezifisch genossenschaftliche Themen aufzufangen. 

„Ziel einer gelungenen Kommunikationsstra-
tegie muss es sein, dafür Sorge zu tragen, dass das 
Gemeininteresse der Genossenschaftsmitglieder mit 
all ihren unterschiedlichen Belangen gewürdigt wird. 
Das ist immer eine Frage der Abwägung. Es darf je-
doch nicht durch häufig ‚laute‘ Einzelmeinungen aus 
dem Blick geraten“, erklärt Olaf Rabsilber, Geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied der Gemeinnützigen 
Wohnungsgenossenschaft Oberhausen-Sterkrade eG 
und Vorstandsvorsitzender der Marketinginitiative 
der Wohnungsbaugenossenschaften Deutschland e. V. 

Die insgesamt rund 2.000 im GdW organisierten 
Wohnungsgenossenschaften verfügen über durch-
schnittlich etwa 1.500 Wohneinheiten und sind da-
mit in ihren Personalkapazitäten vergleichsweise 
limitiert. Das Thema der Personalentwicklung und 
des Recruitings stellt sie daher vor strukturelle He-
rausforderungen. Sie stehen vor großen Aufgaben 
und müssen sich einerseits in den neuen, durch 
Work-Life-Balance, Sinnstiftung und Qualifizierung 
geprägten Arbeitswelten als attraktiver Arbeitgeber 
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Franz-Bernd Große-Wilde, Vorstands-
vorsitzender der Spar- und Bauverein 
eG Dortmund und Vorstandsvorsitzen-
der des Vereins „Wohnen in Genossen-
schaften“ e. V., sowie Olaf Rabsilber, 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
der Gemeinnützigen Wohnungsgenos-
senschaft Oberhausen-Sterkrade eG 
und Vorstandsvorsitzender der Marke-
tinginitiative der Wohnungsbaugenos-
senschaften Deutschland e. V., erklären, 
warum das Thema genossenschaftli-
che Gremien sowie Kommunikation und 
Transparenz für die Zukunft der Woh-
nungsgenossenschaften bedeutsam ist 
und was die genossenschaftlichen sowie 
gesellschaftlichen Akteure tun müssten.

Herr Große-Wilde, äußern Mitglieder 
überhaupt noch ihr Bedürfnis, sich 
stärker in Genossenschaftsentschei-
dungen und Beteiligungsfragen ein-
bringen zu wollen? Können Sie Beispie-
le dafür nennen?

GROSSE-WILDE: Auch wenn der 
Wunsch nach einem fairen und preis-
werten Vermieter verständlicherwei-
se immer wichtig ist, existieren Be-
teiligungswünsche von Mitgliedern 
natürlich immer noch. Sie betreffen 
zum einen häufig die Gestaltung der 
unmittelbaren Wohnsituation. Hier 
geht es etwa um den Wunsch einer 
naturnahen Wohnumfeldgestaltung in 
Form von Wildblumenwiesen, Urban 
Gardening oder um eine individuelle 
Bepflanzung von Vorgärten. Sie be-
treffen zum anderen aber auch zuneh-
mend strategische Unternehmensthe-
men, zum Beispiel die Umrüstung von 
Energieträgern wie Fernwärme oder 
der technischen Gebäudeausstattung 

beispielsweise durch eine Glasfaser-
aufrüstung. Zudem geht es verstärkt 
um die Zusammensetzung von Haus-
gemeinschaften, das Zusammenleben 
in Nachbarschaften oder wirtschaft-
lich relevante Fragen für die Genos-
senschaft – Stichworte sind hier die 
Mieten- oder Investitionspolitik. Es 
ändert sich auch spürbar die Art und 
Weise der Bedürfniskommunikation. 
Bewohner schließen sich verstärkt zu-
sammen, und die Nachdrücklichkeit in 
den Anfragen nimmt erheblich zu. Ent-
sprechend wird auch sensibler mit der 
Beurteilung umgesetzter Maßnahmen 
umgegangen.
Herr Rabsilber, wie wirkt sich die zu-
nehmende Digitalisierung der Gesell-
schaft bei der Organisation von Betei-
ligungsfragen aus der Bewohnerschaft 
und dem Kreis der Mitglieder aus?

RABSILBER: In der Praxis sind mit 
einem höheren Digitalisierungsgrad 

Suchen immer mehr Menschen bei Woh-
nungsgenossenschaften nur eine preiswer-
te Wohnung und nicht die Genossenschafts
idee? Was verändert sich und hat das 
Auswirkungen auf die Zukunftsfähigkeit von 
Genossenschaften? Ein Gespräch über An-
sprüche, Kommunikation und Transparenz.
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„Partizipation ist 
wichtig, vor dem 
Hintergrund des 
Genossenschafts­
gesetzes aber klar 
zu definieren“

INTERVIEW MIT FRANZ-BERND GROSSE-WILDE UND OLAF RABSILBER
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in der Bevölkerung auch eine immer 
schnellere Vernetzung, ein unmittel-
barer Informationsaustausch und bes-
sere Möglichkeiten einer Organisation 
untereinander verbunden. Dies macht 
es für Wohnungsgenossenschaften 
notwendig, schneller zu reagieren, den 
hohen Organisationsgrad aufzuneh-
men und die sich aus der Digitalisier
ung ergebende Dynamik im Kreis der 
Bewohnerinnen und Bewohner positiv 
und konstruktiv zu begleiten. Zudem 
kann Digitalisierung im negativen 
Sinne den Einfluss zwar weniger, aber 
doch lauter Stimmen verstärken, im 
positiven Sinne jedoch auch Transpa-
renz und Vertrauensbildung durch eine 
zeitnahe Erklärung von Sachverhalten 
stärken.
Dass die Energiewende zu kostenin-
tensiven Investitionen führen muss, die 
sowohl bei Mietern als auch Vermietern 
zu stärkeren Belastungen führen, sollte 
eigentlich erst einmal nachvollziehbar 
sein. Wie begegnen Sie Forderungen, 
die Mieten nach Modernisierung den-
noch nicht zu erhöhen? Wie passen die 
„Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-
führung“ und „Mieterhöhungsverzich-
te trotz steigender Kosten“ strategisch 
zusammen?

GROSSE-WILDE: Die wirtschaftli-
che Stabilität von Wohnungsgenos-
senschaften ist die Basis für langfris-
tigen Unternehmenserfolg und ein 
ausreichendes Maß an Mitgliederför-
derung. Die durch die Energiewende 
ausgelösten hohen Investitionsbedarfe 
führen – ohne Beachtung von Grenz-
nutzenprinzip und Rentabilität – auch 
bei Einzelmaßnahmen zu der Notwen-
digkeit, die Gesamtgemeinschaft im 
Rahmen der Quersubventionierung 
zu belasten. Insoweit gilt es zwar, den 
Grundsatz bezahlbaren Wohnraums 
auch durch ein moderates Mietniveau 
und durch Verzicht auf übermäßige 
Mietsprünge im laufenden Nutzungs-
verhältnis weiter zu gewährleisten. In 
jedem Fall wird es zur Relativierung 
dieses Spannungsverhältnisses künftig 
allerdings notwendig sein, Mieterhö-
hungen zu platzieren. Die zusätzlichen 
Belastungen können dabei aber nicht 
allein von Mieter- und Vermieterseite 
getragen werden. Der Konflikt ist nur 
durch staatliche Unterstützung lösbar. 
Als Unternehmen über Kostenstruktu-
ren von Modernisierungsmaßnahmen 

und diesbezüglich entgegenstehen-
den Mieterhöhungsnotwendigkeiten 
transparent zu berichten und aufzu-
klären, ist in jedem Falle wichtig, um 
Verständnis zu schaffen.
Wie bewerten Sie unter dem Slogan 
„Genossenschaft von unten“ auftre-
tende Bewegungen in diesen Kontext?

RABSILBER: Im Kern steht „Ge-
nossenschaft von unten“ für die Idee, 
Kompetenzen in die Entscheidungs- 
und Partizipationsstrukturen von Ge-
nossenschaftsgremien und -mitglie-
dern zu verschieben. Im Konkreten 
würde dies bedeuten, Unternehmens-
entscheidungen auch auf die Basis
ebene der Mitglieder zu verlagern. Die 
bislang vom Genossenschaftsgesetz 
verfolgte Zuständigkeitsabgrenzung 
hat aber immer den „entscheidungs-
starken Vorstand“ im Blick, damit ein 
roter Faden in der strategischen und 
operativen Umsetzungsebene sicher-
gestellt bleibt. 

Eine Veränderung in der Wahr-
nehmung von Genossenschaftsarbeit 
bedeutet für ein reibungsloses Mitein-
ander neue Arten der Zusammenarbeit 
und Entscheidungsfindung, zeigt aber 
auch die Relevanz der bereits ange-
sprochenen Spannungsfelder in der 
aufgabenbezogenen und kommunika-
tiven Zusammenarbeit auf.

Partizipation in Form einer Kom-
munikation und Transparenz von Ent-
scheidungen ist wichtig, jedoch ist die 
Partizipation vor dem Hintergrund des 
Genossenschaftsgesetzes klar zu defi-
nieren. Denn das Thema berührt auch 
die Haftung des Vorstands.
Sehen Sie das im Mitgliederkreis wach-
sende Bedürfnis nach mehr Kommu-
nikation und Mitbestimmung als eine 
Reaktion auf Versäumnisse der Ver-
gangenheit, als gesellschaftliches Ge-
samtphänomen oder beispielsweise als 
Folge der Corona-bedingten Isolation? 
Entspricht dieses wachsende Bedürfnis 
noch der Idee von Genossenschaft und 
lässt sich mit dem Rechtskonstrukt Ge-
nossenschaft vereinbaren?

GROSSE-WILDE: Die Tendenz hin zu 
mehr Kommunikation und Mitbestim-
mung hat sicherlich in all den genann-
ten Faktoren ihren Ursprung – je nach 
Standort natürlich mit unterschied-
licher Priorisierung. Veränderungen 
in einer Gruppendynamik sind immer 
auch Folge der Einflussfaktoren von 

außen. Existenzrelevante Sachthe-
men wie beispielsweise eine sinkende 
Kaufkraft oder eine unsichere Zukunft, 
äußern sich auch im Miteinander der 
Genossenschaftsgemeinschaft. 

In vielerlei Hinsicht bringen ge-
meinsame Gespräche und die gemein-
same Entscheidungsfindung aber auch 
Identifikation und die Möglichkeit mit 
sich, Bedürfnisse besser zu verstehen. 
Für Geschäftsführungen in den Ge-
nossenschaften sollte es also darum 
gehen, diese Entwicklung aufzugrei-
fen und proaktiv zu begleiten. In die-
sem Sinne entspricht das Genannte 
selbstverständlich noch der Idee von 
Genossenschaft und bedeutet im 
Besonderen die Gestaltung von Mit-
gliederförderung. Damit verbunden 
ist jedoch die Notwendigkeit, den 
rechtlichen Rahmen in Form des Ge-
nossenschaftsgesetzes diesbezüglich 
auf Veränderungserfordernisse hin zu 
überprüfen.
Und was müsste das konkret beinhal-
ten?

GROSSE-WILDE: Gemäß aktueller 
Gesetzgebung und Kompetenzzuord-
nung haben beispielsweise Genossen-
schaftsvertreterinnen und -vertreter 
nur sehr wenige Aufgaben und Kom-
petenzen. Nimmt sich diese Gruppe 
mehr Rechte – zum Beispiel, indem 
sie sich mithilfe digitaler Tools organi-
siert und Entscheidungen vorbereitet 
–, ist offen, wie damit umzugehen ist. 
Zudem ist etwa im Genossenschafts-
gesetz nicht eindeutig geregelt, welche 
fachlichen Kompetenzen für eine Tä-
tigkeit in einem Genossenschaftsorgan 
Voraussetzung sein müssen.

Im Fazit ist – bei aller Notwendig-
keit, das Genossenschaftsgesetz zu er-
gänzen –, auch in Zukunft ein „starker 
Vorstand“ auf der Entscheidungsebene 
sicherzustellen, damit Genossenschaft 
als komplexe Mitgliederorganisation 
handlungsfähig bleibt und Entschei-
dungsverantwortung sowie Haftung 
klar zuzuordnen sind. Zur Klarstellung 
in Fragen der Kompetenzzuordnung 
sehe ich eine Schlüsselrolle auch bei 
den genossenschaftlichen Prüfungs-
verbänden im Rahmen ihrer Jahresab-
schluss- und Beratungstätigkeit.

Meine Herren, vielen Dank für das 
Gespräch.
Das Interview führte Olaf Berger�
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H erausfordernd. Handlungsfähig. Enga-
giert.“ Das waren die Schlagworte der 
diesjährigen Bilanzpressekonferenz 
unserer Unternehmensgruppe Nassau-
ische Heimstätte | Wohnstadt (NHW). 
Die Herausforderungen der 

letzten Jahre waren für uns – und die ge-
samte Wohnungswirtschaft – nicht gera-
de gering: die Corona-Pandemie und ihre 
Nachwirkungen, der Krieg in der Ukraine, 
die Energie-Engpässe und -Verteuerun-
gen, die volatile Wirtschaftslage, einher-
gehend mit stetig steigenden Zinsen, die 
Lieferengpässe am Bau, der Personal- und 
Handwerkermangel … Obendrein galt es 
auch noch, dem steilen Weg in Richtung 
Klimaneutralität weiter zu folgen, beglei-
tet von zahlreichen neuen regulatorischen 
Rahmenbedingungen. Diese mussten kon-
tinuierlich in unsere bereits bestehenden 
Planungen integriert werden. Ein Schicksal, das wir 
mit allen Kolleginnen und Kollegen in der Wohnungs-
wirtschaft jetzt noch immer teilen.

Interdisziplinär besetzter Krisenstab
Trotz all der Herausforderungen sind wir als größtes 
hessisches Wohnungsunternehmen wirtschaftlich, 
gesellschaftlich und sozial handlungsfähig geblie-
ben – auch dank eines vor Jahren bereits initiierten, 
mittlerweile abgeschlossenen Change-Management-
Prozesses. Die neuen Strukturen sowie die damit ver-

bundenen Herangehensweisen erlauben ein rasches 
agiles Handeln und berücksichtigen auch den so 
wichtigen Faktor Resilienz. Parallel haben wir früh-
zeitig unsere Kooperationen mit Verbänden, Insti-
tutionen und Gremien der Branche ausgebaut und 
engagieren uns selbst, wo immer wir Erfahrungen 
und Know-how einbringen können.

So aufgestellt zu sein, bewährte sich insbeson-
dere beim Krisenmanagement, das in unserem Haus 
getragen wird von einem interdisziplinär besetzten 
Krisenstab, der erstmalig 2020 aufgrund der Corona-
Pandemie ins Leben gerufen wurde. Zum leitenden 
Kernteam gehören drei Vertreter aus den drei Unter-
nehmensbereichen Organisation, Personalwesen und 
Kommunikation: Christian Henkel, Peter Schirra, Dirk 
Metzner (siehe Foto auf Seite 75). Je nach Sach- und 
Themenlage erweitert sich dieses Gremium. Weitere 
Expertinnen und Experten aus anderen Unterneh-
mensbereichen mit dem jeweils benötigten Fach-
wissen werden punktuell oder auch kontinuierlich 
zur Krisenbewältigung herangezogen, bedarfsweise 
auch Externe. So geschehen in Corona-Zeiten, als 
das Gremium um Ricarda Schwingen, Betriebliches 
Gesundheitsmanagement der NHW, erweitert wurde. 
Dadurch entstand und entsteht – zugeschnitten auf 
die jeweilige Situation – ein Personen-, Maßnahmen- 
und Aktivitäten-Portfolio.

Unterstützung durch Arbeitskreise
Nahezu nahtlos folgte auf die Corona-Pandemie der 
Krieg in der Ukraine mit seinen zahlreichen Geflüch-

ZUSAMMENARBEIT 2.0

Wie Kooperationen in  
der Krise wachsen
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Dr. Thomas Hain
Leitender  

Geschäftsführer 
Unternehmensgruppe 

Nassauische Heim­
stätte I Wohnstadt 

FRANKFURT/MAIN

Von Dr. Thomas Hain

Wie (re)agieren deutsche Wohnungsunternehmen 
auf die derzeitigen multiplen Krisen? Dominieren 
Einzelkämpfer oder sucht die Branche auch die  
konstruktive Zusammenarbeit? Aktuelle Beispiele 
belegen den Wandel.
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teten, die einer Unterbringung bedurften. In Zeiten 
eines bereits bestehenden akuten Wohnraummangels 
eine immense zusätzliche Herausforderung für unse-
re Branche. Doch damit nicht genug: Kriegsbedingt 
stiegen parallel die Energiepreise rapide an – fossile 
Brennstoffe wurden knapp. Damit gab es gleich zwei 
neue Krisen, die sowohl den Menschen als auch den 
Unternehmen in vielerlei Hinsicht zu schaffen mach-
ten. Um zeitnah und flexibel auf diese großen neuen 
Aufgaben reagieren zu können, wurde der Krisenstab 
der NHW im Juli 2022 neu organisiert. Vorteil der 
Neustrukturierung: Mit unseren Erfahrungen aus dem 
Planungsstab Corona konnten wir die Arbeit nun 
optimal auf mehrere Schultern und unterschiedliche 
Bereiche verteilen. Fundament des erweiterten Kri-
senmanagements waren sieben Arbeitskreise (AK), 
die sich jeweils mit einem Aufgabengebiet befassten: 
Heizanlagen, Baumaterial und -maßnahmen, Kom-
munikation, Vermietung, Kosten für die Mieterschaft, 
Facility Service, Corona (siehe Abbildung oben). Jedes 
dieser Gremien bestand aus einer leitenden Person 
sowie einer Vertretung und erhielt – je nach Notwen-
digkeit – internes oder externes Backup. Nur so waren 
Menge und Vielfalt der Themen zu überblicken und 
gemeinsam zu bewältigen. Denn gerade das Thema 
Energie betraf so viele Bereiche in unserer Organisati-
on, dass es der Krisenstab allein nicht hätte stemmen 
können. Die zusätzliche Arbeit, die den beteiligten 
Führungskräften und Mitarbeitenden dadurch ent-
stand, war in diesen Zeiten eine weitere Belastung für 
sie und verdient besondere Wertschätzung. 

Jetzt Teil der Organisationsstruktur:  
Krisenmanagement

Das System hat sich bewährt: Arbeitsaufgaben wur-
den in die AKs delegiert, dort bearbeitet, kommen-
tiert, die Ergebnisse dann eigenständig mitgeteilt 
oder vom Krisenstab abgerufen – alles digital. Die 
Inhalte waren so jederzeit im Zugriff aller handeln-
den Personen und ein themenzentrierter Austausch 

dadurch so gut wie immer möglich. Ende Januar 2023 
wurden die Arbeitskreise – nach Erledigung aller 
Aufgaben – dann aufgelöst. Der Krisenstab hingegen 
bleibt bestehen. Er wird im Zuge einer Neustrukturie-
rung als „Krisenmanagement“ dem neu geschaffenen 
Unternehmensbereich „Organisation, Recht, Facility 
Management und Kommunikation“ unter Leitung von 
Christian Henkel angegliedert. 

Aber: Nach der Krise ist vor der Krise! Es gilt, 
weiterhin auf den Ernstfall vorbereitet zu sein. So 
bleibt es wichtig, schleichende Krisen zu erkennen 
und plötzliche Krisen adäquat zu managen. Die Woh-
nungswirtschaft steht seit Jahren immer stärker 
im Fokus der Öffentlichkeit. Themen wie steigende 
Mieten und Nebenkosten, energetische Modernisie-
rungen, gepaart mit einem veränderten Verhalten der 
Mieterinnen und Mieter, führen zu neuen Aufgaben 
und Herausforderungen. All das muss mit Bedacht 

Im Jahr 2020 rief die NHW erstmals einen interdisziplinären Krisenstab  
mit Vertretern der Unternehmensbereiche Organisation, Personalwesen  
und Kommunikation ins Leben, der im Verlauf der Zeit an die jeweiligen 

Lagen angepasst und spezifisch erweitert wurde

Organigramm des NHW-Krisenmanagements
Neue, ergänzte Struktur des Krisenmanagements: der Krisenstab wurde um sieben thematische Arbeitskreise erweitert
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bitation“ verbunden sind. Ebenso wie die NHW legt 
auch die WBM ihre Kommunikationsstrategie und 
alle Schritte fest, die während einer Krise zu befol-
gen sind, um effektiv, transparent und angemessen 
agieren und kommunizieren zu können. Der Fahr-
plan beinhaltet zunächst die Einordnung der Krise, 
Aufgaben und Zusammensetzung des Krisenstabes, 
externe und interne Kommunikation, den Einfluss 
von Social Media sowie eine kritische Reflexion der 
Gesamtsituation. Die Organisationsstruktur für die 
Bearbeitung sind sogenannte Task Forces. 

Die erste stand auch hier ganz im Zeichen der 
Corona-Pandemie: Infektionsschutz und Kontaktbe-
schränkungen bestimmten plötzlich den Büroalltag 
bei der WBM. Innerhalb kürzester Zeit wechselten 
die Mitarbeitenden im ersten Lockdown ins Home 
Office. Die interne Corona-Task-Force, die vom Ge-
schäftsführungsbüro gesteuert wurde, passte die 
notwendigen Maßnahmen den ständig neuen Ver-
ordnungen an. Sie koordinierte auch alle weiteren 
Schritte – sowohl intern als auch extern. So entstand 
beispielsweise in kürzester Zeit eine mehrsprachige 
Information für die Mieterinnen und Mieter. 

Als die Preise für Strom und Heizen 2022 auf-
grund des russischen Angriffskrieges auf die Ukra-
ine stark stiegen, folgte eine bereichsübergreifende 
Energie-Task-Force. Im Rahmen der erforderlichen 
Einsparung von Energie prüfte diese fortlaufend die 
Möglichkeiten hinsichtlich kurz- und mittelfristig 
realisierbarer Maßnahmen – sowohl im Wohn- und 
Gewerbebestand als auch in der Firmenzentrale. So 
wurde dafür gesorgt, dass entsprechend der Ver-

erfasst und moderiert werden – gerade im Zeitalter 
von Social Media und zunehmender Vernetzung. Ma-
nagement, Shareholder und Kontrollgremien stehen 
hier vor vollkommen neuen Aufgaben. Aufkommende 
Probleme können plötzlich eine äußerst dominante 
Rolle spielen. Durch Katalysatoren wie politische 
Intervention oder Berichterstattung in den Medien 
entstehen Krisen, die nicht selten ökonomische Schä-
den verursachen sowie eine mühsam über Jahre hart 
erarbeitete Reputation und letztendlich das gesamte 
Unternehmen als etablierte Marke bedrohen können. 

Parallel zur Corona-Krise erschien daher bereits 
im Herbst 2020 ein umfassendes Handbuch zur Kri-
senkommunikation der NHW. Denn es geht darum, 
nicht nur die Krise selbst zu erkennen, zu bearbeiten 
und Lösungen zu finden, sondern sie auch gut vor-
bereitet, in adäquater Weise sowie deeskalierend 
intern und extern in kürzester Zeit mitzuteilen. Die 
Maxime lautet: Zielgerichtete Kommunikation im 
Einklang mit unternehmerischer Resilienz stärkt die 
Zukunftsfähigkeit eines Unternehmens. Jens Duffner, 
Leiter des Fachbereichs Kommunikation, war in den 
Arbeitskreisen Kommunikation der verschiedenen 
Institutionen stets präsent und gab unsere Erkennt-
nisse weiter. 

Analogie: Task-Forces bei der WBM in Berlin
Über einen gut aufgestellten „Fahrplan Krisen-
kommunikation“ verfügen auch die Kolleginnen 
und Kollegen der WBM Wohnungsbaugesellschaft 
Berlin-Mitte mbH, mit denen wir eng über die Zu-
sammenarbeit im NHW-Start-up-Accelerator „Hu-

Ein Vorteil der Wohnungswirtschaft: Ihre Akteure 
tauschen sich offen über Probleme und Herausforde­
rungen, aber auch über Lösungswege und Optionen 
aus. Ein Beispiel für gegenseitige Hilfe und Know-
how-Transfer ist die „Initiative Wohnen. 2050“
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ordnung zur Sicherung der Energieversorgung über 
kurzfristig wirksame Maßnahmen des Bundes (En-
SimiMaV) und des Energiesparpaketes des Landes 
Berlin die WBM stets gut aufgestellt war.

Innovative Plattformen schaffen Lösungen 
Generell haben die Krisen unseren Blick über den 
Tellerrand in den letzten drei Jahren sehr geschärft. 
Zwar ist unsere Branche seit Jahrzehnten bekannt für 
ihre intensive Kooperation über alle Unternehmens-
größen und über interne Hierarchiestufen hinweg 
– insbesondere aufgrund unserer vergleichbaren 
sozialen Aufgaben und den Abhängigkeiten unserer 
Unternehmen von den Entwicklungen in Gesellschaft, 
Wirtschaft und Politik. In Anbetracht der multiplen 
Krisen, die uns aber nun in schnellen Schritten ereil-
ten, war Zusammenarbeit mehr denn je angesagt. Mit 
dem GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen e. V., dem Regionalverband 
VdW südwest sowie der Arbeitsgemeinschaft Großer 
Wohnungsunternehmen (AGW) fand in deren bereits 
bestehenden Arbeitskreisen und Fachgruppen ein 
reger Austausch zu den virulenten Themen statt. 

Darüber hinaus war es uns als Unternehmens-
gruppe überaus wichtig, neue Formen der Begegnung 
und Zusammenarbeit zu entwickeln. Eigeninitiativ 
oder zusammen mit anderen aus der Branche waren 
wir in den letzten Jahren sehr aktiv, um innovative 
Plattformen ins Leben zu rufen. Bereits 2018 lancier-
ten wir unseren Start-up-Accelerator „Hubitation“, 
der junge Gründerinnen und Gründer mit frischen 
Ideen für die Wohnungswirtschaft und etablierte 
Wohnungsunternehmen zusammenbringt. Diese 
Start-ups sind für die NHW und die mittlerweile 
fünf Associates (WBM; Volkswohnung GmbH, Bauge-
nossenschaft Langen eG, Hofheimer Wohnungsbau 
GmbH und Meravis Wohnungsbau- und Immobilien 
GmbH) nicht nur ein starker Innovationstreiber in 
unseren Wohnungsunternehmen. Sie zeigen auch 
neue Wege auf, in Krisenzeiten rascher als bisher 
Lösungen zu finden. Die Funktion von Hubitation als 
Reallabor der Wohnungswirtschaft hat sich in vielen 
dieser Situationen bislang bestens bewährt. 

Ebenso wie wir als NHW machen auch andere 
angeschlossene Unternehmen durchweg positive Er-
fahrungen. Mein Kollege Matthias Herter, Geschäfts-
führer der Meravis Immobiliengruppe, berichtet über 
die Vorteile der Zusammenarbeit mit Start-ups, die 
Besucherinnen und Besucher auf der „Future Stage“ 
der Hannoveraner Real-Estate-Arena im Frühjahr 
sogar live erleben konnten: „Unsere Zielsetzung war 
es, Antworten auf die vielschichtigen Anforderungen 
der Branche zu finden, und ich war beeindruckt von 
der erheblichen Innovationskraft und dem Reifegrad, 
den die teilnehmenden Start-ups präsentierten. Un-
sere Branche steht vor einer Vielzahl von komplexen 
Herausforderungen. Wir sind davon überzeugt, dass 
sie nur durch eine Kombination aus Umdenken und 
einer verstärkten Integration digitaler Technologi-

en erfolgreich bewältigt werden können“, erklärte 
Herter und betonte: „Dank unserer Fachkenntnisse, 
gepaart mit dem dynamischen Innovationsgeist von 
Start-ups, haben wir bereits in diversen Projekten 
eindrucksvoll unter Beweis gestellt, dass genau in 
dieser Symbiose der Schlüssel zum Erfolg liegt. Be-
sonders im Hinblick auf die Herausforderungen im 
Bereich der Dekarbonisierung und der Erreichung der 
Klimaziele entdecken wir mithilfe von Start-ups viel-
fältige Lösungsansätze.“ Einen zentralen Eckpfeiler 
bildet dabei das gesamte Feld des Smart Meterings, 
das als Grundlage zur präzisen Erfassung, Analyse 
und letztlich Steuerung des Energieverbrauchs dient. 

Das aktuelle Meravis-Vorhaben „Digitalisierung 
der Heizungskeller“ zielt – in Kooperation mit „Hu-
bitation“ – darauf ab, Heizungsanlagen zu optimie-
ren, eine zentrale Steuerung zu etablieren und somit 
langfristig Energieeinsparungen sowie Kostenvorteile 
für die Mieterinnen und Mieter zu erzielen. Auch 
bei diesem Projekt setzt die Meravis auf eine enge 
Zusammenarbeit mit Start-ups. Da der Energiever-
brauch maßgeblich von den Nutzern beeinflusst wird, 
liegt ein besonderes Augenmerk auf der Einbindung, 
Transparenz und Kommunikation mit den Kunden, 
um CO2-Einsparungen zu erzielen. „Hier kommt un-
ser eigenes WoWiTech Spiribo ins Spiel“, führt Herter 
fort. „Als eine Plattform für Wohnen haben wir einen 
digitalen Raum geschaffen, der weit über die bloße 
Kommunikation hinausgeht. Trotz der bestehenden 
Krisen dürfen wir nicht außer Acht lassen, konti-
nuierlich an der Weiterentwicklung unseres Pro-
duktes Wohnen zu arbeiten.“ Der Quartiersgedanke 
wird deshalb derzeit intensiv vorangetrieben, wobei 
Themen wie Mieterstrom, nachhaltige Mobilität und 
Gemeinschaftsgefühl im Fokus stehen. All dies seien 
sehr spannende und lohnende Themen, die man mit 
Begeisterung und in Zusammenarbeit mit Start-ups 
und „Hubitation“ vorantreibe, so Herter. 

Stefan Storz, Geschäftsführer der Karlsruher 
Volkswohnung GmbH, und ebenfalls von Beginn an 
ein engagierter „Hubitation“-Associate, schließt sich 
mit seinen Erfahrungswerten an: „Ob Corona, Gas-
knappheit oder steigende Zinsen – den aktuellen Kri-
sen und Anforderungen können wir nur gerecht wer-
den, wenn wir schnell und unkonventionell handeln. 
Start-ups bieten hier die Möglichkeit, eingefahrene 
Strukturen in der Wohnungswirtschaft neu zu den-
ken, unsere bisherigen Prozesse zu optimieren oder 
durch Technologien zu ergänzen.“ Die letzten Jahre 
hätten gezeigt: Um in Krisenzeiten schnell passende 
Lösungen zu finden, seien innovative Scouts wie „Hu-
bitation“ und eine resiliente Belegschaft unerlässlich. 
„Innovation und Zusammenhalt sehen wir bei der 
Volkswohnung als gute Grundlage, um sich auf eine 
immer schneller verändernde Umwelt einzustellen.“ 
Auch Norman Diehl, Geschäftsführer der Hofheimer 
Wohnungsbau GmbH, weiß eine gute und konstante 
Zusammenarbeit zu schätzen: „Kooperationen sind 
aus unserer Sicht ein wichtiger Schlüssel, um den 
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Weitere Informationen: www.naheimst.de,  
www.hubitation.de, www.iw2050.de, www.agw-online.de

aktuellen Krisen adäquat zu begegnen. Der Blick über 
den Tellerrand der Wohnungswirtschaft hinaus hat 
sich für uns in vielen Situationen als hilfreich erwie-
sen und das Unternehmen trotz anhaltender Krisen 
in einer wirtschaftlich stabilen Position gehalten. 
Innovative Lösungsanbieter – allen voran Start-ups 
– sowie Kooperationsprogramme wie „Hubitation“ 
bieten sowohl kleinen als auch großen Wohnungs-
unternehmen die Möglichkeit, einen Blick auf andere 
Bereiche und Herangehensweisen zu werfen und sich 
in Krisenzeiten noch stärker zu vernetzen.“

Kooperationsmodell „Initiative Wohnen.2050“
Wie Teile einer Branche sich selbst organisieren, um 
bestmögliche Herangehensweisen in zeitlicher Ska-
lierung gemeinsam zu entwickeln, zeigt die von uns 
angestoßene „Initiative Wohnen.2050“ (IW.2050). Um 
die immensen Aufgaben auf dem Weg zur Klimaneu-
tralität angehen und bearbeiten zu können – damals 
noch mit einem Zeithorizont bis 2050 –, gründeten 
wir 2020 in Berlin diesen Branchenzusammenschluss 
mit ursprünglich 24 Wohnungsunternehmen unter-
schiedlicher Größe, dem GdW und zwei Regionalver-
bänden sowie dem Europäischen Bildungszentrum 
der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft (EBZ). Wir 
sind überzeugt: Die Wohnungswirtschaft hat in ihrem 
Kerngeschäft über Jahrzehnte hinweg große Kom-
petenzen entwickelt, um komplexe gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Problemstellungen gemeinsam 
verantwortungsvoll zu lösen – das sollte auch beim 
Erreichen der Klimaneutralität möglich sein. Heute, 
drei Jahre später, hat die IW.2050 bereits 223 Mitglie-
der – ein Zeichen, dass der von uns eingeschlagene 
Weg der absolut richtige war. Formate und Themen 
haben sich dem Wachstum und der Weiterentwick-
lung des Branchenzusammenschlusses angepasst, 
fachlicher Austausch und Know-how-Transfer wur-
den von Jahr zu Jahr gesteigert. In Web-Seminaren, 
-Dialogen, -Workshops, regionalen Austauschrunden, 
Pioniergruppen und bei Fachkongressen stehen das 
Fachteam sowie ein externer Pool an Expertinnen 
und Experten zur Verfügung. Sie unterstützen, wenn 
es darum geht, CO2-Bilanzierungen des Portfolios 

vorzunehmen, Klimastrategien mit Technik- und 
Finanzplanung zu entwickeln und umzusetzen oder 
ein CO2-Ziel-Monitoring durchzuführen. Drei Excel-
Werkzeuge, die nun kurz vor einem Relaunch stehen, 
sowie ein neues Tool zum Thema Klimarisiken sind 
jederzeit im Zugriff aller Partner. 

Keine Frage – es lohnt sich
Allein 2022 haben über 2.000 Führungskräfte und 
Mitarbeitende aus den IW.2050-Partnerunternehmen 
an den angebotenen Formaten teilgenommen – ein 
zeitintensiver und reger Austausch. Er ist zudem ein 
deutlicher Beleg dafür, wie wichtig vielen Unterneh-
men wie Mitarbeitern der Branche gerade jetzt – in 
diesen instabilen Zeiten – die Zusammenarbeit ist. 
Wirft man einen Blick auf die Abfrageergebnisse des 
zweiten Praxisberichts der IW.2050 (Ende Novem-
ber 2023 erscheint der dritte Praxisbericht), offen-
bart sich, wie sehr Wohnungsunternehmen jeglicher 
Größenordnung diese Art der Zusammenarbeit und 
Kooperationsplattform schätzen. 

Mein Fazit: Auch, wenn im Moment die Flut der 
Aufgaben in den Wohnungsunternehmen zunimmt 
und oftmals auf nur wenige Schultern verteilt werden 
kann, so ist gerade dies ein Anlass, über den Teller-
rand zu schauen und effizienzorientierte Koopera-
tionen zu suchen. Das kann in der eigenen Branche 
sein – lokal, regional oder überregional –, aber auch 
in anderen der Wohnungswirtschaft nahestehenden 
Bereichen wie etwa der Energiewirtschaft. Gerade 
Letztere kann – vor dem Hintergrund der Vorgaben 
der kommunalen Wärmeplanung – ein echter Spar-
ringspartner werden.

Das klingt zunächst nach weiterer Mehrarbeit. 
Aber: Es lohnt sich! Wir haben mit unseren Partnern 
in den Verbänden und Arbeitskreisen, bei „Hubita-
tion“ und in der IW.2050 die Erfahrung gemacht, 
dass andere Erkenntnisse – oder auch nur ein neuer 
Blickwinkel – uns alle schneller weiterbringen. �
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Beim Austausch von Informationen oder Optimierungspotenzialen muss es nicht bleiben. Das zeigt der Start-up-Accelerator „Hubitation“:  
Mittlerweile fünf Partner arbeiten mit der NHW gemeinsam daran, das Know-how von Start-ups und etablierten Wohnungsunternehmen  

zusammenzuführen und die Branche dadurch insgesamt zukunftsfähiger aufzustellen
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I ch beginne mit einem herzlichen 
Glückwunsch und einem Weiter so! 
Die DW wird 75 Jahre – und sie war 
in all den Jahren, die ich sie kenne, 
eine Wissensvermittlerin: damit wir 
alle von den guten Lösungen anderer 

lernen können. Denn der größte Vorteil un-
serer Branche Wohnungswirtschaft ist der 
bereitwillige Wissensaustausch. Schließ-
lich sind die Wohnungsunternehmen – an-
ders als in anderen Branchen – nur sehr 
bedingt Konkurrenten. Das durfte ich, der 
die Wohnungswirtschaft in den letzten 30 
Jahren mit einer Beratungsgesellschaft 
begleitet hat, immer wieder erleben – und habe es 
schätzen gelernt. Viele Lösungen konnten so gemein-
sam entwickelt werden. So soll auch mein persönli-
cher Rückblick Mut machen bei der Bearbeitung der 
künftigen, sehr großen Aufgaben. Beispiele gibt es 
eigentlich zuhauf. Ein Blick zurück und nach vorn!

Die 1990er Jahre
Mit dem Beitritt der ostdeutschen Bundesländer zur 
Bundesrepublik am 3. Oktober 1990 musste sich die 
ostdeutsche Wohnungswirtschaft in kürzester Zeit 
neu erfinden und einen riesigen Investitionsstau ab-
arbeiten. Diese Aufgabe schien kaum lösbar, aber 
der Kraftakt gelang. Bei der Neugestaltung der eige-
nen Unternehmen lernte man von den innovativsten 
westdeutschen Kolleginnen und Kollegen, hinterfrag-
te aber auch kritisch die üblichen Prozesse.

So umfangreich die Umwälzungen auch waren, 
so groß der Erneuerungsbedarf mancher Wohnungs-
bestände auch war, so wollten Wohnungsunterneh-
men aus Magdeburg und Dresden zum Beispiel die 
laufende Instandhaltung nicht mehr mit intrans-
parenten Stundennachweisen bearbeiten. Es wur-
den speziell für die Wohnungswirtschaft definierte 
Einheitspreisabkommen erdacht. Heute ist das ein 
normaler Standard.

Die Einführung preiswerter und massentaugli-
cher PCs ermöglichte den Unternehmen den Aufbau 
digitaler Bestandsdatenbanken, die das Kopfwissen 
einzelner Mitarbeiter für alle Beschäftigten und auch 
für Dritte verfügbar machten. Es begann eine Phase 
der technischen Bestandserfassungen, insbesondere 
von kostenrelevanten Bauteilen. Mittels Bestands- 
und Zustandsdaten konnte von mir eine IT-basierte 
Prognose der Investitionskosten entwickelt werden 
– und ist heute als lebenszyklusbasierte Investitions-
prognose marktetabliert (siehe Abbildung 1). 

Die 2000er Jahre
Ende der 1990er und Anfang der 2000er Jahre be-
gann das Internet seinen Siegeszug. 1994 starteten 
die ersten Suchmaschinen Yahoo und Lycos. Anfang 
der 2000er Jahre entstanden soziale Netzwerke wie 
Facebook und Xing. Die Wohnungswirtschaft nutzte 
das neue Medium insbesondere für die effiziente-
re und schnellere Online-Vermietung. Dieser neue 
Prozess erforderte Wohnungsdaten und Grundrisse 
zum Beispiel für Exposés. So kam es zu einer erneu-

MEILENSTEINE,  ERFOLGE UND KÜNFTIGE HERAUSFORDERUNGEN DER BRANCHE

Besinnung auf die Stärken
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Von Prof. Dr. Norbert Raschper

Betrachtet man die anstehenden Aufgaben der 
Wohnungswirtschaft, könnte man mutlos werden. 
Doch ein Rückblick zeigt: die Branche ist innovativ, 
leistungsstark und kreativ. Sie schafft diese Aufga-
ben, jedoch nicht allein und nicht als Selbstläufer.
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ten Phase der Bestandsdatenerfassung, jetzt speziell 
der Wohnungen. Zielgerichtet und möglichst praxis-
nah wurden neue digitale Möglichkeiten in unserer 
Branche genutzt und schon damals digitale Zwillinge 
erzeugt, ohne das Kosten-Nutzen-Verhältnis aus den 
Augen zu verlieren.

Um die Kommuni-
kation zwischen Woh-
nungsunternehmen und 
Handwerkern/D ienst-
leistern zu verschlanken, 
entstanden Anfang 2000 
die ersten elektronischen 
Handwerkerkopplungen 
für die damals marktfüh-
renden ERP-Systeme. Sie optimierten die Prozesse 
weitreichend, ohne Medienbrüche und entlasteten 
die Mitarbeiter von monotonen Tätigkeiten. 

Die lebenszyklusbasierten Investitionskosten-
prognosen wurden in der Branche zunehmend ge-
nutzt. Angespannte Vermietungsmärkte mit regio-
nal großen Leerständen erforderten aber zusätzlich 
eine kaufmännische Bewertung zukünftiger Investi
tionsrisiken. So wurde die technische Sicht um die 
IT-gestützte Wirtschaftlichkeitsberechnung in Ver-
bindung mit einer Standortbewertung erweitert. 
2003 entwickelten unter anderem Heiner Kook und 
Manfred Sydow bei der Halleschen Wohnungsgesell-
schaft mbH in Halle/Saale den noch heute etablierten 
drei-dimensionalen Portfoliowürfel zur strategischen 
Bestandsentwicklung. Die IT-gestützte Portfolio-

analyse mit den drei Dimensionen wurde zeitgleich 
durch die iwb mit IGIS realisiert (siehe Abbildung 2) 
und in Bremen, Wuppertal und Braunschweig in den 
Praxisbetrieb von Wohnungsunternehmen überführt.

Anfang der 2000er Jahre durchlebte die Woh-
nungswirtschaft eine sehr 
brisante Zeit. So kauften 
insbesondere angloame-
rikanische (oft als „Heu-
schrecken“ bezeichnete) 
Investoren große Woh-
nungsunternehmen auf. 
Es entspann sich eine 
sehr kontroverse Diskus-
sion über die Existenzbe-

rechtigung kommunaler und industrieverbunde-
ner Wohnungsunternehmen. Diese Diskussion und 
der steigende Renditedruck durch Forderungen zur 
Gewinnausschüttung führten unter anderem dazu, 
sich auf den Shareholder-Nutzen zu fokussieren, 
um einen Verkauf zu vermeiden. Kommunale Woh-
nungsunternehmen übernahmen vermehrt auch das 
Facilitymanagement kommunaler Immobilien, wie 
zum Beispiel der Schulen. Strategische Bestandsent-
wicklung, Risikomanagement, „Stadtrendite“ (siehe 
auch den Beitrag auf Seite 86 dieser Ausgabe) und 
lukrative Geschäftsfelderweiterungen wurden wich-
tige Aspekte der Unternehmensführung und trieben 
die Branche. 

In einzelnen Regionen Deutschlands stiegen die 
Leerstände deutlich an. Damit der mit dem Mie-

Der Erneuerungsbedarf des ostdeutschen Wohnungsbestands war in den 1990er Jahren groß. Mit eigens definierten 
Einheitspreisabkommen schufen erste Wohnungsunternehmen eine Innovation, die heute zum Standard geworden ist

Die Wohnungswirtschaft hat in den 
letzten 30 Jahren viele schwere Auf-
gaben erfolgreich gemeistert. Ihr Mut 
und Veränderungswillen schafft die 

nötigen Optimierungspotenziale.
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arbeiteten Energiedaten für eigene Energiebench-
marksysteme und begannen schon damals, das Ver-
brauchsverhalten der Mieter zu beeinflussen.

Die 2010er Jahre bis heute
Ab 2010 gefährdete der Handwerkermangel in vielen 
Regionen die Versorgung mit Bauleistungen beson-
ders im laufenden Tagesgeschäft und bei Neuver-
mietung. Viele Wohnungsunternehmen reagierten 
darauf, indem eigene Regiebetriebe aufgebaut und als 
Profitcenter wirtschaftlich betrieben wurden.

Die Sensibilisierung für energetische Themen und 
die Suche nach kostengünstigen Energieeinsparmaß-
nahmen nahm weiter zu. In einem Projekt bewertete 

terwechsel einhergehende Instandsetzungs- und 
Modernisierungsbedarf besser geplant und der Ar-
beitsprozess vereinfacht werden konnten, wurde 
zunehmend mobile IT bei der Wohnungsabnahme 
eingesetzt. Um die Mieter stärker an sich zu binden, 
erlaubte als eines der ersten Wohnungsunterneh-
men eine Genossenschaft aus Essen ihren Mietern, 
Handwerksleistungen der laufenden Instandhaltung 
direkt beim Handwerker zu bestellen – die Mieter-
selbstbestellung war geboren.

Spätestens mit der EnEV 2007 erhielt das Ener-
giesparen im Gebäudesektor eine große Bedeutung. 
Die Energieausweise für Bestandsgebäude wurden 
Pflicht. Innovative Vermieter nutzten die darin ver-
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2015 erstmalig ein großes Wohnungsunternehmen 
aus NRW die Anlageneffizienz von circa 4.100 Hei-
zungsanlagen ihres Bestands. Ohne aufwendige Sen-
sorik, nur mittels vorhandener Daten, wurden viele 
Optimierungspotenziale gefunden. Die Erkenntnis 
in der Branche reifte, dass das zyklische Monitoring 
vorhandener Heizungen eine hohe Anlageneffizienz 
sichert und den Energieverbrauch ohne Komfortein-
schränkungen für die Mieter reduziert.

Die Migrationswelle ab dem Jahr 2015 mit dem 
Zuzug hunderttausender Menschen in sehr kurzer 
Zeit verknappte das Wohnungsangebot in Deutsch-
land massiv. Und wieder suchte die Wohnungswirt-
schaft erfolgreich nach Lösungen, um das Wohnraum
angebot auszuweiten – zuerst mit Behelfsbauten, 
später bei schon massiv steigenden Neubaukosten 
durch eigene modulare oder serielle Baukonzepte. 
Auch den politischen Forderungen nach Neubau nahm 
sich die Wohnungswirtschaft an. Die GdW-Rahmen-
vereinbarung zum seriellen und modularen Bauen 
schuf 2018 erstmalig den Rahmen, dass Wohnungs-
unternehmen angesichts stark steigender Neubau-
kosten und hoher Auslastungen der Bauunternehmen 
Kosten- und Zeitvorteile realisieren können. 

Spätestens im Vorfeld der Diskussion über das 
Klimaschutzgesetz wurden ab 2020 die Forderungen 
an die Immobilienbranche immer drängender. In ei-
ner Entwicklungskooperation mit den kommunalen 
Wohnungsunternehmen aus Bremen, Schweinfurt 
und Stuttgart konnte die iwb erstmalig die vorhan-
denen Konzepte der gebäudespezifischen Portfolio-
Analyse um den Klimaschutz erweitern und praxisnah 
in ihrem Tool „IGISsix“ abbilden.

Zurückblicken macht Mut
Dieser persönliche Rückblick kann auch für die Zu-
kunft Perspektiven aufzeigen. Insbesondere macht 
er Mut. Denn er macht deutlich: Die Wohnungswirt-
schaft fand immer wieder erfolgreich Antworten auf 
große Herausforderungen. Sei es die Portfolioanalyse 
in den 1990er Jahren zum wirtschaftlichen Abbau des 
Investitionsstaus, die Verlängerung der Wertschöp-
fungsketten durch neue Geschäftsfelder als Reaktion 
auf den Privatisierungsdruck der 2000er Jahre oder 
die Entwicklung serieller oder modularer Bauweisen 
zur Eindämmung der Neubaukosten bei extrem stei-
genden Baupreisen ab den 2010er Jahren. 

Gleichzeitig nutzte die Branche immer wieder 
sich auftuende Chancen zur Prozessoptimierung, 
wie zum Beispiel die ersten Digitalisierungsschrit-
te durch die Online-Vermarktung von Wohnungen, 
die elektronische Handwerkerkopplung, den Einsatz 
mobiler IT im Vermietungsprozess oder der Aufbau 
eigenen Kundenplattformen zur Steigerung der Kun-
denbindung in Leerstandszeiten.

Der Ausblick zeigt Veränderungsbedarf
Die Fähigkeit, erfolgreich auf externe Anforderun-
gen zu reagieren oder bietende Chancen zu nutzen, 

wie zum Beispiel die Geschäftsfeldausweitung oder 
Prozess-/Strukturoptimierung, ist eine Stärke, die 
wir in der Zukunft sehr deutlich benötigen. Gleich-
zeitig müssen wir aber auch unseren Innovationsmut 
steigern und gute Lösungen schneller in die Breite 
ausrollen. Gerade bei technischen Lösungen sind 
Partnerschaften mit der Industrie viel stärker zu 
nutzen. Wir sollten bisherige Handlungsmuster in 
den Unternehmen viel kritischer hinterfragen, Op-
timierungen konsequenter angehen und auch gute 
Ideen anderer Akteure – zum Beispiel von Start-ups 
– zügig adaptieren.

Der Blick in die Zukunft zeigt zahlreiche große 
Herausforderungen für die Wohnungswirtschaft, die 
wir nur mit Mut, Veränderungswillen und Tatkraft 
sowie der ausdrücklichen Unterstützung Dritter be-
wältigen können. Ich erlaube mir, dazu einige Vor-
schläge und Hinweise zu unterbreiten: 

NEUBAU ODER BESTANDSMODERNISIERUNG

Sozialverträgliche Mieten waren im Neubau bei den 
stark gestiegenen Baukosten der letzten Jahre kaum 
noch zu erreichen. Auch die stark ansteigenden Kre-
ditzinsen machen den Neubau noch unattraktiver. 
Nur mit einer deutlich besseren Förderkulisse bei 
gleichzeitiger Vereinfachung der Bauanträge und 
insbesondere der Reduzierung baulicher Standards 
kann der Neubau reaktiviert werden. Aber auch dann 
scheint das angestrebte Ziel der 400.000 Neubau-
wohnungen pro Jahr unerreichbar.

Angesicht der sehr großen Investitionen in den 
Bestand sollten sich die Wohnungsunternehmen auf 
die Bestandsentwicklung konzentrieren. Hier können 
deutlich größere Effekte für Mieter, Klimaschutz und 
die Ertragskraft der Unternehmen generiert werden. 
Statt knappe Finanzen in den Neubau mit deut-
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lich über 4.000 €/m² Wohnfläche zu stecken, kann 
dafür mehr als die doppelte Wohnfläche im Bestand 
komplett modernisiert werden. Zur Erleichterung der 
Bestandsmodernisierung ist aber die Reduzierung 
baulicher Standards zum Beispiel in einer Umbau-
ordnung als Modifizierung der Landesbauordnungen 
wichtig.

DER INVESTIT IONSBEDARF DER ZUKUNFT

Der Gebäudebestand fordert zukünftig deutlich 
höhere Investitionen als in der Vergangenheit. Der 
Alterungsprozess unserer Immobilien erzwingt be-
sonders bei den Nachkriegsbauten beziehungsweise 
den Baujahren 1970 bis 1990 einen neuen Investi
tionszyklus (siehe Abbildung 3).

Um die älter werdenden Mieter länger in ihren 
Wohnungen halten zu können, sind bauliche Barrieren 
in unseren Gebäuden zu beseitigen. Hier besteht gro-
ßer Nachholbedarf, da altengerechte Mietwohnungen 
bisher noch Mangelware sind (siehe auch Seite 36 in 
dieser DW). Unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
ist zumindest die (nicht genormte) Barrierefreiheit 
anzustreben. Instandsetzung, Vollmodernisierung 
und einfache Maßnahmen der Barrierefreiheit kosten 
im Unternehmensmittel brutto etwa 700 bis 1.500 €/
m² Wohnfläche in den nächsten 20 Jahren. 

Mit dem Klimaschutz kommt jetzt eine weitere 
kostenintensive Aufgabe hinzu (siehe Abbildung 4). 
Die energetische Aufwertung der Gebäudehülle bis 
zum wirtschaftlichen Niveau EH 70 sowie die Dekar-
bonisierung der Energieversorgung erfordert nach 
meinen Erfahrungen aus mehr als 80 Klimaschutz-
konzepten weitere Bruttobaukosten von etwa 250 bis 
750 €/m² Wohnfläche bis 2045. Schwerpunkt der Kli-
maschutzstrategie darf aber nicht die unwirtschaft-
liche Erhöhung energetischer Standards, sondern 
muss die Dekarbonisierung der Energieversorgung 
sein, da nur so die CO2-Emissionen bis 2045 auf „net-
to null“ sinken können.

Diese Investitionen sind aus eigener Kraft 
nicht (re)finanzierbar. Es bedarf einer großen ge-
samtgesellschaftlichen Anstrengung, unsere Woh-

nungsbestände bei sozialverträglichen Mieten an 
die Zukunftsanforderungen anzupassen. Hier sind 
langjährige, große Fördermittelprogramme aufzule-
gen mit der entsprechenden Planungssicherheit für 
alle Beteiligten.

Große Hoffnungen liegen auch in der kommu-
nalen Wärmeplanung bis spätestens 2028, denn die 
Dekarbonisierung der Energieversorgung ist nicht 
nur eine Geldfrage. Sie erfordert auch das effiziente 
Zusammenspiel mit der kommunalen Fernwärme, 
mit den lokalen Energieversorgern zum Beispiel beim 
Aufbau von Nahwärmeinseln oder mit Contractoren, 
die mit Fachwissen und eigenem Kapital Heizungsan-
lagen dekarbonisieren. Hier drängt die Zeit sehr, da 
nach den Konzepten bis 2028 ja erst die Umsetzung 
zum Beispiel neuer Fernwärmetrassen erfolgen muss.

AUFBAU VON BESTANDSDATENBANKEN

Sowohl die strategische Investitionsplanung als 
auch das Optimieren der Bestandsbewirtschaftung 
beispielsweise bei Wartung und Grünpflege oder 
die mietspiegelkonforme Mietenkalkulation benö-
tigen Bestandswissen. Neben investitionskosten- 
oder miethöherelevanten Bauteilen sind auch ein 
Heizungsanlagenkataster, Energieverbrauchsdaten 
oder ein Außenflächenkataster erforderlich. Im Ge-
bäudebestand ist ein digitaler Zwilling mit BIM flä-
chendeckend und wirtschaftlich nicht erstellbar. 
Der Aufbau von digitalen Bestandsdatenbanken mit 
einer dauerhaft pflegbaren Datentiefe erzeugt da-
gegen aber wirtschaftlich tragbar eine sehr valide, 
notwendige Basis vieler zukünftiger Unternehmens-
entscheidungen.

DIE (RE)F INANZIERUNG DER ZUKÜNFTIGEN  
INVESTIT IONEN

Der starke Anstieg der Kreditzinsen von unter 1 % auf 
deutlich mehr als 3 % verteuert die erforderlichen 
Investitionen sehr deutlich. Umso wichtiger wird es, 
dass jedes Wohnungsunternehmen sich zukünftig 
auf die Einwerbung von Fördermitteln im Windhund-
rennen konzentriert. Gut aufgestellte Wohnungs-
unternehmen besitzen aktuelle, gebäudespezifische 
Investitionspläne und entsprechendes Personal, um 
daraus schnell zielgerichtete Förderanträge je nach 
Ausgestaltung eines Förderprogrammes stellen zu 
können. 

Die hohen Investitionen der Zukunft sind lang-
fristig finanziell, bilanziell und kapazitiv zu planen. 
Die bisherigen fünfjährigen Investitionspläne sind 
dazu nicht geeignet. Diese sind für die kurzfristige 
Finanzdisposition wichtig, sollten jedoch um eine 
20-jährige Investitionsplanung bis zum Ende der 
Klimaschutzphase 2045 ergänzt werden. Natürlich 
wird eine Prognose bei so einem langen Zeitraum 
ungenauer – sie ist daher jährlich fortzuschreiben. 

Mit dem Einsatz großer Investitionssummen er-
hält das Aktivieren von Baumaßnahmen eine noch 
größere Bedeutung. Für eine ausgewogene Bilanz ist Ab
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Abb. 4: 

Strategiestufen zur Klimaneutralität

Minimieren
·	� Optimierung Gebäudehülle
·	�� Heizungsoptimierungen
·	�� Verbrauchsverhalten Mieter

Substituieren
·	� Dekarbonisierung TGA  

und Fernwärme
·	�� Quartierslösungen

Restmenge: 
Kompensieren

·	� Bau von CO2-Senken
·	 PV-Überschuss-Strom 
·	 Zertifikate
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diese Aktivierung essenziell. Werden insbesondere 
die Klimaschutzinvestitionen als Aufwand betrachtet, 
kippt jede Bilanz. In enger Abstimmung mit dem GdW 
und den Prüfern der Regionalverbände sind daher 
analog zu den Investitionsplänen auch Planbilanzen 
über 20 Jahre aufzustellen. Besonderes Augenmerk 
verlangt es dabei, die Investitionen auf die mindes-
tens drei der fünf erforderlichen Kriterien zur Akti-
vierbarkeit zu verteilen. 

DIE ANFORDERUNGEN AN DAS  
BERICHTSWESEN GEGENÜBER DRITTEN

An Wohnungsunternehmen werden zukünftig im-
mer mehr Informationsanforderungen gestellt. Jedes 
Wohnungsunternehmen ist gehalten, eine CO2-Bilanz 
zur Standortbestimmung zu erarbeiten und jährlich 
zur Erfolgskontrolle fortzuschreiben. Spätestens im 
Lagebericht der Bilanz 2025 wird dies auch für kleine 
Unternehmen sehr wichtig.

Die durch die EU beschlossene Taxonomie ver-
pflichtet den Finanzsektor, die Nachhaltigkeit ihrer 
Finanzaktivitäten zu kontrollieren und zu dokumen-
tieren. Kredite für beispielsweise nicht nachhaltige 
Immobilienfinanzierungen müssen mit einer höheren 
Eigenkapialquote durch die Bank unterlegt werden 
und sind damit teurer oder für die Bank sogar un-
attraktiv. Die Wohnungsunternehmen sollten sich 
daher darauf einstellen, dass Kreditanträge zukünf-
tig durch die Banken mit den ESG-Kriterien abge-
glichen werden. Je besser Sie die ESG-Konformität 
Ihrer Investition zum Beispiel über einen Klimapfad 
2030/2045 belegen können, desto attraktiver ist die 
Kreditvergabe auch für Ihre Bank.

DER FACHKRÄFTEMANGEL IN DEN  
WOHNUNGSUNTERNEHMEN

Der Fachkräftemangel ist allgegenwärtig und wird 
auch die Wohnungsunternehmen massiv treffen. So-
bald die Babyboomer in Rente gehen, fehlen auch hier 
Arbeitskräfte. Der „war for talents“ fordert auch in 
der Wohnungswirtschaft attraktive Arbeitsbedingun-
gen, die unter anderem Homeoffice beinhalten. Das 
Konzept „New Work“ ist keine neumodische Phrase, 
sondern beschreibt die Änderung der Arbeitswelt. 
Jedes Unternehmen tut gut daran, sich bald mit den 
Arbeitsbedingungen sowie der Aufbau- und Ablauf

organisation zu beschäftigen und diese an heutige An-
sprüche anzupassen. Dies erfordert eine Interaktion 
mit den Beschäftigten und nicht nur die Einführung 
eines IT-Tools – und ist in jedem Fall „Chefsache“.

Besonders wichtig ist diese Prozessverschlan-
kung beim Umsetzen von Modernisierungsmaßnah-
men. Wenn wir zukünftig mehr investieren müssen, 
bedeutet dies mehr Bauprojekte, die in gleicher Zeit 
realisiert werden sollen. 

Fazit
Das Abschneiden alter Zöpfe fordert Mut und Ver-
änderungswillen, schafft aber auch Optimierungs-
potenziale, die wir dringend brauchen. Die Woh-
nungswirtschaft hat in den letzten 30 Jahren jedoch 
viele schwere Aufgaben erfolgreich gemeistert. Die 
Wohnungsunternehmen haben sich zusammen mit 
ihren Partnern immer wieder auch neuer Chancen 
nutzbringend bedient. Viele zukünftige Aufgaben 
können wir alleine lösen, müssen uns dazu aber stark 
verändern. Der Wille zur schnellen Veränderung ist 
Grundlage für das zukünftig erfolgreiche Agieren.

Die Wohnungsunternehmen wollen und werden 
ihren Beitrag auch in Zukunft leisten. Aber sie sind 
auch auf andere angewiesen – sei es bei der Förde-
rung, der ESG-konformen Finanzierung, den Bilan-
zierungsregelungen, dem rechtlichen Rahmen für 
Mietrecht oder Klimaschutz, den Baustandards, der 
Bauumsetzung oder den Innovationen. Wir schaffen 
auch die zukünftigen Aufgaben – aber nicht alleine! 
Die Politik muss die Belange der sozialen Wohnungs-
wirtschaft ernst nehmen und in ihren Entscheidun-
gen berücksichtigen.�

Immer mehr Wohnungsunternehmen führen ein laufendes Monitoring der Heizungsanlagen 
durch, um die Anlageneffizienz zu erhöhen und den Energieverbrauch zu reduzieren 
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NACHHALTIGKEIT

Der große Konflikt:  
Sozial versus ökologisch
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Von Christian Hunziker

Nachhaltigkeit ist eines der großen Themen unse-
rer Zeit. Ein Blick zurück zeigt, wie sich der Begriff in 
den letzten 20 Jahren wandelte. Und ein Blick in die 
Zukunft verdeutlicht, dass die eigentliche Aufgabe der 
Wohnungswirtschaft noch bevorsteht: die Versöhnung 
der ökologischen mit der sozialen Nachhaltigkeit.

G laubt man Umfragen, so leben wir in 
äußerst nachhaltigen Zeiten. Jeden-
falls erklären 61 % der Mieterinnen 
und Mieter, welche die Beratungs-
gesellschaften Analyse & Konzep-
te sowie Inwis für die GdW-Studie 

„Wohntrends 2040“ befragt haben, Klimaneutralität 
sei in den nächsten Jahren die wichtigste 
Herausforderung für die Menschheit. So-
gar 62 % stimmen der Aussage zu, dass ein 
energiebewusstes Verhalten für sie sehr 
wichtig sei. Entsprechend hoch sind auch 
die Erwartungen an die Vermieter: 61 % 
der Befragten finden es wichtig oder sehr 
wichtig, dass sich ihr Vermieter Nachhal-
tigkeitsthemen widmet. 

Alles nachhaltig also? Ganz so einfach 
ist es nicht. Denn mit der Nachhaltigkeit 
ist es so eine Sache: Jeder findet sie ir-
gendwie gut, aber keiner weiß genau, was 
damit gemeint ist. „Es geht ihr nicht gut, 
der Nachhaltigkeit“, schrieb der Journalist Thomas 
Ramge schon vor mehr als zehn Jahren. „Sie hat zu 
viele Freunde gefunden, auch falsche.“ Susanne Risch, 
Chefredakteurin des Wirtschaftsmagazins Brandeins, 
hält fest: „Bei Nachhaltigkeit schwingt alles Mögliche 
mit – und nur Gutes. Das sollte uns stutzig machen.“ 
Wobei das keine neue Entwicklung ist – jedenfalls 
hieß es schon 2010 in dem unter anderem vom Im-
mobilienverband IVD herausgegebenen „Immobilien 
Jahrbuch“: „Landauf, landab wird angeblich nachhal-

tig geplant, nachhaltig gebaut und nachhaltig inves-
tiert – mit der Folge, dass man das Wort eigentlich 
gar nicht mehr hören will.“

Ein Begriff,  
zwei Bedeutungen

Nun, man hört das Wort immer noch mindestens so 
oft wie vor 13 Jahren. Dabei ist allerdings nicht selten 
unklar, was damit gemeint ist. Denn der Duden kennt 
zwei Bedeutungen: Nachhaltigkeit bedeutet demnach 
zum einen eine längere Zeit anhaltende Wirkung, 
zum anderen das „Prinzip, nach dem nicht mehr ver-
braucht werden darf, als jeweils nachwachsen, sich 
regenerieren, künftig wieder bereitgestellt werden 
kann“. Ein leckgeschlagener Öltanker kann also die 
Umwelt nachhaltig schädigen, obwohl das ganz be-
stimmt nicht nachhaltig im ökologischen Sinn ist.

Der Begriff der Nachhaltigkeit in der zweiten 
Bedeutung des Dudens geht übrigens auf das frühe 
18. Jahrhundert zurück. 1713 schrieb der sächsische 
Oberberghauptmann Hans Carl von Carlowitz in ei-
nem forstwirtschaftlichen Standardwerk, Holz sei so 
anzubauen, „dass es eine kontinuierliche, beständige 
und nachhaltende Nutzung gebe“. In jüngerer Zeit 
prägend wurde die Definition der von den Verein-
ten Nationen eingesetzten Umweltkommission (der 
sogenannte Brundtland-Bericht): Eine nachhaltige 
Entwicklung bedeutet demnach, dass „die Bedürfnis-
se der Gegenwart erfüllt werden, ohne die Fähigkeit 
künftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen 
Bedürfnisse zu befriedigen“. 

Christian  
Hunziker

freier  
Immobilienjournalist

BERLIN
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der Vorstellung des Papiers, „gewinnt die Nachhal-
tigkeitsberichterstattung noch weiter an Bedeutung, 
da mit der Novellierung der CSR-Richtlinie der Kreis 
der verpflichteten Unternehmen deutlich erweitert 
und das Thema Nachhaltigkeit von der Freiwilligkeit 
zur gesetzlichen Verpflichtung aufgewertet wird.“

Tatsächlich haben sich die regulatorischen Vor-
gaben – und damit sind wir in der dritten Phase der 
Nachhaltigkeit – deutlich verschärft. Die von Ge-
daschko erwähnte Novellierung der CSR-Richtlinie 
(Corporate Social Responsibility Directive) der EU 
trat Anfang 2023 in Kraft. Schon 2021 verabschiede-
te die Europäische Kommission die EU-Taxonomie, 
die Kriterien für nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten 
festlegt und ihrerseits auf dem EU-Aktionsplan „Sus-
tainable Finance“ aufbaut. Dieser verfolgt das Ziel, 
Kapitalflüsse in ökologisch nachhaltige Aktivitäten 
zu lenken. Auf nationaler Ebene gilt zudem das Ziel 
der Bundesregierung, Deutschland bis zum Jahr 2045 
klimaneutral zu machen. All dies trägt dazu bei, dass 
Wohnungsunternehmen sich dem Thema Nachhal-
tigkeit nicht mehr verweigern können.

Wo bleibt die soziale Nachhaltigkeit?
Doch obwohl sich scheinbar alle für Nachhaltigkeit 
begeistern, mehren sich kritische Stimmen, die da-
vor warnen, den Blick einseitig auf die ökologischen 
(oder gar nur energetische) Aspekte zu richten und 
die sozialen Themen außer Acht zu lassen. Denn 
Nachhaltigkeit umfasst auch die soziale Thematik, 
wie aus der heute gebräuchlichen englischen Ab-
kürzung ESG hervorgeht: E steht bekanntlich für 
Environmental (Umwelt), S für Social (Soziales) und 
G für Governance (gute Unternehmensführung). 

Wie die Wohnungswirtschaft einen Beitrag zum Klimaschutz  
leisten kann, beschäftigt viele Unternehmen

Drei Phasen der Nachhaltigkeit
Erschienen ist der Brundtland-Bericht 1987. Bis sich 
der Begriff der Nachhaltigkeit in der Wohnungs-
wirtschaft durchsetzte, dauerte es noch eine ganze 
Weile. Als die DW 2009 ein Sonderheft über Nach-
haltigkeitsthemen herausgab, lief dieses nicht unter 
dem Schlagwort Nachhaltigkeit, sondern unter dem 
Begriff „Green Building“. Allerdings hatte zu diesem 
Zeitpunkt die Nachhaltigkeitsdiskussion bereits Fahrt 
aufgenommen, befördert nicht zuletzt durch die 
Gründung der Deutschen Gesellschaft für Nachhal-
tiges Bauen (DGNB) im Jahr 2007. Diese entwickelte 
ein Zertifizierungssystem für nachhaltige Immobi-
lien, das von der Wohnungswirtschaft anfänglich 
skeptisch beäugt wurde. 2012 reagierte der GdW 
Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobili-
enunternehmen e. V. zusammen mit weiteren Verbän-
de und etablierte das eigene Zertifizierungssystem 
Nachhaltiger Wohnungsbau (NaWoh), das bis heute 
angewendet wird (siehe hierzu DW 9/2023, Seite 24 ff. 
und Seite 28 ff.).

Die Diskussion über Sinnhaftigkeit und Auswir-
kungen von Zertifikaten prägte die Jahre um 2010. 
Eine neue Phase leitete der GdW 2014 ein, als er 
eine branchenspezifische Ergänzung des Deutschen 
Nachhaltigkeitskodex (DNK) vorlegte und damit klar 
definierte Kriterien für die Nachhaltigkeit von Woh-
nungsunternehmen entwickelte. In dieser Anleitung 
für die Erstellung von Nachhaltigkeitsberichten spiel-
ten erstmals auch Aspekte der nachhaltigen Unter-
nehmensführung eine Rolle. 2022 überarbeitete der 
GdW diese branchenspezifische Ergänzung. „Aktuell“, 
begründete dies GdW-Präsident Axel Gedaschko bei 

Quelle: Bundesstiftung Baukultur; Design: Heimann + Schwantes (vereinfachte Darstellung: Haufe)

Klimafaktor Bauen weltweit
Anteile verschiedener Sektoren an den weltweiten energiebedingten 
CO2-Emissionen des Jahres 2020

* Untersuchungen, die auch die prozessbedingte Freisetzung von Treibhausgasen sowie jene Emis-
sionen durch Herstellung und Abriss berücksichtigen, die üblicherweise anderen Kategorien wie 
Industrie oder Mobilität zugeschrieben werden, beziffern den Anteil des Bau- und Gebäudesektors 
sogar auf mehr als 50 %.
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bleiben. „Da den richtigen Weg zu finden, treibt viele 
Vorstände und Geschäftsführer um.“

Noch weiter geht mit Katharina Metzger, der 
Präsidentin des Bundesverbandes Deutscher Bau-
stoff-Fachhandel e. V., eine Vertreterin der Baustoff-
industrie. Sie fordert eine Senkung der energetischen 
Anforderungen und begründet dies damit, dass „die 
hohen Energiestandards mit Blick auf das Geld, das 
die Menschen fürs Wohnen ausgeben können, hinten 
und vorne nicht funktionieren“. Metzger spricht von 
einer „Energiesparschraube“, die „eindeutig über-
dreht“ sei, und betont: „Der Neubau scheitert vor 
allem an überzogenen Energiestandards.“

Graue und „goldene“ Energie
Hinzu kommt ein neuer Aspekt, den vor allem Archi-
tekten und Planer betonen. Sie fordern dazu auf, die 
Energiebilanz von Gebäuden ganzheitlich zu betrach-
ten und dabei den gesamten Lebenszyklus in den 
Blick zu nehmen. Dabei sei auch die graue Energie 
zu berücksichtigen, also diejenige Energie, die für 
die Erstellung von Gebäuden benötigt wird. Dann 
könnten vermeintlich höchst energieeffiziente Neu-
bauten nicht mehr ganz so vorbildlich sein. So kam 
das Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie Ab
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Dass die Verteilungskämpfe insbesondere zwischen 
dem E und dem S zunehmen, geht aus den Worten 
von GdW-Präsident Axel Gedaschko hervor: „Beim 
nachhaltigen Wohnen klafft eine große Lücke: wach-
sendes Klimabewusstsein der Mieterinnen und Mieter 
auf der einen, aber weniger Geld im Portemonnaie 
auf der anderen Seite.“

Ins gleiche Horn blasen andere Vertreter der 
Wohnungswirtschaft. „Bezahlbares Wohnen wird 
zur wichtigsten strategischen Herausforderung der 
nächsten Jahre“, sagt Frank Emrich, der Verbands-
direktor des Verbandes Thüringer Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft e. V. (vtw). Er fordert Konzepte, 
„um den Menschen, die kaum finanziellen Spielraum 
haben, die Angst vor der klimaneutralen Zukunft zu 
nehmen“. Ganz ähnlich äußerte sich im Interview 
mit der DW (DW 7/2023, Seite 4) Andreas Breitner, 
Verbandsdirektor des Verbands norddeutscher Woh-
nungsunternehmen e. V. (VNW): Es gelte, steigende 
Baukosten, Energiewende und bezahlbares Woh-
nen miteinander zu versöhnen. „Das Erreichen von 
Klimaneutralität ist mit hohen Investitionen in den 
Wohnungsbestand verbunden“, gibt Breitner zu be-
denken. Dabei müssten die Mieten für Menschen 
mit mittlerem und kleinem Einkommen bezahlbar 

Wohntrends 2040
Für einen großen Teil der Mieterinnen und Mieter ist Nachhaltigkeit wichtig, wie aus der Studie „Wohntrends 2040“ hervorgeht

Quelle: Analyse & Konzepte/InWIS, Wohntrendbefragung 2022

Bei Lebensmitteln achte ich darauf, nachhaltig 
zu kaufen (zum Beispiel Bio-Siegel, Fairtrade-
Siegel, nachhaltiger Fischfang etc.).
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Klimaneutralität ist die wichtigste Herausfor-
derung für die Menschheit in den nächsten 
Jahren.
Für nachhaltige und/oder klimafreundliche 
Produkte bin ich bereit mehr Geld auszugeben.
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in einer im Auftrag der Bundesstiftung Baukultur 
durchgeführten Studie zum Ergebnis, dass ein im 
Jahr 2020 errichteter energieeffizienter Neubau bis 
zum Jahr 2050 eine dreimal so hohe CO2-Bilanz hat 
wie ein saniertes Bestandsgebäude.

„Betrachtet man das Bauen also ganzheitlich, 
ist die Umweltbilanz von Bestandsbauten durchaus 
positiv“, heißt es bei der Bundesstiftung Baukultur. 
„Was schon da ist, muss nicht erst energieaufwendig 
gebaut, hergestellt und über weite Wege transpor-
tiert werden.“ Die Stiftung fordert deshalb die Eta-
blierung einer „neuen Umbaukultur“ und verknüpft 
dies mit baukulturellen Anliegen. „Es geht nicht nur 
um die reine Notwendigkeit des Klimaschutzes“, sagt 
Reiner Nagel, Vorstandsvorsitzender der Bundes-
stiftung Baukultur. Mit Bestandserhalt und -umbau 
könne man darüber hinaus echten Mehrwert für die 
Gesellschaft generieren. Analog zur grauen Energie 
spricht Nagel von goldener Energie, womit er die 
immateriellen, ideellen Werte von Bauwerken meint 
(siehe DW 3/2023, Seite 42).

Für die Wohnungswirtschaft ist das ein brisantes 
Thema, da Ersatzneubau – also der Abriss von älteren 
Wohngebäuden und deren Ersetzung durch energie-
effiziente Neubauten – für nicht wenige Unterneh-
men ein wichtiger Bestandteil ihrer Geschäftspolitik 
ist. Widerstand dagegen kommt auch von Mieterin-
nen und Mietern, wobei diese weniger von Überle-
gungen über die goldene Energie motiviert sind als 
von der Angst, verdrängt zu werden. Entsprechende 
Erfahrungen musste beispielsweise die Familienheim 
Freiburg Baugenossenschaft eG machen: Gegen ihre 
Pläne für einen Ersatzneubau im Freiburger Stadtteil 
Wiehre wehrte sich eine Anwohnerinitiative – mit 

Erfolg: 2021 einigten sich Genossenschaft und Stadt 
Freiburg auf ein Moratorium; nun sollen erst 2026 
konkrete Planungen für die Weiterentwicklung des 
Quartiers beginnen.

Weitere Beispiele für den Konflikt zwischen öko-
logischer und sozialer Nachhaltigkeit finden sich in 
vielen Städten. In Frankfurt am Main zum Beispiel 
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ESG-Maßnahmen und Aktionsfelder für die Immobilienwirtschaft

Quelle: PwC, Studie „Social Value in der Wohnungswirtschaft. Eine Untersuchung zu den Kriterien sozialer Nachhaltigkeit bei Wohnimmobilien“, Juni 2023

Das S gewinnt an Bedeutung
Soziale Kriterien werden für immer mehr Wohnungsunternehmen wichtig. 
Das geht aus einer Studie hervor, die die Beratungsgesellschaft PwC im 
August 2023 gemeinsam mit dem GdW Bundesverband deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen e. V. vorgelegt hat. Wie die Befra-
gung von 18 Wohnungsunternehmen unterschiedlicher Sparten gezeigt 
hat, integrieren 72 % der befragten Marktteilnehmer soziale Aspekte (den 
Social Value) bei unternehmerischen Entscheidungen. 22 % haben Beden-
ken bei der Berücksichtigung des Social Value in ihrem Geschäftsalltag, 
da derzeit noch keine einheitlichen Standards existierten.

Als Grundlage für die Messung des Social Value haben PwC und GdW  
fünf Kategorien mit insgesamt 24 Kriterien formuliert (siehe Tabelle auf 
Seite 90 oben), nämlich:
·	� Höhe der Miete,
·	� Quartiersqualität (unter anderem Grünflächen, Pflegestützpunkte,  

Kinderbetreuungsangebote),
·	� Gemeinschaft (unter anderem gemeinsame Veranstaltungen),
·	� Wohnqualität (unter anderem barrierearme Mietflächen, gemeinsame 

Grünflächen, Fahrradstellplätze),
·	� Sicherheit (unter anderem einsehbare Hauseingänge, einbruchs

hemmende Wohnungstüren).

Die Studie zum Download:  
www.pwc.de/de/real-estate/social-value-in-der-wohnungswirtschaft.html
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Höhe der Miete Quartiersqualität Gemeinschaft Wohnqualität Sicherheit

·	� Kaltmieten unterhalb 
des Marktdurch-
schnitts

·	� Grünflächen

·	� (Kinder)Betreuungs
angebote

·	� Schnellladesäulen

·	� Pflegestützpunkte

·	� Paketabholstationen

·	� Generationsgerechte 
Flächen

·	� Gemeinsame  
Veranstaltungen

·	� Fahrradabstellplätze

·	� Barrierefreier  
Zugang

·	� Barrierearme  
Mietflächen

·	� Gemeinsame  
Grünflächen

·	� Stellplätze für  
Kinderwagen

·	� Private  
Außenflächen

·	� Nutzungsfreundliche 
Mülltrennung

·	� Stellplätze für  
Rollatoren

·	� Gestaltung der  
Treppenhäuser

·	� ästhetische Gestaltung

·	� einbruchshemmende 
Wohnungstüren

·	� Außenbeleuchtung

·	� Einsehbare  
Hauseingänge

·	� Zutritt nur für Zu-
gangsberechtigte

·	� Briefkästen von  
außen zu beschicken

·	� Smart-Living-
Elemente

 

streiten sich die Unternehmensgruppe Nassauische 
Heimstätte Wohnstadt (NHW) auf der einen und 
zwei Mieterinitiativen auf der anderen Seite so heftig 
über die energetische Modernisierung und teilweise 
Aufstockung der Adolf-Miersch-Siedlung, dass die 
NWH begonnene Gespräche im März 2023 für be-
endet erklärte.

Renaissance der Stadtrendite
Kein Wunder also, dass sich die gesamte Immobili-
enwirtschaft intensiv mit dem S in ESG – oft auch 
als Social Impact Investing (Investitionen mit posi-
tiver gesellschaftlicher Wirkung) bezeichnet – be-
schäftigt. Dabei steht sie jedoch vor einem Prob-
lem: Wie sollen die sozialen Aspekte gemessen und 
damit vergleichbar gemacht werden? Als Antwort 
darauf haben Wissenschaftler des EBS Real Estate 
Management Institute im Auftrag des Instituts für 
Corporate Governance in der deutschen Immobili-
enwirtschaft eine komplexe Matrix entwickelt. Die 
Forschungs- und Beratungsplattform Competence 
Center Process Management Real Estate wiederum 
hat in einer eigenen Untersuchung zwölf Kriterien 
der sozialen Nachhaltigkeit herausgefiltert, zu denen 
unter anderem Gebäudequalität, Gesundheit, Diver-
sität, Mobilität und Vernetzung zählen. 

Aus wohnungswirtschaftlicher Perspektive könn-
te aber auch die Rückbesinnung auf einen Begriff 
hilfreich sein, der vor genau 20 Jahren von der BGW 
Bielefelder Gesellschaft für Wohnen und Immobili-

endienstleistungen mbH geprägt und ab 2006 von 
der Berliner Degewo AG populär gemacht wurde: 
die Stadtrendite. Nach einer damaligen Definition 
des Bundesamts für Bauwesen und Raumordnung 
handelt es sich dabei um „die Summe aller Vorteils-
überschüsse eines Wohnungsunternehmens für die 
Stadt“, also etwa die Wohnraumversorgung von Pro-
blemhaushalten oder die Bereitstellung von sozialer 
Infrastruktur. Genau hier könnte für die Zukunft eine 
Chance der Wohnungswirtschaft liegen: im Beweis, 
dass eine langfristig angelegte, verantwortungsbe-
wusste Geschäftspolitik nachhaltig ist – und zwar in 
jeder Beziehung des Wortes.�

Kategorien und Kriterien zur Bestimmung des Social Value

Ab
bi

ld
un

ge
n:

 P
w

C
; G

ew
ob

a/
G

ab
y 

Ah
ne

rt

Die Bremer Gewoba wurde für ihr integratives 
Blauhaus mehrfach ausgezeichnet. Es bietet Wohn-
raum und soziale Angebote für Menschen mit und 

ohne Behinderung, Foto von 2019

Quelle: PwC, Studie „Social Value in der Wohnungswirtschaft. Eine Untersuchung zu den Kriterien sozialer Nachhaltigkeit bei Wohnimmobilien“, Juni 2023



Ihr Angebot: 
https://shop.haufe.de/
dw-jubilaeum

Aus der Wohnungs-
wirtschaft. Für die  
Wohnungswirtschaft. 
Und das zuverlässig  
seit 75 Jahren! 

Jeden Monat 
mit relevanten 
Schwerpunkt-

Themen und Best 
Practice aus der 

Branche

Zu unserem Geburtstag bieten wir Ihnen  
ein Miniabo der DW an. Die ersten 75 Besteller:innen 
erhalten zusätzlich ein hochwertiges Plakat  
unseres Jubiläumscovers. Gleich anfordern und bis 
zum 12. November profitieren.

Wir feiern unser 

und Sie profitieren!
Jubiläum
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Taxonomie-Check: Hilfe bei Planung 
und Finanzierung von Neubauten

3.	� Es wird ein festgelegter sozialer Mindestschutz 
eingehalten.

4.	� Die Wirtschaftstätigkeit entspricht den techni-
schen Bewertungskriterien.

Die Taxonomie definiert für alle Umweltziele 
technische Screening-Kriterien. Dies sind Schwel-
lenwerte, die erfüllt sein müssen, damit eine Aktivität 
als nachhaltig („Grün“) anzusehen ist. 

Nach der Taxonomie soll ein Neubau zukünftig 
nur dann einen wesentlichen Beitrag zur Eindäm-
mung des Klimawandels leisten, wenn der Primär-
energiebedarf des Gebäudes um mindestens 10 % 
unter dem Schwellenwert des jeweiligen nationa-
len Niedrigstenergiegebäudes liegt. In Deutschland 
gilt der GEG-Neubaustandard als Niedrigstenergie
gebäude. Dabei ist die Anforderung an den Primär-
energiebedarf abhängig von den unterschiedlichen 
technischen Ausführungen. In der Praxis bedeutet 
dies, dass ab 2023 der Effizienzhausstandard 55 un-
terschritten werden muss, um die Anforderungen 
zu erfüllen. 

Qualitätssiegel „Nachhaltiger  
Wohnungsbau“ – ein bewährtes System  

für den Wohnungsneubau
Das Qualitätssiegel „Nachhaltiger Wohnungsbau“ 
(NaWoh) wurde entwickelt, um die Qualität und 
Nachhaltigkeit neu errichteter Gebäude zu doku-
mentieren und zu zertifizieren. Das System eignet 
sich zur Anwendung als Leitfaden, als Planungshil-
fe und zur Unterstützung der Qualitätssicherung. 
Es bleibt freiwillig und ist für neue Wohngebäude 
gedacht. Es kann die Transparenz über die große 
Vielzahl notwendiger Entscheidungen und deren Er-
gebnisse für einen Wohnungsneubau verbessern und 
die Qualitätssicherung unterstützen. Innerhalb der 
verschiedenen auf dem Markt befindlichen Nach-
haltigkeitsbewertungssysteme für Wohngebäude 
spezialisiert sich das NaWoh-System insbesondere 
auf die Handlungsmöglichkeiten von Wohnungsun-

D er EU-Taxonomie-Check stellt eine 
Hilfestellung für Wohnungsunterneh-
men bei der Planung und Finanzierung 
von Neubauvorhaben dar. Mit seiner 
Hilfe lassen sich verschie-
dene Maßnahmen klassi-

fizieren. Im Rahmen des Qualitätssiegels 
nachhaltiger Wohnungsbau (NaWoh, siehe 
auch DW 9/2023, Seite 28) ist er verankert.

Ziele und Inhalte der Taxonomie
Mit der Taxonomie sollen nachhaltige In-
vestitionen privilegiert werden, um den 
Europäischen Green Deal umzusetzen. In 
der Taxonomie werden die Umweltziele 
Klimaschutz, Anpassung an den Klima-
wandel, nachhaltige Nutzung und Schutz 
von Wasser und Meeren, Übergang zur 
Kreislaufwirtschaft, Vermeidung und Über-
wachung der Luftverschmutzung sowie 
Schutz und Wiederherstellung der Artenvielfalt und 
der Ökosysteme definiert. Diese Schutzziele und die 
daraus resultierenden Maßnahmen sind auch für 
die Wohnungswirtschaft von Bedeutung, denn die 
Nachhaltigkeit von Gebäuden hat wesentlichen Ein-
fluss auf die Bewertung als Finanzierungsprodukt am 
Finanzierungsmarkt. 
Für den Gebäudesektor werden folgende Wirt-
schaftstätigkeiten unterschieden:
·	� Neubau
·	� Renovierung bestehender Gebäude
·	� Einzelmaßnahmen
·	� Erwerb von und Eigentum an Gebäuden 

Damit eine Wirtschaftstätigkeit nach der Taxo-
nomie nachhaltig ist, muss Folgendes erfüllt sein:
1.	� Die Tätigkeit leistet einen wesentlichen Beitrag zu 

einem oder mehreren Umweltzielen.
2.	� Keine Umweltziele werden wesentlich beeinträch-

tigt. (Man spricht von DNSH-Kriterien: Do No Si-
gnificant Harm) Ab
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BILANZ- UND STEUERWISSEN – AKTUELLES AUS DEN PRÜFUNGSORGANISATIONEN DES GDW

Von Christian Gebhardt

Vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Erwartungen an nachhaltiges Handeln rief 
die EU die Taxonomie-Verordnung ins Leben. Die Taxonomie stellt ein Klassifikations-
system dar, das eine Reihe von nachhaltigen Umwelt- und ökonomischen Maßnah-
men für sämtliche Wirtschaftstätigkeiten, auch für den Immobiliensektor, definiert. 

WP Christian 
Gebhardt

Referatsleiter Betriebs-
wirtschaft, Rechnungs-
legung, Finanzierung 

GdW, Vorstand  
GdW Revision AG

BERLIN
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ternehmen als Bestandshalter. Besonderheiten sind 
eine ausführliche Behandlung des Bereiches Wohn-
qualität, das Herstellen eines methodischen Zusam-
menhangs zwischen Gebäudestandort und Umfeld 
einerseits sowie den planerischen und baulichen 
Reaktionen auf Standort und Umfeld andererseits, 
und – ganz wichtig – die Einbeziehung der ökono-
mischen Nachhaltigkeit zusätzlich auch aus Sicht des 
Bauherrn. Das System orientiert sich unmittelbar an 
den Bedürfnissen der wohnungswirtschaftlichen Pra-
xis. Das Qualitätssiegel hat seit 2022 eine zusätzliche 
Bedeutung bekommen, da die KfW-Förderprogram-
me für energieeffizienten Neubau in der Regel eine 
Zertifizierung erfordern. 

Taxonomie-Check als Ergänzung  
zur NaWoh-Zertifizierung

Um das NaWoh-System noch weiter in die Breite 
zu tragen, hat der GdW ergänzend zum NaWoh-
Qualitätssiegel einen EU-Taxonomie-Check für 
Wohnungsneubauten gemeinsam mit der GSF Ge-
sellschaft für Strategie- und Finanzierungsberatung 
mbH entwickelt. 

Der EU-Taxonomie-Check kann neben der in-
ternen Planungs- und Steuerungsfunktion auch in 
der Finanzierungskommunikation mit Kreditgebern 
eingesetzt werden. Denn ab 2023 müssen Banken 
offenlegen, wie nachhaltig ihre Finanzierungen im 
Sinne der Taxonomie sind (Taxonomiekonformität). 
Dazu werden Daten von den Unternehmen benö-

Beispiel: das Umweltziel „Klimaschutz“ bei Neubauten

1. Erfüllung der technischen  
Bewertungskriterien

2. DNSH-Kriterien:  
keine erhebliche Beeinträch-

tigung eines der anderen  
fünf Umweltziele

Kriterium beinhaltet u.a.:

3. Minimum Social Safeguards (Art. 18 Taxonomie-VO)
zum Beispiel OECD-Leitsatz für multiinternationale Unternehmen und UN-Leitprinzipien  

für Wirtschaft und Menschenrechte 

Primärenergiebedarf NZEB (Nearly-Zero-Energy-Building) minus 10 %

Do-no-significant-harm-Kriterien (hier für Neubau)

·	� Anpassungs
lösungen

·	� Klimarisiko-  
und Auswirkungs
analysen

·	� Detaillierte Vor-
gaben Maximal-
verbräuche für 
Wasserarmaturen 
für Nichtwohn
gebäude

·	� 70 % Recycling
fähigkeit der 
Bauabfälle

·	� Kein Bau in 
Schutzgebieten

·	� Grenzwerte  
für Asbest, 
Formaldehyd

·	� Baugrundana-
lyse bei Altlas-
tenverdacht

Anpassung an 
den Klimawandel

Schutz von  
Wasser- und Meeres-

ressourcen

Vermeidung 
Umweltver-
schmutzung

Übergang zur 
Kreislaufwirt-

schaft

Schutz Bio
diversität und 
Ökosysteme

Marktsituation und Unternehmensstrategie

Umweltbedingungen und Standortfaktoren

Wohnqualität

(Objekt)

Ökolog.  
Qualität

(Objekt)

Ökonom.  
Qualität

(Objekt)

technische Qualität (Objekt)

Qualität der 
Planung

(Prozess)

Qualität der 
Ausführung

(Prozess)

Nachhaltigkeitsbewertung 

Qualitätssiegel Nachhaltiger Wohnungs-
bau NaWoh 3.1
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tigt. Auf Basis dieser Daten kann beurteilt werden, 
wie hoch der Anteil der wirtschaftlichen Tätigkeiten 
ist, die laut Taxonomie nachhaltig sind.

Der Taxonomie-Check fokussiert sich analog 
der NaWoh-Zertifizierung auf den Wohnungsneubau 
und ermöglicht dem Anwender eine Selbsteinschät-

zung, inwieweit das geplante Neubauvorhaben die 
Anforderungen der EU-Taxonomie erfüllt. Durch die 
Konformitätsprüfung wird die Vollständigkeit der 
Unterlagen sichergestellt. Der Aufbau des Taxono-
mie-Checks ist an die NaWoh-Zertifizierung ange-
lehnt, mögliche Überschneidungen werden berück-
sichtigt. Ein weiterer Vorteil des Taxonomie-Checks 
ist, dass durch die Einführung bestimmter Metriken 
der Reifegrad der Erfüllung der Taxonomie-Kriterien 
transparent dargestellt werden kann. Dadurch ist es 
bei Nichterfüllung der Anforderungen möglich, einen 
bestimmten Prozentsatz der Taxonomie-Konformität 
anzugeben und darzustellen, wo noch Nachbesse-
rungsbedarf besteht.

Fazit
Der Taxonomie-Check des GdW erweitert das Leis-
tungsspektrum der NaWoh-Zertifizierung. Er kann 
entweder mit der NaWoh-Zertifizierung, aber auch 
als Stand-alone-Lösung beauftragt werden. Im Er-
gebnis stellt der Taxonomie-Check eine Service-
Leistung für Wohnungsunternehmen und Banken 
dar. Banken sollten die ersparten Kosten für Doku-
mentation und Drittprüfung auf Taxonomiekonfor-
mität in Form von besseren Kreditkonditionen an die 
Wohnungsunternehmen weitergeben. �  
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Weitere Informationen: www.gdw.de und www.nawoh.de

EU-Taxonomie-Check für Immobilien

Biodiversität &  
Ökosystem

Umweltziel 6
Wurde ein Umweltbericht 

oder ein Screening gemäß 
der Richtlinie 2011/92/EU 

erstellt?

Wasser-Ressourcen
Umweltziel 3

Wurden Risiken für die 
Umwelt in Bezug auf die 

Erhaltung der Wasserquali-
tät und die Vermeidung von 
Wasserknappheit geprüft?

Keine Umwelt
verschmutzung

Umweltziel 5
Gibt es Aussagen über die 
Inhaltsstoffe verwendeter 
Bauteile und Materialien? 

Erfolgte eine Untersuchung 
der Baustelle?

Kreislaufwirtschaft
Umweltziel 4

Fördert das Gebäudedesign 
und die Bautechnik die 

Kreislaufwirtschaft? Wurden 
Bau- und Abbruchabfälle 

aufbereitet?

Klimaschutz &  
Klimawandel

Umweltziel 1 & 2
Wie hoch ist der Primär-

energiebedarf? Wurde eine 
Bewertung der Klimarisiken 

durchgeführt und ent-
sprechende Maßnahmen 
geplant oder ergriffen?

Nutzen des EU-Taxonomie-Checks  
(NaWoh) 

Der Check kommt an
wenderorientiert aus der  

Wowi für die Wowi!

Definitionsfreiräume mit 
pragmatischen Lösungen und 

Nutzung von Kennzahlen

Verknüpfungen mit  
etablierten Zertifizierungs

systemen im Neubau

Schaffung der Voraussetzun-
gen für weitere Instrumente 

und zur Kommunikation
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WOHER NEHMEN, WENN NICHT STEHLEN?

Strategien gegen  
den Fachkräftemangel 

Wenn junge Fach- und Führungskräfte auf Jobsuche sind, landen sie häufiger bei bekannten Arbeitgebern.  
Um dagegen zu halten, brauchen Unternehmen der Wohnungswirtschaft eine gute Strategie
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Von Daniela Furkel

Was können Wohnungsunternehmen tun, um trotz 
Fachkräftemangel ihre Stellen zu besetzen? Mehr 
Anzeigen zu schalten, genügt nicht. Wichtig sind 
ein gutes Arbeitgebermarketing und Employer 
Branding, die richtigen Inhalte in Stellenanzeigen 
und unkomplizierte Bewerbungsprozesse. 
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D er Mitarbeiterbedarf in deutschen Un-
ternehmen bleibt riesig. Von Januar bis 
Juni 2023 schrieben die Arbeitgeber 
laut einer Auswertung von Index Re-
search fast 7,3 Mio. Stellen aus – 12 % 
mehr als im ersten Halbjahr 2022. 

Doch mehr Stellenanzeigen zu schalten führt nicht 
zwangsläufig zu mehr Einstellungen. Eine Analyse des 
Kompetenzzentrums Fachkräftesicherung (KOFA) 

macht deutlich: Knapp die Hälfte aller offenen Stellen 
für Qualifizierte konnte im ersten Quartal rein rech-
nerisch nicht passend besetzt werden. 

Die Situation in der Wohnungswirtschaft ist so-
gar noch schwieriger als im Branchendurchschnitt. 
Das zeigt ein genauerer Blick in die Analyse: Die An-
zahl an offenen Stellen im Bereich Bau, Architektur, 
Vermessung und Gebäudetechnik hat seit Corona-
Beginn um 27 % zugenommen. Zwar haben andere 
Berufsbereiche noch mehr offene Stellen zu besetzen 
– zum Beispiel Buchhaltung, Recht und Verwaltung 
und natürlich Informatik. Aber ein Blick auf die ein-
zelnen Tätigkeiten zeigt, dass zum Beispiel Fachkräfte 
für regenerative Energietechnik über 711 % häufiger 
gesucht wurden als vor der Pandemie. 

Es mangelt am Marketing
Um diese und weitere Expertenprofile konkurrieren 
Wohnungsunternehmen und Immobilienverwaltun-
gen mit vielen anderen Arbeitgebern. Im Gegensatz 
zu bekannten Arbeitgebermarken aus der Konsum-
güter- und Automobilindustrie, der IT und Kommu-
nikation haben die meisten Immobilienunternehmen 
jedoch das Problem, dass sie bei den Fachkräften 
weitgehend unbekannt sind – und dass sie 
zu wenig tun, um sich als Arbeitgeber ins 
rechte Licht zu rücken. 

Das zeigt ein Blick auf die Arbeitgeber-
bewertungs-Plattform Kununu. Diese hat 
kürzlich zusammen mit der Zeit Verlags-
gruppe die 1.000 Top-Arbeitgeber 2023 ge-
kürt. Das am besten gerankte Unternehmen 
der Immobilienbranche, die CBRE GmbH, 
kam auf Rang 159. Auf Rang 211 folgte die 
Tectareal Property Management GmbH und 
auf Rang 292 die Wohnungswirtschaft mit 
der Howoge Wohnungsbaugesellschaft mbH. Das 
sind im Vergleich zu anderen Branchen keine he-
rausragenden Platzierungen. Sie machen vielmehr 
deutlich, welche Entwicklungspotenziale selbst die 
im Bereich der Arbeitgeberattraktivität engagierten 

Unternehme der Immobilienwirtschaft noch vor sich 
haben. Doch es gibt auch positive Beispiele: In der 
jährlichen Metastudie von Leading Employers, für 
die neben Mitarbeiterstimmen weitere Quellen wie 
Auditierungen und Erwähnungen in Social Media 
einbezogen werden, kam die GWH Wohnungsge-
sellschaft mbH Hessen unter die bestbewerteten 
Unternehmen in Deutschland. Aber um diesen Top-
Platz zu erreichen, muss man nicht nur viel für die 
Mitarbeiterzufriedenheit tun, sondern sich auch aktiv 
für die kostenpflichtige Studie bewerben. 

Die Arbeitgebermarke pflegen 
Die meisten Immobilienfirmen tun zu wenig für 
Sichtbarkeit und gute Bewertungen auf Arbeitgeber-
portalen und in Social Media. Beispiel Kununu: Nur ein 
geringer Teil der rund 3.350 Immobilien-Arbeitgeber 
in Deutschland ist dort mit einem Firmenprofil ver-
treten, noch weniger kommentieren schlechte Be-
wertungen, um zu zeigen, dass sie die Belange ihrer 
Mitarbeitenden ernst nehmen. 

Daniela Furkel
freie Journalistin 

SOMMERHAUSEN

Veränderung der Anzahl offener Stellen
Veränderung der Anzahl offener Stellen zwischen März 2022 und  
März 2023 sowie Stellenüberhangsquote (SUQ)* im März 2023  
Nach Berufsbereichen, in %

Veränderung 
seit März 2022

Veränderung seit 
Corona-Beginn 
(März 2020)

Hinweis: Ohne Helfertätigkeiten
*Die Stellenüberhangsquote (SUQ) beschreibt den Anteil 
an offenen Stellen, für die es keine passend qualifizierten 
Arbeitslosen gibt.
Quelle: IW-Fachkräftedatenbank auf Basis von Son-
derauswertungen der Bundesagentur für Arbeit und 
der Stellenerhebung des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung , 2023

Land-, Forst- und Tierwirtschaft und Gartenbau

Kaufmännische Dienstleistungen, Warenhandel,  
Vertrieb, Hotel und Tourismus

Bau, Architektur, Vermessung und Gebäudetechnik

Sprach-, Literatur-, Geistes-, Gesellschafts- und  
Wirtschaftswissenschaften, Medien, Kunst, Kultur,  
und Gestaltung

Gesundheit, Soziales, Lehre und Erziehung

Verkehr, Logistik, Schutz und Sicherheit

Rohstoffgewinnung, Produktion und Fertigung

Naturwissenschaft, Geografie und Informatik

Unternehmensorganisation, Buchhaltung,  
Recht und Verwaltung

SUQ*

17,235,7

30,4-5,522,8

27,1-4,451,4

18,2-4,117,3

19,5-2,157,1

18,3-0,725,2

37,0
5,0

51,1

56,5
8,1

49,9

62,3
11,3

35,7

-12,0

Quelle: Fachkräftereport 2023



98  MARKT UND MANAGEMENT� DW 10/2023

Fo
to

: D
EB

A 

Wolf Reiner Kriegler ist Gründer und 
Geschäftsführer der Deutschen Emplo-
yer Branding Akademie DEBA und gilt 
als Pionier des Employer Brandings im 
deutschsprachigen Raum. Im Interview 
erklärt er, wie Arbeitgeber ihr ökologi-
sches und soziales Engagement weiter 
ausbauen und wie sie das für ihre Mit-
arbeitenden erlebbar machen können. 

Herr Kriegler, wie wichtig sind Nachhal-
tigkeit und Sinnhaftigkeit als Faktoren 
im Employer Branding? 

Beides sind Top-Faktoren für die 
Arbeitgeberattraktivität ganz im All-
gemeinen geworden. Die Menschen 
messen Unternehmen immer mehr 
daran, was diese zu einem höheren 
Ziel, zu einem größeren Ganzen bei-
tragen. Ob nun bei der Frage, welches 
Produkt sie kaufen, in wessen Aktien 
sie investieren und natürlich – und am 
allermeisten –, bei wem sie arbeiten 
wollen. Der Wunsch, „purpose-driven“ 
zu arbeiten, wird zwar vor allem den 
Jüngeren unterstellt, also der Gene-
ration Z. Aber alle anderen haben ihn 
auch. Ich nenne das gesamtgesell-
schaftliche Megatrends. Sie machen 
nicht an Generationengrenzen Halt. 
Die meisten Menschen wollen bei mo-
ralischen Arbeitgebern arbeiten, denen 
es um mehr geht, als profitabel zu sein.
Welche Themen sind den Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern heute 
wichtig? 

Das Thema Klimaschutz wird im-
mer wichtiger, es ist vielleicht längst 
das wichtigste Thema aus Sicht der 
Beschäftigten geworden. Wir haben 
gerade über Civey eine Beschäftig-
tenbefragung durchgeführt. Sie zeigt, 
dass sich Menschen nicht unbedingt 
nochmal beim eigenen Arbeitgeber 
bewerben würden, wenn sie ihm we-
nig Glaubwürdigkeit im Klimaenga-
gement attestieren. Die Civey-Studie 
hat auch herausgefunden, dass nur ein 
Viertel der Befragten den oder die ei-
gene CEO in Sachen Klimaengagement 

INTERVIEW MIT WOLF REINER KRIEGLER 

„Menschen wollen bei moralischen  
Arbeitgebern arbeiten“

glaubwürdig findet. Ich bin überzeugt, 
dass Arbeitgeber, die nach innen und 
nach außen glaubhaft vermitteln, wo-
für sie stehen und welche Maßnahmen 
für den Klimaschutz sie ergreifen, den 
Fachkräftemangel besser meistern 
werden. 
Wie reagieren die Unternehmen auf die 
sich wandelnden Anforderungen ihrer 
Beschäftigten und der Bewerber? 

Viele Arbeitgeber versuchen be-
reits, eine Antwort auf das „Warum“ zu 
geben. Ich mache die Erfahrung, dass 
die Leute ganz genau hinschauen, ob es 
sich hier um – wenn ich einen neuen 
Begriff einführen darf – „Whywashing“ 
handelt. Also ob ein Unternehmen nur 
vorgeblich als gutes Beispiel vorangeht 
oder ob ein Arbeitgeber sich echte mo-
ralische Selbstverpflichtungen aufer-
legt, denen er auch treu bleibt, wenn 
es etwas kostet. „Purpose“ ist übrigens 
ein großes Wort. Ich finde, wir schauen 
zu einseitig auf die ganz große, kol-
lektive Dimension von Sinnhaftigkeit. 
Was können die Unternehmen besser 
machen? 

Arbeitgeber kommen ihren Leu-
ten noch näher, wenn sie neu über 
Sinn nachdenken. Was ist mein „daily 
Purpose“, welchen Beitrag leiste ich in 
meinem Job zum höheren Ziel? Wel-
che wichtige Aufgabe erfüllen wir als 
Team? Übrigens: Fairness im Umgang 
mit den Mitarbeitenden ist nach der 
aktuellen Civey-Studie der wichtigste 
Grund, warum Menschen sich erneut 
beim aktuellen Arbeitgeber bewerben 
würden. Es geht ihnen nicht nur um 
sich selbst, sondern auch um die Kol-
legen. Hier fängt Sinnhaftigkeit schon 
an. Im Kleinen, im Alltäglichen.
Welche Ratschläge würden Sie Arbeit-
gebern der Wohnungswirtschaft geben, 
die ein vielfältiges Spektrum an Fach-
leuten ansprechen – von Architekten 
bis Immobilien- und Bürokaufleuten, 
von Hauswarten bis IT-Fachleuten, von 
Buchhaltern bis Gas- und Wasserin
stallateuren? 

Fragen Sie, was all diese Men-
schen eint. Und fragen Sie, wofür Sie 
als Unternehmen und als Arbeitgeber 
stehen. Und fragen Sie das bitte nicht 
sich selbst, sondern die Menschen, die 
bei Ihnen arbeiten. Gehen Sie also tief 
rein in Ihre Unternehmenskultur. Wir 
nennen das „trüffeln gehen“. Wenn 
Sie wissen, wofür Sie als Arbeitgeber 
stehen, was Sie unterscheidet, wer zu 
Ihnen passt und wer nicht, haben Sie 
schon viel gewonnen. Das können Sie 
jetzt vermitteln und erlebbar machen, 
von Führungskultur bis Stellenanzeige. 
So stärken Sie das übergreifende Ge-
meinschaftsgefühl. Die innere Zugehö-
rigkeit der Menschen zum Arbeitgeber 
und auch untereinander wird stärker 
– und das quer durch die Belegschaft. 
Ob in der Technik oder in der IT. 
Wie kann das in der Praxis aussehen? 
Wie können Unternehmen Nachhaltig-
keit und Sinnhaftigkeit in ihrer Kultur 
verankern und im Employer Branding 
widerspiegeln? 

Lassen Sie den Sinnversprechen 
auf Ihrer Webseite Taten folgen. Be-
weisen Sie, dass Sie es ernst meinen. 
Gerade in der Wohnungswirtschaft 
können Sie Zeichen setzen. Zum Bei-
spiel viel für die grüne Transformation 
tun – auch in kleinen Schritten. Wir 
leben in einer Zeit, in der das bei Job-
suchenden den Ausschlag geben kann, 
selbst wenn die Konkurrenz mehr Geld 
zahlt. Fragen Sie Ihre Leute, welche 
Ideen sie haben, Ihren „Purpose“ zu 
erreichen. Und setzen Sie sie um. Akti-
vieren Sie. Und die Führungsriege muss 
vorangehen. 
Funktioniert das auch in kleinen Un-
ternehmen? 

Na klar. Noch viel besser. Kleine 
Firmen sind die besseren Resonanz-
körper. Hier spüren Sie sinnhafte Ver-
änderungen sofort. „Whywashing“ 
fliegt dort schneller auf. Gut so. 

Danke für das Gespräch.
Die Fragen stellte Daniela Furkel.
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Damit vergeben sie sehr viel Potenzial, denn laut 
einer Studie von Trendence nutzen 78 % der Job-
suchenden Arbeitgeberbewertungsportale für die 
Bewertung möglicher Arbeitgeber. Dabei spielt für 
89 % der Befragten der Gesamtscore auf dem Busi-
ness-Profil der Arbeitgeber eine ausschlaggebende 
Rolle. Liegt dieser unter 2,5 Sternen, schließen sie eine 
Bewerbung aus. Über die Hälfte der 1.647 Befragten 
schaut sich die Erfahrungsberichte genauer an. Gibt 
es dort Diskrepanzen zwischen der Kommunikati-
on des Unternehmens und den Bewertungen, sehen 
sie ebenfalls von einer Bewertung ab. „Ein Unter-
nehmen, das beispielsweise mit Work-Life-Balance 
wirbt, dazu aber kritisch bewertet wird, verspielt sei-
ne Glaubwürdigkeit“, sagt Alexander Hundeshagen, 
Geschäftsführer der Reputativ GmbH. Er empfiehlt, 
den Ruf als Arbeitgeber zu stärken, indem eine Ver-
trauensbasis zu den Beschäftigten, Führungskräften 
und interessierten Stellensuchenden aufgebaut wird. 

Drei Schritte für eine bessere Reputation 
Für die Umsetzung in der Praxis rät Alexander Hun-
deshagen zu folgendem Vorgehen: Zunächst soll-
ten Arbeitgeber die Portale und sozialen Netzwerke 
identifizieren, auf denen sich 
ihre Zielgruppe informiert. 
In einem zweiten Schritt 
sollten sie ein Unterneh-
mensprofil anlegen, auf 
dem sie Informationen zum 
Unternehmen, den Mitar-
beiterleistungen, Bilder und 
gegebenenfalls Videos ver-
öffentlichen, um ein umfas-
sendes Bild der Firmenkul-
tur und des Arbeitsumfelds 
zu vermitteln. „Die schwie-
rigste Aufgabe zeigt sich im dritten Schritt: Es gilt, 
die ausgewählten Portale umfassend zu kontrollieren 
und zu pflegen“, sagt er. Denn insbesondere negative 
Beiträge erforderten eine schnelle Reaktion, damit 
das Unternehmen falsche Behauptungen klarstellen 
und zeigen kann, dass es berechtigte Kritik ernst 
nimmt und Veränderungen anstrebt. 

Schlechte Bewertungen auf Kununu und Co. wird 
es immer geben. Aber wenn Arbeitgeber ihre beste-
henden Mitarbeitenden aktiv dazu aufrufen, eine 
Bewertung abzugeben, können sie zeigen, dass die 
negativen Kommentare Einzelmeinungen sind und 
dass sie viele andere Beschäftigte haben, die durch-
aus zufrieden sind.

Nachhaltigkeit thematisieren 
Das Thema Nachhaltigkeit spielt im Employer Bran-
ding eine große Rolle. Laut einer Studie von Stepstone 
und Handelsblatt Research würden sich 70 % der 
Stellensuchenden eher bei einem Unternehmen be-
werben, das Wert auf Nachhaltigkeit legt. Laut einer 
weiteren Umfrage von Avantgarde Expert gab knapp 

die Hälfte der Befragten an, vor einer Bewerbung bei 
einem neuen Unternehmen über dessen soziales und 
ökologisches Engagement zu recherchieren. 

Stellenanzeigen richtig texten
Das Thema Nachhaltigkeit muss jedoch nicht nur in 
der Unternehmenskultur verankert, sondern auch 
richtig an die potenziellen Bewerber kommuniziert 
werden. Hier sind zuvorderst Stellenanzeigen zu nen-
nen. Doch gerade in den Stellenanzeigen verschenken 
die Arbeitgeber immer noch viel zu viele Möglichkei-
ten. Anstelle konkret auf die Besonderheiten ihrer 
Kultur einzugehen oder ihre Mitarbeiterleistungen 
im Detail zu beschreiben, beschränken sie sich auf 
Floskeln und machen sich damit austauschbar. 

Eine repräsentative Befragung des Marktfor-
schungsinstituts Bilendi im Auftrag des Jobportals 
Meinestadt.de bringt es auf den Punkt: Die Mehrheit 
der 3.000 befragten Fachkräfte sieht Formulierungen 
wie „großer Gestaltungsspielraum“ (58 %), „dyna-
misch wachsendes Arbeitsumfeld“ und „flache Hierar-
chien (jeweils 57 %) als inhaltsleere Floskeln an. Statt 
unspezifischer Phrasen wünschen sie sich handfeste 
Informationen in der Stellenanzeige: 58 % ist die Auf-
zählung der Arbeitsinhalte sehr wichtig, ebenso Aus-
künfte zur Sicherheit des Jobs (50 %) oder konkrete 
Gehaltsangaben (49 %). Dazu Mark Hoffmann, CEO 
von Meinestadt.de: „Die Nase vorn haben Arbeitgeber, 
die transparent vermitteln können, dass sie tatsächlich 
im Vergleich bessere Jobbedingungen bieten.“

Bewerbungshürden weiter abbauen
Aber eine gute Stellenanzeige, die Interesse weckt, 
genügt nicht. Der nächste Knackpunkt ist der Be-
werbungsprozess: Je niedriger die Hemmschwelle 
ist, desto besser. „Ein Bewerbungsprozess, der mög-
lichst wenige manuelle Eingaben erfordert, ist heu-
te Pflicht“, sagt Steffen Michel, Geschäftsführer von 
MHM HR in Stuttgart. Er rät Arbeitgebern zu einem 
modernen Recruiting-System, das den Bewerbern, 
aber auch ihnen selbst lästiges Eintippen abnimmt. 
„Empfehlenswert sind etwa Funktionen, die Infor-
mationen aus dem Lebenslauf automatisiert an die 
richtige Stelle im System bringen. Außerdem sollten 
Bewerbungen direkt aus Berufsnetzwerken wie Xing 
möglich sein“, sagt er. 

Darüber hinaus sollten sich Arbeitgeber genau 
überlegen, ob sie überhaupt noch ein Anschreiben 
anfordern sollten. Dieses halte viele Interessenten 
von einer Bewerbung ab. Andere würden das An-
schreiben von Chat GPT verfassen lassen. Laut Steffen 
Michel wird das Anschreiben immer weniger relevant. 
Sein Tipp: „Wenn Bewerber sowieso rar sind, macht 
es mehr Sinn, die Motivation in einem persönlichen 
Gespräch abzufragen. Dann zeigt sich auch gleich, ob 
die Chemie stimmt.“�

Weitere Informationen zum KOFA-Fachkräftereport 2023 
unter: https://t1p.de/kofa-report-2023 

„Wer mit Work- 
Life-Balance wirbt, 
dazu aber kritisch 

bewertet wird,  
verspielt seine 

Glaubwürdigkeit.“
Alexander Hundeshagen

Geschäftsführer Reputativ GmbH



Geschäftsführung (w/m/d)
Städtische Wohnungsbaugesellschaft 
Friedrichshafen mbH
Friedrichshafen
Job-ID 040940432

Technische Leitung (m/w/d)
Gebausie Gesellschaft für Bauen  
und Wohnen GmbH der Stadt Brühl
Brühl
Job-ID 038246699

Geschäftsführender  
Kaufmännischer Vorstand (m/w/d)
Wohnungsgenossenschaft  
Kleefeld-Buchholz eG
Hannover
Job-ID 040378306

Technischer Vorstand (m/w/d)
GEWOBA Nord Baugenossenschaft eG
Schleswig-Holstein
Job-ID 040064283

Abteilungsleitung (m/w/d)  
Instandhaltung
Volkswohnung GmbH
Karlsruhe
Job-ID 041435384

Teamleitung (m/w/d)  
Instandhaltungs-Service
Volkswohnung GmbH
Karlsruhe
Job-ID 041435475

Leiter für die Technische  
Projektentwicklung (m/w/d)
Wohnungsgenossenschaft Heimkehr eG
Hannover
Job-ID 040029145

Leitung Wohnungsbewirtschaftung 
(m/w/d)
WSG Dienstleister GmbH
Düsseldorf
Job-ID 040031547

Immobilienkaufmann (m/w/d)
Mittelhessische 
Liegenschaftsverwaltung GmbH
Bad Nauheim
Job-ID 040604832

Projektingenieurin /  
Projektingenieur (w/m/d) Hochbau
Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW
Duisburg
Job-ID 041301715

Projektteammitglied / Projektleiter:in 
(m/w/d) Hochbau für den Bundesbau
Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW
Köln
Job-ID 041301706

Kaufmännischer Vorstand (m/w/d)
MARTIN & PARTNER -  
Societät für Unternehmensberatung
Region Stuttgart
Job-ID 040916175

Branche & Berufsfeld: wohnungswirtschaft

Sie möchten eine Stellenanzeige aufgeben?

Buchungsschluss für die nächste Ausgabe  
ist am 10. Oktober 2023

Online-Buchung		
Bequem und direkt eine Anzeige
nach Ihren Wünschen schalten unter
www.stellenmarkt.haufe.de

Finden Sie weitere Stellenangebote unter www.stellenmarkt.haufe.de
Job-ID eingeben und direkt bewerben!

Sie haben Fragen zu unserem Stellenmarkt?

Ihr Ansprechpartner:  
Eva Hofmann 
Tel. 0931 2791-558 
stellenmarkt@haufe.de

Finden statt suchen – 
Jobs für fach- und führungskräfte
–
Haufe Stellenmarkt

Tipp: Mit dem Jobmailer kostenlos neue Jobs per E-Mail erhalten!

Das Stellenmarkt-Team 
gratuliert zum Jubiläum!
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Finden statt Suchen: 
jobs für fach- und 
führungskräfte

Hier � nden:
www.stellenmarkt.haufe.de

im haufe stellenmarkt
� nden Sie die passenden Jobs in den 
Bereichen Immobilien, Wohnungswirtschaft, 
Finanzierung u.v.m.  

Hier � nden:
www.stellenmarkt.haufe.de

führungskräfte

Jede Woche die aktuellsten 
Informationen mit dem 
Newsletter Wohnungswirtschaft

Jede Woche kurz und knapp: 
•  Aktuelle News aus dem Markt und der 

Redaktion
•  Hintergrundinformationen zu gegen-

wärtigen Themen
•  Neues aus Wohnungsunternehmen und 

Verbänden
•  Überblick der branchenrelevanten 

Termine und Personalien
• Aktuelle Rechtsprechung des BGH

Hinterlegungsbekanntmachung

Der Beamten-Wohnungs-Verein Frankfurt am Main eG gibt bekannt, 
dass der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2022 am 31.08.2023 in 
elektronischer Form dem eBundesanzeiger eingereicht worden ist.

Die Lüneburger Wohnungsbau GmbH ist das kommunale Wohnungsunternehmen in Lüneburg 
und befasst sich seit 1922 mit der Vermietung, Instandhaltung und Modernisierung von derzeit 
2400 Wohneinheiten. Wir übernehmen Verantwortung für bezahlbare Mieten auf dem Lüne­
burger Wohnungsmarkt – engagiert, erfolgreich und der sozialen Stadtentwicklung verpflichtet.
Zum nächstmöglichen Termin ist aufgrund Altersnachfolge eine unbefristete Stelle als

Sachbearbeiter (m/w/d) für Betriebskosten/Rechnungswesen
in Vollzeit zu besetzen.

Wir bieten die Mitarbeit in einem erfolgreichen, kundenorientierten Unternehmen mit einem hoch motivierten, kollegialen Team und sehr 
guten Sozialleistungen (u. a. zusätzliche Altersversorgung bei der VBL). Die Eingruppierung erfolgt gemäß Tarifvertrag der Wohnungs­
wirtschaft in die Gruppe IV. Die derzeitige wöchentliche Arbeitszeit beträgt 37 Stunden und kann relativ flexibel gestaltet werden. Ihre 
Bewerbungen unter Nennung einer Gehaltsvorstellung und dem frühesten Eintrittstermin richten Sie bitte zeitnah an den Leiter des kfm. 
Bereichs, Herrn Krischan Blome (blome@luewobau.de) oder per Post an: Lüneburger Wohnungsbau GmbH, z. Hd. Herrn Krischan Blome, 
Auf der Höhe 56, 21339 Lüneburg.

Für Fragen und weitere Informationen steht Ihnen Herr Blome telefonisch (04131/39437410) oder per E-Mail zur Verfügung.
Lüneburger Wohnungsbau GmbH

Ihre Aufgabengebiete umfassen:
•  Erstellung von Betriebskostenabrechnungen
• Rechnungsprüfung/Kontierung
• Zahlungsverkehr
• Abstimmung der Sachkonten
• Stammdatenpflege
• Mietenbuchhaltung
• Beschwerdemanagement
• Ausschreibungen (z. B. für die Hausreinigung)
• Verwaltung der Darlehen und Erbbaurechte

Ihr Profil:
•  Mehrjährige Berufserfahrung im Bereich der Betriebs­

kostenabrechnung
• Kenntnisse im Bereich Finanzbuchhaltung
•  Abgeschlossene kaufmännische Ausbildung mit Fachwirt/

Bachelor oder ähnlichem
•  Fundierte Kenntnisse der MS-Office­Anwendungen,  

insbesondere Excel
• Selbstständige, präzise und zuverlässige Arbeitsweise
•  Neben den fachlichen Kenntnissen ist ein „kühler Kopf“,  

auch in turbulenten Zeiten, unerlässlich
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Wir sind eine Wohnungsgenossenschaft mit 124-jähriger Tradition und verwalten einen eigenen Bestand 
von rund 2.700 Wohnungen. Im Zuge einer Nachfolgeregelung suchen wir spätestens zum 01.07.2024 
eine kompetente, verantwortungsbewusste und erfahrene Persönlichkeit als 

Technischen Leiter (m/w/d)
mit der Option der Bestellung zum Vorstand

zur Führung der technischen Abteilung, die sich neben der Bestandserhaltung und -instandsetzung 
ebenso der nachhaltigen Modernisierung und diversen Neubauvorhaben widmet. 

Wir bieten:
•  Ihnen eine besonders verantwortungsvolle Aufgabe mit guten Rahmenbedingungen
• Einen sicheren und abwechslungsreichen Arbeitsplatz
• Außertarifliche Vergütung 
• Firmen-PKW, betriebliche Altersversorgung

Ihre Aufgaben:
•  Strategische und operative Führung der Technischen Abteilung in enger Zusammenarbeit mit  

dem kaufmännischen Vorstand
•  Verantwortung für eine nachhaltige Entwicklung des Wohnungsbestandes unter Berücksichti-

gung aller wohnungswirtschaftlichen, technischen, demografischen sowie energetischen Heraus-
forderungen der Zeit

•  Mitwirkung bei der kurz-, mittel- und langfristigen Unternehmensplanung und Verantwortung  
für deren Umsetzung

•  Technische und kaufmännische Vorbereitung sowie Steuerung von Neubau-, Modernisierungs-  
und Instandsetzungsprozessen einschließlich Budgetüberwachung

•  Repräsentanz der Genossenschaft in der Öffentlichkeit, Vertretung gegenüber Gremien, Behörden 
und Verbänden

Ihr persönliches Profil:
•  Ein erfolgreich abgeschlossenes technisches Studium (Architektur, Bauingenieurwesen,  

Wirtschafts-ingenieur, Real Estate Management) bzw. vergleichbare Qualifikation
•  Mehrjährige Berufserfahrung vorzugsweise in der genossenschaftlichen, kommunalen oder  

privaten Wohnungswirtschaft
•  Hohes Maß an Verantwortungsbewusstsein sowie Befähigung zur operativen und strategischen  

Unternehmensführung
•  Erfahrung bei der Planung und Umsetzung von Investitionen in Wohnimmobilien, fundierte  

Kenntnisse des Baurechts
•  Betriebswirtschaftliches Denken und ganzheitliches Verständnis für die Zusammenhänge  

zwischen technischen und immobilienwirtschaftlichen Prozessen
•  Führungserfahrung und soziale Kompetenz im Umgang mit Mietern, Mitgliedern, Geschäftspartnern 

und Mitarbeitern
•  Kenntnisse über die in der Wohnungswirtschaft eingesetzten IT-Programme

Bitte senden Sie uns Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen mit Angabe Ihrer Gehaltsvorstellung 
und Ihrer Verfügbarkeit per E-Mail zu.

Bochumer Wohnstätten Genossenschaft eG
Vorstandsbüro
Saladin-Schmitt-Str. 5, 44789 Bochum
Postfach 10 03 68, 44703 Bochum
bewerbungen@bochumer-wohnstaetten.de
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Wir, die Eisenbahn-Bauverein Elberfeld eG, sind eine 1898 gegründete, moderne, serviceorientierte Woh-
nungsgenossenschaft in Wuppertal. Mit ca. 3.160 Mitgliedern und rund 2.400 eigenen Wohnungen sowie ca. 
1.200 Einstellplätzen und Garagen sind wir die größte Wuppertaler Genossenschaft. Um zeitgemäßen Wohn-
raum anbieten zu können, modernisieren wir nicht nur fortlaufend unsere Bestände, sondern erstellen auch 
Neubauten. Als Wohnungsgenossenschaft legen wir mit unseren Mitgliedern großen Wert auf eine gepflegte 
Wohnumgebung, intakte Hausgemeinschaften und ein harmonisches, soziales Miteinander.

Zur Verstärkung unseres Teams zur Koordinierung von Neubau-/Sanierungs-/und Modernisierungsmaßnah-
men, suchen wir zum nächstmöglichen Termin eine/einen

Dipl.-Ing./in, M.Sc., B.Sc. Architektur oder Bauingenieurwesen,

Ihre Aufgaben:
•  Bauherrenaufgaben während der Projektentwicklung, Planung, Durchführung und Betreuung von  

Baumaßnahmen.
•  Planen, Abstimmung und Kontrolle von Terminen- Qualitäten und Kosten im Rahmen von Baumaßnahmen
•  Bauleitungs- und Ausschreibungstätigkeiten ab LPH 6-9 der HOAI
•  Leitung, Verantwortlichkeit und Steuerung von Projekten
•  Planen und verwalten der Budgetierung von Baumaßnahmen im ERP-System
•  Beauftragung von externen Architekten, Fachingenieuren, sowie die entsprechende Korrespondenz  

und Dokumentation, Abstimmung mit Behörden
•  Begleitung des Dekarbonisierungsprozesses für bauliche Maßnahmen
•  Unterstützung bei Entwicklung der Immobilienbestände zur Klimaneutralität

Das bringen Sie mit:
•  Einen Hochschulabschluss (Dipl.-Ing.; Bachelor oder Master) im Fachbereich Architektur bzw.  

Bauingenieurwesen oder vergleichbare Kenntnisse 
•  Mehrere Jahre Berufserfahrung
•  Gute Kenntnisse in MS-Office
•  Team- und Integrationsfähigkeit
•  Kostenbewusstes, verantwortungsvolles Denken und Handeln 
•  Ausgeprägter Servicegedanke
•  Selbstständige und kommunikative Arbeitsweise

Wir bieten Ihnen:
•  einen sicheren und modernen Arbeitsplatz 
•  unbefristeten Arbeitsvertrag 
•  anspruchsvolle und interessante Aufgabenstellung
•  Flexible Arbeitszeiten mit Gleitzeit und teilweise mobilem Arbeiten
•  37-Stunden-Woche in Vollzeit, 30 Tage Urlaub sowie Urlaubs- und Weihnachtsgeld
•  Attraktives Gehalt nach dem wohnungswirtschaftlichen Tarif
•  Weiterbildungsmöglichkeiten
•  Motiviertes Team, das sich auf Ihre Unterstützung freut

Haben wir Ihr Interesse geweckt, dann richten Sie bitte Ihre aussagekräftige Bewerbung, inkl. Lebenslauf und 
Zeugnissen, mit Angabe Ihres frühestmöglichen Eintrittstermins an:

Eisenbahn-Bauverein Elberfeld eG
Anette Gericke
Rottscheidter Str. 28
42329 Wuppertal
gericke@ebv-wuppertal.de



� MARKT UND MANAGEMENT  105



106  MARKT UND MANAGEMENT� DW 10/2023

Der vdw Sachsen Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft e.V. ist ein Fach- und Interes-
senverband im Freistaat Sachsen. Er versteht sich als Dienstleister für seine rd. 130 Mitgliedsunter-
nehmen bei fachlichen, wirtschaftlichen, technischen, rechtlichen und sonstigen Fachfragen. Der 
vdw Sachsen übernimmt die Verantwortung für die Gestaltung der wohnungswirtschaftlichen und 
-politischen Grundsätze im eigenen Bundesland. Mit einem umfangreichen Weiterbildungsangebot, 
einer vielfältigen Öffentlichkeitsarbeit und einem professionellen Marketing unterstützt der Verband 
seine Mitgliedsunternehmen in ihrem zukunftsorientierten Agieren auf den jeweiligen Wohnungs-
märkten. 

Für die erfolgreiche Fortsetzung der Arbeit des vdw Sachsen suchen wir im Rahmen einer Nachfolge-
regelung einen

Verbandsdirektor (m/w/d)
 Auf der Grundlage der Satzung sowie der Geschäftsordnung führen Sie eigenverantwortlich die 
Geschäfte des vdw Sachsen. Ihnen obliegen die Führung, Motivation und Weiterentwicklung der 
Mitarbeiter. Weiterhin pflegen Sie ein vertrauensvolles und partnerschaftliches Verhältnis zum Ver-
bandsrat sowie dem Verbandstag.

Der Verbandsdirektor vertritt den vdw Sachsen bei Kooperationspartnern, Interessensvertretungen, 
in anderen Verbänden und gegenüber der Wirtschaft und Politik auf kommunaler sowie Landes- und 
Bundesebene. 

Darüber hinaus pflegen Sie eine enge strategische und operative Zusammenarbeit mit den Mitglieds-
unternehmen sowohl in Ballungszentren als auch in der Fläche. Mit einer zielgenauen Weiterentwick-
lung des Dienstleistungsangebotes unterstützen Sie die Mitglieder des vdw Sachsen in zahlreichen 
Belangen.

Die Grundlage für eine erfolgreiche Ausübung dieser Tätigkeit bilden ein entsprechendes Studium 
sowie mehrjährige Leitungserfahrung bevorzugt in der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft. Neben 
dem unternehmerischen Denken zeichnet Sie eine hohe Sozialkompetenz, Team- und Konfliktfähig-
keit gepaart mit sicherem Auftreten und Verhandlungsgeschick aus. Dabei ist ein Bezug zur Region 
vorteilhaft.

Bei der zu besetzenden Position erwartet Sie ein umfangreicher Verantwortungsbereich mit großem 
Gestaltungsspielraum sowie eine sinnstiftende und zukunftsweisende Aufgabe mit hoher gesell-
schaftlicher Bedeutung. Eine langfristige Perspektive und eine attraktive Vergütung mit umfangrei-
chen Zusatzleistungen runden das Angebot ab.  

Haben wir Ihr Interesse geweckt, dann senden Sie bitte Ihre Bewerbungsunterlagen mit ausführ-
lichem beruflichen Werdegang, Qualifikationsnachweisen, Referenzen, Lebenslauf sowie Ihren 
Gehaltsvorstellungen und Ihrem frühestmöglichen Eintrittstermin bis 30. Oktober 2023 an die von 
uns beauftragte:

FINANZ- UND WIRTSCHAFTSBERATUNG 
DR. WINKLER GMBH
Herrn Dr. Winkler persönlich
Zschopauer Straße 216, 09126 Chemnitz
post@dr-winkler.org
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Urteile

Aus dem Urteil
Die einseitige Kündigung eines Mit-
mieters ist nicht geeignet, das Miet-
verhältnis zu beenden.
Nur eine gemeinsame Kündigung oder 
ein dreiseitiger Änderungsvertrag hät-
ten das Mietverhältnis beenden kön-
nen.
Der am Beenden des Mietvertrags 
interessierte Mitmieter muss seinen 
Mitmieter auf Zustimmung zur ge-
meinsamen Vertragskündigung ge-
gebenenfalls gerichtlich in Anspruch 
nehmen. Beide Mieter haften bis zum 
Wirksamwerden einer gemeinsamen 
Kündigung unabhängig von der Nut-
zung des Mietobjekts als Gesamt-
schuldner auf alle Mietforderungen.
Der Vermieter ist auch unter dem Ge-
sichtspunkt von Treu und Glauben 
nicht verpflichtet, einen Mieter aus 
dem Vertrag zu entlassen.

Bedeutung für die Praxis
Wenn nur einer von mehreren Mit-
mietern das Mietverhältnis beenden 
möchte, genügen grundsätzlich nicht 
einmal zwei getrennte Kündigungen, 
da Teilkündigungen unzulässig/un-
wirksam sind. In einem solchen Fall 
könnte eventuell eine Auslegung hel-
fen, wenn beide Erklärungen inhalts-
gleich sind und zeitgleich abgegeben 
wurden.
Verhält sich ein Mitmieter passiv, muss 
nicht der Vermieter aktiv werden, son-
dern der auszugswillige Mieter gegen-
über seinem Mitmieter. � HO

AG Meißen, Urteil vom 17.8.2023, 104 C 433/21 

BGB §§ 242, 421, 535, 573c

Aus dem Urteil
Für die Behauptung, ein Mietverhältnis 
sei befristet, trägt derjenige die Be-
weislast, der aus der Befristung Rechte 
für sich herleiten will. Die vom Ver-
mieter erklärte Schriftsatzkündigung 
hat ausgehend von den gesetzlichen 
Fristen eines Mietvertrages über Ge-
werberäume in § 580a Abs. 2 BGB das 
unbefristete Mietverhältnis zwischen 
den Parteien beendet. Der Mieter hat 
keinen Urkunden- beziehungsweise 
Zeugenbeweis geführt, aus dem sich 
eine Befristung ergibt. Eine Befristung 
dieses Mietverhältnisses kann über 
den Umstand, dass der vermieterseits 
in Kopie vorgelegte (unbefristete) 
Mietvertrag eine Fälschung sein soll, 
nicht festgestellt werden. Ein Beweis-
wert könnte der Behauptung allen-
falls dann zukommen, wenn bewiesen 
wäre, dass der Mieter dem Vermieter 
tatsächlich ein Original des in Kopie 
vorgelegten Mietvertrages mit einer 
Befristung übergeben hätte. Sie würde 
dann einen Grund dafür liefern, warum 
der Mieter kein Original vorlegte. 

Bedeutung für die Praxis
Wenn der Mieter eine Befristung des 
Mietverhältnisses gegenüber einer zu 
einem frühen Zeitpunkt wirkenden or-
dentlichen Kündigung des Vermieters 
einwendet, sollte er das Original des 
Mietvertrags vorlegen oder beweisen, 
dass der Vermieter das Original zu-
rückerhalten und vernichtet hat.� HO

OLG Dresden, Urteil vom 12.7.2023, 5 U 255/23  

BGB §§ 542, 546 Abs. 1, 580a Abs. 2,  
ZPO §§ 286, 416

Mietermehrheit: Keine 
Vertragsbeendigung 
durch Kündigung nur 
des Auszugswilligen

Beweislast für das 
Vorliegen eines be-
fristeten Mietverhält-
nisses

Dr. Olaf Riecke
WEG-RECHT

olaf@riecke-hamburg.de 
www.riecke-hamburg.de
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Ormanschick
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Aus dem Urteil
Weist der Mietspiegel im Rahmen der 
Bestimmung der ortsüblichen Miete 
einen Zuschlag für Einfamilienhäuser 
aus (hier: 25 %), so gilt dieser auch 
für Doppelhaushälften. Ein Einfamili-
enhaus muss nicht allein- beziehungs-
weise freistehend sein.
Das Gericht ist befugt, auch in Gebie-
ten mit einfachen (nicht qualifizierten) 
Mietspiegeln – auch aus Kostengering-
haltungsgründen – von der Einholung 
eines Sachverständigengutachtens 
abzusehen, und stattdessen die orts-
übliche Miete im Wege der Schätzung 
nach § 287 ZPO unter dessen Heran-
ziehung zu bestimmen (BGH, Urteil 
vom 18.11.2020, VIII ZR 123/20, MDR 
2021, 551).

Bedeutung für die Praxis
Es ist zu unterscheiden bei einem Miet-
erhöhungsverlangen für Doppelhaus-
hälften und Einfamilienhäuser, ob der 
Mietenspiegel hierfür Zuschläge vor-
sieht oder derartige Wohnobjekte gar 
nicht erfasst werden.
Im letztgenannten Fall gilt (verglei-
che BGH, Urteil vom 17.9.2008, VIII ZR 
58/08, ZMR 2009, 511) für Einfamili-
enhäuser, dass die Bezugnahme auf 
den an sich insoweit nicht einschlä-
gigen Mietenspiegel jedenfalls dann 
ausreicht, wenn die verlangte Miete 
innerhalb der Mietpreisspanne für 
Mehrfamilienhäuser liegt.
Sieht der Mietenspiegel einen Zuschlag 
für Einfamilienhäuser vor, mag eine 
Doppelhaushälfte mit einem Reihen-
haus gleichgesetzt werden.� HO

AG Hanau, Urteil vom 7.7.2023, 34 C 126/22  

BGB §§ 535, 558, 558a Abs. 2 Nr.1; ZPO § 287

Aus dem Urteil
Wenn die vorhandenen Warmwas-
serzähler wegen Fristablaufs nicht 
mehr geeicht sind, verbietet § 37 
Abs. 1 Nr. 1 MessEG eine Messung mit 
solchen nicht (mehr) geeichten Gerä-
ten. Damit steht der Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer derzeit keine 
Möglichkeit der genauen Verbrauchs-
messung zur Verfügung. Insbesondere 
stehen keine Zähler zur Verfügung, die 
in zulässiger Weise abgelesen werden 
können.
Bei ungeeichten Messgeräten für 
Warmwasser ist eine Verteilung der 
Kosten auf der Grundlage einer Schät-
zung, ausgehend vom früher konkret 
ermittelten Verbrauch, uneinge-
schränkt vertretbar und mit Blick auf 
den Maßstab einer ordnungsmäßigen 
Verwaltung nicht zu beanstanden.

Bedeutung für die Praxis
Rückwirkend ist eine „Heilung“ der 
fehlenden Eichung nicht möglich; eine 
Schätzung anhand der Vorjahreswerte 
ist sachgerecht. Als Alternative bliebe 
sonst nur die Verteilung nach Mitei-
gentumsanteilen. Führt dieser Vertei-
lerschlüssel zu höheren Nachschüssen 
des einzigen Anfechtenden, wäre auch 
eine sonst denkbare altruistische Be-
schlussanfechtung unzulässig.� OR

AG München, Urteil vom 19.5.2023,  

1290 C 12005/22  

WEG §§ 16 Abs. 2 Satz 1, 18 Abs. 2, 28 Abs.2;  
MessEG § 37 Abs. 1 Nr. 1; HeizkV § 11 Abs. 1 Nr. 1b)

Aus dem Urteil
Kosten der Thermenwartung sind not-
wendig, da bei Thermen mit Heizwert-
technik eine jährliche Wartung durch 
ein Fachunternehmen empfohlen wird, 
um die Langlebigkeit der Geräte zu ge-
währleisten. Zu den Kosten der War-
tung gehören neben den Kosten der 
eigentlichen Wartung auch die Kosten 
der Anfahrt. 
Wenn nach dem Mietvertrag für die 
Kosten der notwendigen Wartung der 
Therme Vorauszahlungen des Mie-
ters vom Vermieter verlangt werden 
dürfen/können, diese dann aber mit 
0 € vereinbart wurden, so führt die-
se Vereinbarung im Umkehrschluss 
nicht dazu, dass die Kosten der War-
tung nicht umlagefähig sind. Vielmehr 
wurden schlicht keine Vorauszahlun-
gen vereinbart.

Bedeutung für die Praxis
Wenn der Vermieter gemäß Herstel-
lerempfehlung eine jährliche Wartung 
der Gasthermen durchführen will, darf 
sich der Mieter dem nicht widersetzen, 
sondern muss diese Arbeiten dulden.
Kommt es wegen der Weigerung des 
Mieters zu doppelten Anfahrtskosten, 
sind diese dem Vermieter zu ersetzen. 
Meint der Mieter, die Wartung müsse 
nur alle zwei Jahre erfolgen, kann er 
dies allenfalls als von ihm zu beweisen-
den Verstoß gegen den Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit einwenden. 
Das Vereinbaren von Null-Vorauszah-
lungen ist streitträchtig. Sofern die 
Kosten der Höhe nach in etwa bekannt 
sind, sollte eine entsprechende Vor-
auszahlung auch im Vertrag genannt 
werden.� HO

AG Wennigsen, Urteil vom 21.7.2023, 3 C 41/23  

BGB §§ 535, 556

Mietspiegel; Doppel-
haushälfte entspricht 
Einfamilienhaus

Ungeeichte Mess-
geräte; Verbrauchs-
schätzung

Betriebskosten:  
Kosten der Thermen-
wartung; Null-Voraus-
zahlungen
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Aus dem Urteil
Wesentliche Entscheidungsgrundlagen 
(Genehmigungsplanung, Brandschutz-
nachweis und Statik) sind Vorausset-
zung für die Beschlussfassung.
Die Begriffe „Speicher“ beziehungswei-
se „Spitzboden“ enthalten eine Zweck-
bestimmung für diese Räume, die nicht 
qua Beschluss geändert werden kann/
darf. Die hier zu Unrecht genehmigten 
Baumaßnahmen sollen eine Nutzung 
der Räume im Speicher beziehungs-
weise Spitzboden als Wohnräume er-
möglichen. Dies würde dazu führen, 
dass im Sondereigentum stehende 
Räume, die nicht zu Wohnzwecken 
genutzt werden dürfen, künftig zu 
Wohnzwecken genutzt werden wür-
den. Damit verbunden wäre ein Ein-
griff in grundbuchrechtliche Zweck-
bestimmungen von Räumen und 
Flächen; eine derartige Umwidmung 
ist von der Mehrheitsmacht im Sinne 
von § 20 Abs. 1 WEG nicht umfasst.

Bedeutung für die Praxis
Auch auf eine Gleichbehandlung mit 
anderen Sondereigentumseinheiten 
konnten sich die Bauwilligen nicht be-
rufen. Wenn hinsichtlich des Ausbaus 
eines anderen Speichers ein entspre-
chender Nachtrag zur Teilungserklä-
rung existiert, fehlt es dort bereits am 
Tatbestand der Änderung der Zweck-
bestimmung durch bloßen Beschluss.
Ein solcher Nachtrag ist nur bei einem 
ursprünglichen „Ausbaurecht“ – fixiert 
in der Teilungserklärung – entbehrlich.
Auch auf eine Gestattung des Ausbaus 
für andere Eigentümer können sich 
die Bauwilligen nicht berufen. Es gibt 
nämlich keinen Anspruch auf Gleich-
heit im Unrecht.� OR

AG München, Urteil vom 28.6.2023,  

1292 C 9285/22 | WEG §§ 20, 44

Aus dem Urteil
Ein Erbfall nach § 1922 BGB sowie die 
Gesamtrechtsnachfolge setzt keine 
Kenntnis der Erben davon voraus, so-
dass auch ein (bestehender) Verzug 
von selbst gegen die Erben wirkt. 
Im Interesse des Erben hat der Nach-
lasspfleger evidente Nachlassver-
bindlichkeiten zu begleichen, wenn 
so Schäden oder unnötige Prozesse 
und Kosten vermieden werden; das 
gilt – bei Geldmangel – auch für die 
Schaffung zumindest eines vollstreck-
baren Titels für die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer (GdWE), wenn 
Grund und Höhe der offenen Haus-
geldzahlungen unstreitig sind. Auf die 
Frage, wann die Erben die Forderungen 
der GdWE werden bedienen können, 
kommt es nicht an. Zumindest hätte 
der Nachlasspfleger zur (Ab-)Siche-
rung der fälligen Hausgelder ein no-
tarielles Schuldanerkenntnis abgeben 
können und müssen.

Bedeutung für die Praxis
Wenn ein zahlungssäumiger Eigentü-
mer verstirbt, ist Eile geboten. Beim 
zuständigen Nachlassgericht ist bei 
Unbekanntheit der Erben und Feh-
len eines Testamentsvollstreckers die 
Bestellung eines Nachlasspflegers zu 
beantragen. Dem Antrag ist auch bei 
Dürftigkeit des Nachlasses stattzuge-
ben (KG FamRZ 2018, 466). Die Nach-
lasspflegschaft hat sich gegebenenfalls 
nicht nur auf die Beendigung, sondern 
auch die Abwicklung des Vertragsver-
hältnisses zu erstrecken (vergleiche 
OLG München NJW-RR 2012, 842). Die 
Nachlasspflegschaft auf Antrag (§ 25 
FamFG; sogenannte Klagepflegschaft) 
bei wertlosem Nachlass setzt kein Si-
cherungsbedürfnis wie beim werthal-
tigen Nachlass und der Anordnung von 
Amts wegen (vergleiche § 1960 BGB) 
voraus.� OR

AG Hamburg-St. Georg, Urteil vom 28.7.2023, 

980a C 7/23  

WEG § 28, BGB §§ 249, 280 Abs. 1, 286, 1922, 
1967

Aus dem Urteil
Bei der Aufwandsentschädigung für 
die Umsetzung der Anforderungen 
aus der Datenschutz-Grundverord-
nung handelt es sich nicht um eine 
besondere Verwalterleistung (LG 
München I, Urteil vom 10.8.2022,  
1 S 3468/22). Diese Tätigkeit gehört – 
wenn nichts anderes vereinbart wurde 
– in den Bereich der Grundleistungen. 
Dasselbe gilt für die Bescheinigung 
nach § 35a ESG. Die Gemeinschaft 
der Wohnungseigentümer (GdWE) 
hat gegen die Verwalterin gemäß 
§ 812 Abs. 1 BGB einen Anspruch auf 
Rückzahlung der von ihr zu Unrecht 
vom Gemeinschaftskonto eingezoge-
nen Gelder. 
Bescheinigungen nach § 35a EStG, 
die der einzelne Eigentümer für seine 
Steuererklärung benötigt, sind keine 
besondere Verwalterleistung. Auch An-
sprüche aus Geschäftsführung ohne 
Auftrag sind nicht gegeben.
Die Genehmigung der Jahresabrech-
nung 2020 stelle keine Zustimmung 
dar, da in eine Jahresabrechnung auch 
unberechtigte Entnahmen eingestellt 
werden müssen.

Bedeutung für die Praxis
Maßgeblich für die Frage, ob der Ver-
walterin eine variable Zusatzvergü-
tung zusteht, ist primär der Verwal-
tervertrag zwischen der GdWE und 
der Verwalterin. Ist dieser nach dem 
sogenannten Baukastensystem (ver-
gleiche BGH, 5.7.2019, V ZR 278/17, ZMR 
2020, 206) aufgebaut und genügt er 
dem Transparenzgebot, so kann für die 
Erstellung der Bescheinigungen nach 
§ 35a EstG (Kammergericht, 16.4.2009, 
24 W 93/08, ZMR 2009, 709) ein Zu-
satzhonorar beansprucht werden. 
Auch die Umlegung der Kosten auf die 
GdWE ist dann nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Verwaltung nicht zu 
beanstanden.� OR

AG München, Urteil vom 7.6.2023,  

1292 C 17051/22  

WEG §§ 26, 28; BGB §§ 675, 812; EStG § 35a 
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Ab aufs Rad! 
E-Bikes werden immer beliebter. 14 % der Miete-
rinnen und Mieter in Deutschland besitzen bereits 
eines. Weitere 27 % planen die Anschaffung in den 
nächsten zwei Jahren. Das ist ein Ergebnis der 
Studie „Wohntrends 2040“, für die die Beratungsun-
ternehmen Analyse & Konzepte Immoconsult und 
InWIS im Auftrag des GdW mehr als 2.000 Mieterin-
nen und Mieter befragt haben. 
Ein E-Lastenrad haben 2 % der befragten Personen. 
11 % möchten in den nächsten Jahren eines kaufen. 
Fast jeder Fünfte hätte Interesse an E-Lastenrad-
Sharing; 3 % nutzen es bereits. 
„Die Nutzung unterschiedlicher Verkehrsmittel – 
also Multimodalität – ist ein zentraler Baustein der 
Verkehrswende. Hierzu können Wohnungsunter-
nehmen mit Sharing-Angeboten, Mobilitätshubs 
und guten Abstellmöglichkeiten für Fahrräder einen 
wichtigen Beitrag leisten“, sagt Bettina Harms von 
Analyse & Konzepte Immoconsult. 

Quelle: Wohntrends 2040, Analyse & Konzepte Immoconsult und InWIS im Auftrag  
des GdW
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Wie hoch ist das Interesse an  
elektrobetriebenen Zweirädern?

E-Bike
·	� 14 % besitzen eines
·	�� 27 % planen die Anschaffung 

in den nächsten zwei Jahren 

E-Lastenrad
·	� 2 % besitzen eines
·	�� 11 % planen die Anschaffung 

in den nächsten zwei Jahren 

E-Lastenrad-Sharing
·	� 3 % nutzen dies
·	�� 19 % haben Interesse
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